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IV Auschwitz 
 

Wir betrachten jetzt die besondere Auschwitz-„Vernichtungsle- 
gende“, die man uns bietet. 

Die Gerichtsverfahren, die die Zeugnisse erbrachten, auf denen die 
Ausrottungsbehauptungen fußen, fanden in einem erschöpften, 
hungernden Deutschland statt, dessen Bevölkerung nichts anderes 
tun konnte, als sich den Anordnungen der Besatzungsmächte zu 
fügen. Dies war die politische Wirklichkeit. Wie ausgeführt wurde, 
war es die „Zionistische Internationale“, die die spezifischen 
Aussagen, welche über die Vernichtungen aufgestellt wurden, 
vorbereitete. Hochgestellte und erfahrene Beamte Washingtons 
schenkten ihnen keinen Glauben. Die führende Persönlichkeit bei 
der Gestaltung der Rechtsgrundlagen für die Kriegsverbrech- 
erprozesse war niemand anders als der amerikanische Anklagever- 
treter im IMT-Prozeß. In diesem Prozeß hatten sich die Richter 
voreilig auf die augenscheinliche Schuld der Angeklagten festgelegt. 
Ihre „Erkenntnisse“ waren für die nachfolgenden Gerichtsverfahren 
formalrechtlich bindend. Die wichtigsten Nachfolgeprozesse waren 
die, die der Erzzionist Marcus organisierte, der spätere Held von 
Israel und damalige Leiter der U.S. War Crimes Branch, einer 
Behörde, die im Zusammenhang mit bestimmten gerichtlichen 
Untersuchungen in Folterungen von Zeugen verwickelt war. Die 
„Ehre“ der Staaten, die die Gerichtsverfahren durchführten, wurde 
der These von der „außergewöhnlichen Nazi-Brutalität“ geopfert. Es 
ist schwer einzusehen, wie man unter solchen Bedingungen etwas 
anderes als einen Schauprozeß erwarten konnte. Diese und die 
folgenden Kapitel zeigen, daß die sich auf Auschwitz beziehenden 
Beschuldigungen das sind, was man erwarten sollte. 

Zunächst muß die Frage gestellt werden, was das wesentliche 
Kennzeichen, die „Handelsmarke“ eines Betruges von diesen 
Ausmaßen ist. Kein vernünftiger Verfasser einer solchen Geschichte 
würde eine Darstellung anbieten, die in allen oder den meisten 
Einzelheiten unwahr ist. 99% wirklicher Fakten können in einer 
Geschichte enthalten sein, deren Hauptaussage in keinerlei 
Wahrheitszusammenhang hiervon steht. Diese Erkenntnis führt den 
Urheber des Betruges auf den sichersten Weg an sein Vorhaben 
heran : den Sinn der gültigen Tatsachen zu entstellen. 

Dies ist die Grundstruktur der Auschwitz-Vernichtungslegende. 
Es wird hier nachgewiesen, daß jede in dieser Legende enthaltene 
wirkliche Tatsache jeweils eine routinemäßige Bedeutung hatte 
(nicht haben könnte, sondern hatte), die nichts mit der Vernichtung 
von Menschen zu tun hat. So müssen jene, die von Vernichtung 
reden, ihre Zuflucht zu einer These nehmen, die eine abartige 
Interpretation von Tatsachen zuläßt. 
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Kommandant von Auschwitz war in der Zeit von Mai 1940 bis 
Ende 1943 der SS-Sturmbannführer Rudolf Höß. Während des 
IMT-Prozesses hatte er für die Anklagebehörde einige Affidavits 
unterzeichnet, deren bekanntestes das Datum vom 5. April 1946 
trägt.1 In Übereinstimmung mit einer allgemeinen IMT- und 
NMT-Praxis wurde er danach vom Verteidiger Kaltenbrunners am 
15. April 1946 in den Zeugenstand gerufen.2 Der Hauptinhalt seiner 
Aussagen im Kreuzverhör bestand in einer Bestätigung des Affidavits 
vom 5. April; daneben machte er noch zu bestimmten Punkten 
ergänzende Aussagen. 

Höß wird allgemein als der Starzeuge der Anklagebehörde 
betrachtet, und — ungeachtet der Entstehungsgeschichte des 
Auschwitz-Betruges, wie sie im WRB-Bericht enthalten ist, — stellt 
für die Vernichtungsmythologen im wesentlichen das Höß-Affidavit 
die Geschichte der Judenvernichtung in Auschwitz dar oder, genauer 
gesagt, den Rahmen für diese Geschichte. Alle Fürsprecher der 
Auschwitz-Legende legen eine auf das Höß-Affidavit zurückgehende 
Geschichte vor, die lediglich Abweichungen bei den Zahlenangaben 
enthält, wie sie durch IMT, NMT und ähnliche Quellen ergänzt 
wurden. Keiner der maßgebenden Vernichtungsmythologen stellt 
den WRB-Report besonders heraus. Allein Reitlinger scheint in 
Verbindung damit ein Problem von einiger Bedeutung zu spüren. 

Daher mag es angebracht sein, das Höß-Affidavit hier vollständig 
wiederzugeben. Danach werden seine Einzelpunkte einer Prüfung 
hinsichtlich des ihnen beigemessenen Beweiswertes unterzogen. Die 
verhängnisvolle Doppeldeutigkeit von Belegen wird dabei als 
charakteristisches Merkmal hervortreten. Es werden Widersprüche, 
Ungereimtheiten, blödsinnige Unglaubwürdigkeiten und Lügen 
aufscheinen. Ferner wird die Analyse einiges über den psycho- 
logischen Hintergrund der Gerichtsverfahren offenbaren. 

Auch dem Quellennachweis wird die erforderliche Beachtung 
zuteil werden, einschließlich solcher Fälle, wo es zweckmäßig 
erscheint, lieber auf Hilberg oder Reitlinger zu verweisen als auf ein 
Originaldokument, zu dem der Leser wahrscheinlich keinen leichten 
Zugang findet. 
 
Das Höß-Affidavit 

„Ich, Rudolf, Franz, Ferdinand Höß, nach entsprechender 
Vereidigung, bezeuge und sage wie folgt aus : 

1. Ich bin 46 Jahre alt und bin seit 1922 Mitglied der NSDAP; 
Mitglied in der SS seit 1934, Angehöriger der Waffen-SS seit 1939. 
Seit dem 1. Dezember 1934 gehörte ich der SS-Wacheinheit an, dem 
sogenannten Totenkopf-Verband. 

2. Seit 1934 hatte ich unausgesetzt mit der Verwaltung von 
Konzentrationslagern zu tun und war in Dachau im Dienst bis 1938; 
dann als Adjutant in Sachsenhausen von 1938 bis zum 1. Mai 1940, 
zu welcher Zeit ich zum Kommandanten von Auschwitz ernannt 
wurde. Ich befehligte Auschwitz bis zum 1. Dezember 1943 und 
schätze, daß mindestens 2.500.000 Opfer dort durch Vergasung und 
Verbrennen hingerichtet und ausgerottet wurden; mindestens eine 
weitere halbe Million starb durch Hunger und Krankheit, was eine 
Gesamtzahl von ungefähr 3.000.000 Toten ausmacht. Diese Zahl 
stellt ungefähr 70 oder 80 Prozent aller Personen dar, die als 
Gefangene nach Auschwitz geschickt wurden, die übrigen wurden 
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ausgesucht und für Sklavenarbeit in den Industrien der Konzen- 
trationslager verwendet. Unter den hingerichteten und verbrannten 
Personen befanden sich ungefähr 20.000 russische Kriegsgefangene 
(die früher von der Gestapo aus Kriegsgefangenenlagern 
ausgesondert waren); diese wurden in Auschwitz in Wehrmacht- 
transporten, die von regulären Offizieren und Mannschaften 
befehligt wurden, eingeliefert. Der Rest der Gesamtzahl der Opfer 
umfaßte ungefähr 100.000 deutsche Juden und eine große Anzahl 
meist jüdischer Einwohner aus Holland, Frankreich, Belgien, Polen, 
Ungarn, der Tschechoslowakei, Griechenland oder anderen 
Ländern. Ungefähr 400.000 ungarische Juden wurden allein in 
Auschwitz im Sommer 1944 von uns hingerichtet. 

3. Das WVHA (Wirtschafts- und Verwaltungs-Hauptamt), geführt 
von Obergruppenführer Oswald Pohl, war für die gesamten 
Verwaltungsaufgaben verantwortlich wie die Quartierbeschaffung, 
Ernährung und ärztliche Versorgung in den Konzentrationslagern. 
Vor Errichtung des RSHA waren das Geheime Staatspolizeiamt 
(Gestapo) und das Reichskriminalpolizeiamt für die Verhaftungen, 
Verschickungen in Konzentrationslager und für die dort vollzogenen 
Bestrafungen und Hinrichtungen verantwortlich. Nach Bildung des 
RSHA wurden alle diese Funktionen wie bisher ausgeübt, aber 
gemäß den Befehlen, die von Heydrich als Chef des RSHA 
unterzeichnet waren. Während Kaltenbrunner Chef des RSHA war, 
wurden die Befehle betreffend Schutzhaft, Verschickungen, 
Bestrafung und Sonderhinrichtungen von Kaltenbrunner oder von 
Müller, dem Leiter der Gestapo, als Kaltenbrunners Vertreter, 
unterzeichnet. 

4. Massenhinrichtungen durch Vergasung begannen im Laufe des 
Sommers 1941 und wurden bis zum Herbst 1944 fortgesetzt Bis zum 
1. Dezember 1943 beaufsichtigte ich persönlich die Hinrichtungen 
in Auschwitz und weiß auf Grund meines laufenden Dienstes in der 
Inspektion der Konzentrationslager im WVHA, daß diese Massen- 
hinrichtungen wie oben erwähnt fortgeführt wurden. Alle Massen- 
hinrichtungen durch Vergasung fanden unter dem direkten Befehl, 
unter der Aufsicht und Verantwortlichkeit des RSHA statt. Ich 
erhielt unmittelbar vom RSHA alle Befehle zur Ausführung dieser 
Massenhinrichtungen. 

5. Am 1. Dezember 1943 wurde ich Chef des Amtes I im Amt 
Gruppe D des WVHA, und in diesem Amt war ich verantwortlich für 
die Koordination aller Angelegenheiten, die sich zwischen dem 
RSHA und den unter der Verwaltung des WVHA stehenden 
Konzentrationslagern ergaben. Ich blieb in dieser Stellung bis zum 
Ende des Krieges. Pohl, als Chef des WVHA, und Kaltenbrunner, als 
Chef des RSHA, hielten oft gemeinsame Beratungen ab und traten 
mündlich und schriftlich häufig in Angelegenheiten, die Konzen- 
trationslager betrafen, miteinander in Verbindung. Am 5. Oktober 
1944 brachte ich Kaltenbrunner an seinem Amtssitz im Berliner 
RSHA einen ausführlichen Bericht über das Konzentrationslager 
Mauthausen. Kaltenbrunner bat mich um einen kurzen mündlichen 
Bericht über den Inhalt und sagte, er würde jede Entscheidung 
solange zurückhalten bis er Gelegenheit habe, ihn in allen 
Einzelheiten zu studieren. Dieser Bericht befaßte sich mit 
Arbeitszuweisungen an einige hundert Gefangene, die zum Tode 
verurteilt waren . . . sog. ,namenlose Gefangene‘. 
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6. Die ,Endlösung‘ der jüdischen Frage bedeutete die vollständige 
Ausrottung aller Juden in Europa. Ich hatte im Juni 1941 den Befehl 
erhalten, in Auschwitz Vernichtungsmöglichkeiten einzurichten. Zu 
jener Zeit gab es im Generalgouvernement schon drei weitere 
Vernichtungslager : Belczek, Treblinka und Wolzek. Diese Lager 
unterstanden dem Einsatzkommando der Sicherheitspolizei und des 
SD. Ich besuchte Treblinka, um festzustellen, wie die Vernichtungen 
ausgeführt wurden. Der Lagerkommandant von Treblinka sagte mir, 
daß er 80.000 im Laufe eines halben Jahres liquidiert hätte. Seine 
Aufgabe war hauptsächlich die Liquidierung aller Juden aus dem 
Warschauer Ghetto. Er hat Monoxydgas verwendet, und ich hielt 
seine Methoden für nicht sehr wirksam. Als ich daher das Ver- 
nichtungsgebäude in Auschwitz errichtete, nahm ich Zyklon B in 
Verwendung, eine kristallisierte Blausäure, die wir in die Todeskam- 
mer durch eine kleine Öffnung einwarfen. Es dauerte je nach den 
klimatischen Verhältnissen 3 bis 15 Minuten, um die Menschen in 
der Todeskammer zu töten. Wir wußten, wann die Menschen tot 
waren, weil ihr Schreien aufhörte. Wir warteten gewöhnlich 
ungefähr eine halbe Stunde, bevor wir die Türen öffneten und die 
Leichen entfernten. Nachdem man die Körper herausgeschleppt 
hatte, nahmen unsere Sonderkommandos den Leichen die Ringe ab 
und zogen das Gold aus den Zähnen dieser Leichname. 

7. Eine andere Verbesserung gegenüber Treblinka war, daß wir 
Gaskammern bauten, die 2.000 Menschen auf einmal fassen 
konnten, während die 10 Gaskammern in Treblinka nur je 200 
Menschen aufnahmen. Die Art und Weise, in der wir unsere Opfer 
auswählten, war folgende : 2 SS-Ärzte waren in Auschwitz tätig, um 
die einlaufenden Gefangenentransporte zu untersuchen. Die 
Gefangenen mußten an einem der Ärzte vorbeigehen, der bei ihrem 
Vorbeimarsch sofort die Entscheidung fällte. Die Arbeitsfähigen 
wurden ins Lager geschickt. Andere wurden sofort in die 
Vernichtungsanlagen geschickt. Kinder in sehr jungen Jahren 
wurden stets vernichtet, da sie auf Grund ihrer Jugend unfähig 
waren, zu arbeiten. Noch eine andere Verbesserung gegenüber 
Treblinka war, daß in Treblinka die Opfer fast immer wußten, daß 
sie vernichtet werden sollten, während wir uns in Auschwitz 
bemühten, die Opfer zum Narren zu halten und sie im Glauben zu 
lassen, sie hätten ein Entlausungsverfahren durchzumachen. 
Natürlich erkannten sie auch häufig unsere wahren Absichten, und 
wir hatten aus diesem Grunde manchmal Aufruhr und Schwierigkei- 
ten. Sehr häufig wollten Frauen ihre Kinder unter den Kleidern 
verbergen, aber wenn wir sie fanden, wurden die Kinder natürlich zur 
Vernichtung geschickt. Wir sollten diese Vernichtungen im 
geheimen ausführen, aber der faule und Übelkeit erregende 
Gestank, der von der ununterbrochenen Körperverbrennung 
ausging, durchdrang die ganze Gegend, und alle Leute, die in den 
umliegenden Gemeinden lebten, wußten, daß in Auschwitz 
Vernichtungen im Gange waren. 

8. Von Zeit zu Zeit erhielten wir besondere Gefangene von der 
lokalen Gestapo-Behörde. Die SS-Doktoren töteten solche 
Gefangene durch Benzin-Injektionen. Die Ärzte hatten Befehl, 
ordentliche Todesbescheinigungen auszustellen und konnten 
irgendeinen beliebigen Grund als Todesursache angeben. 

9. Von Zeit zu Zeit führten wir an weiblichen Insassen 
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medizinische Versuche durch, auch Sterilisation und Versuche im 
Zusammenhang mit Krebs. Die meisten Personen, die bei diesen 
Experimenten zu Tode kamen, waren ohnehin von der Gestapo zum 
Tode verurteilt worden. 

10. Rudolf Mildner war ungefähr von März 1941 bis September 
1943 Chef der Gestapo in Kattowitz. In dieser Eigenschaft sandte er 
häufig Gefangene nach Auschwitz zur Einkerkerung oder Hinrich- 
tung. Er besuchte Auschwitz bei verschiedenen Gelegenheiten. Der 
Gestapo-Gerichtshof, das SS-Standgericht, das Personen verhörte, 
die verschiedener Verbrechen beschuldigt wurden, wie Kriegsgefan- 
gene, die geflüchtet waren et cetera, trat häufig in Auschwitz 
zusammen, und Mildner wohnte den Verhandlungen gegen solche 
Personen oft bei, die gewöhnlich nach dem Urteilsspruch in 
Auschwitz hingerichtet wurden. Ich führte Mildner durch die 
gesamte Vernichtungsanlage in Auschwitz, an der er sehr interessiert 
war, da er Juden aus seinem Gebiet zur Hinrichtung nach Auschwitz 
senden mußte. 

Ich verstehe englisch, in welcher Sprache obenstehender Text 
niedergelegt ist. Die obigen Angaben sind wahr; diese Erklärung 
gab ich freiwillig und ohne Zwang ab. Nach Durchlesen der 
Angaben habe ich dieselben unterzeichnet und vollzogen in 
Nürnberg, Deutschland, am 5. Tage des April 1946. 

Rudolf Höß“ 
 
Was nicht im Affidavit aufscheint, ist, daß Höß in den zwanziger 

Jahren für einen politischen Mord 5 Jahre im Gefängnis saß3, und — 
vor allem im Krieg — ungewöhnlich schnell bis zum Standartenführer 
aufgestiegen ist.4 Abb. 29 ist ein Lagerplan von Birkenau.5 

Wir untersuchen nunmehr die bedeutenden Punkte des Affidavits : 
Ziffer 2 : Es wäre nützlich und wichtig gewesen, wenn Höß 
angedeutet haben würde, welcher Art die Konzentrationslager- 
Industrien von Auschwitz waren und welche große Bedeutung diese 
Industrien für die Deutschen hatten. In den umfangreichen 
Niederschriften der IMT-Zeugnisse scheint es nur einen genauen 
Hinweis auf die Beschaffenheit der Auschwitz-Industrien zu geben. 
Er findet sich in der Zeugenaussage der politischen Gefangenen 
Vaillant-Couturier, die beiläufig etwas über eine „Munitions- 
fabrik“ bemerkt hat (zweifellos die Krupp’sche Zünderfabrik) und 
über eine „große Bunafabrik, aber da (sie) dort nicht arbeitete, 
wußte sie nicht, was dort hergestellt wurde“.6 Es mag noch andere 
Hinweise — insbesondere in Dokumenten geben, doch wenn es sie 
gibt, dann sind sie ziemlich tief vergraben. 

Nicht einmal Höß klammerte sich an die Zahl von 2,5 Millionen 
vergaster Opfer. Im privaten Gespräch zur Zeit seiner Zeugenaussage 
und ebenso während seines eigenen Gerichtsverfahrens 1947 in Polen 
(er wurde gehängt) nannte er die Zahl 1.135.000. Die niedrigste 
Angabe jener, die behaupten, dort hätten Vergasungen stattge- 
funden, nennt 750.000 Opfer.7 Die Russen sprachen von 4 
Millionen Opfern, einschließlich solcher, die durch „Injektionen“, 
Mißhandlungen usw. getötet worden seien. Ihre höchste Zahlenan- 
gabe scheint sich allerdings auf 7 Millionen zu belaufen.8 

Besonders merkwürdig ist, daß die Erwähnung von 400.000 
Opfern aus Ungarn mit der Legende von den ungarischen Juden 
übereinstimmt. Diese Eigentümlichkeit bestand sogar schon vor der 
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Höß-Erklärung und besteht bis auf den heutigen Tag fort. Es war am 
5. Mai 1944, da Eichmann vermutlich den westlichen Alliierten über 
den Mittelsmann Joel Brand ein Tauschgeschäft „Lastwagen gegen 
Juden“ vorgeschlagen hatte.9 Die anhaltende Hervorhebung der 
ungarischen Juden scheint sich daraus zu ergeben, daß sich die 
besondere Aufmerksamkeit seit 1960 auf die Aktivitäten von Adolf 
Eichmann richtete. Für den Ursprung dieses Eifers kann ich nur die 
Erklärung anbieten, daß die Probleme der ungarischen Juden mit der 
deutschen Besetzung Ungarns im März 1944 begannen, gerade zu der 
Zeit, da auch die amerikanische Kriegsflüchtlingsbehörde (War 
Refugee Board), die im Januar 1944 eingerichtet worden war, ihre 
Tätigkeit aufzunehmen begann. Ein beachtlicher Teil der 
Aufmerksamkeit des WRB war daher auf Ungarn ausgerichtet.10 

Ziffer 4 : Höß legt den Beginn der Vergasungen in den Sommer 1941. 
Er wurde im Dezember 1943 zur Inspektion der Kon- 
zentrationslager in Oranienburg versetzt, weiß aber „auf Grund 
(seiner) weiterbestehenden Pflichten“, daß „diese Massenexe- 
kutionen fortgesetzt wurden“. Ein Wissen über wichtige Ereignisse in 
Auschwitz für die Zeit seiner Zugehörigkeit zur Inspektion der 
Konzentrationslager zu behaupten, erscheint einleuchtend. Bei einer 
Vernehmung als Zeuge bekundete Höß jedoch, er sei im Sommer 
1941 direkt zu Himmler befohlen worden und habe bei der 
damaligen Unterredung als KZ-Kommandant vom Reichsführer-SS 
unmittelbar den Befehl zur Vernichtung der Juden erhalten — mit 
der Auflage, er solle hierüber unbedingt „strengstes Stillschweigen“ 
bewahren und nicht einmal seinen unmittelbaren Vorgesetzten 
Glücks herausfinden lassen, was er tue. Glücks — um es geradeheraus 
zu sagen — war zu jener Zeit der Inspekteur der Konzentrationslager 
und unterstand unmittelbar dem Reichsführer-SS.11 

Ziffer 6 : Höß behauptet, „ihm sei im Juni 1941 befohlen worden, in 
Auschwitz Einrichtungen für Vernichtungsmöglichkeiten zu 
schaffen“. Damit wiederholte er das bereits unter Ziffer 4 
mitgeteilte Datum, und in seiner Zeugenaussage zur Unterstützung 
seines Affidavits griff er erneut auf dieses Datum zurück. Es scheint 
also kein Zweifel daran möglich, daß Höß wissentlich und 
wohlüberlegt den Sommer 1941 als Beginn der Judenvernichtung 
angab und daß sich ein Fehler hier nicht eingeschlichen haben kann. 
Ebenso bezeugt Höß, daß zur Zeit des Himmler-Befehls die 
KZ-Inspektion (Glücks) Himmler „unmittelbar unterstellt“ war. 
Dies könnte nur vor März 1942 gewesen sein, denn dann übernahm 
Oswald Pohl, Chef des WHVA (Wirtschafts- und Verwaltungs- 
Hauptamt, — Ziffer 3), die KZ-Inspektion, und Glücks wurde Pohl 
unterstellt, der seinerseits Himmler unterstand. Vor dem Monat 
März 1942 scheint die KZ-Inspektion eine selbständige Organisation 
gewesen zu sein und wird unmittelbar Himmler unterstanden haben, 
obgleich sie Verbindungen sowohl zu Heydrich als auch zu Jüttners 
Führungshauptamt hatte. Höß war natürlich mit dieser verwal- 
tungsmäßigen Gliederung vertraut, da Pohl Ende April 1942 eine 
Zusammenarbeit aller KZ-Kommandanten und Führungskräfte der 
KZ-Inspektion zu deren Unterrichtung veranlaßt hatte.12  

Dessen ungeachtet besteht Reitlinger aus bestimmten, später noch 
erkennbar werdenden Gründen darauf, daß Höß den Sommer 1942 
— und nicht 1941 — gemeint habe. Zunächst setzt die Höß-Erklärung 
voraus, daß der Treblinka-Besuch nach den großen Deportationen 
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der Warschauer Juden in dieses Lager stattfand. Höß versicherte das 
ausdrücklich in einer anderen eidesstattlichen Erklärung. Damit ist 
der Treblinka-Besuch auf das Jahr 1942 festgelegt. Weiter erfolgte 
der erste große Judentransport (2.000 Menschen) nach Birkenau den 
bei Reitlinger angegebenen Quellen zufolge im März 1942, als „die 
kleine Vergasungseinrichtung im Birkenwald gerade zu arbeiten 
begonnen hatte“.13 Allerdings vermehren solche Argumente die 
Verwirrung nur noch, wenn man uns daneben erzählt, daß Höß den 
Vernichtungsbefehl im Sommer 1942 erhalten habe (Reitlinger). 

Dieses sind ganz einfach jene Arten von Widersprüchen, die man in 
einem Wust von Lügen erwarten sollte. Wie dem aber auch sei, für 
unsere Untersuchung sollten wir davon ausgehen, daß Höß wirklich 
den Sommer 1942 gemeint habe. In jedem Fall behauptet Höß aber, 
daß es zur Zeit des Himmlerbefehls drei andere Vernichtungslager 
gegeben habe, daß er Treblinka besichtigt habe und daß in diesem 
Lager bereits ein halbes Jahr hindurch Vernichtungen stattgefunden 
hatten. Damit wird der Beginn der Gaskammermorde auf Anfang 
1942 festgesetzt, wenn wir Reitlingers Standpunkt akzeptieren. 

Man muß zugeben, daß Vergasen mit Kohlenmonoxyd 
unzweckmäßig ist. Kohlenmonoxyd soll in Belczek durch die 
Abgase eines Dieselmotors und im Lager Treblinka durch die Abgase 
erbeuteter russischer Panzer und Lastwagen gewonnen worden 
sein.14 

Man muß ebenso zugeben, daß Zyklon B wesentlich wirksamer 
war, da es aus Kristallen bestand, die in Verbindung mit Luft 
„Blausäuregas“ (Hydrogen-Cyanid-Gas) entwickelten. Es gab kein 
tödlicheres Gas, und das Zyklon war in der Tat ein gut bekanntes 
und weit verbreitetes Ungeziefervernichtungsmittel, das die 
deutsche Gesellschaft für Schädlingsbekämpfung (DEGESCH) 
entwickelt hatte. Vor dem Krieg war es weltweit als Ungezieferver- 
nichtungsmittel auf dem Markt15, wobei das Wort „Zyklon“ 
„Wirbelsturm“ bedeutet, d. h. das Produkt war ein „Wirbelsturm“ 
gegen die Ungezieferplage. Während des Krieges wurde es überall in 
der Wehrmacht und in den Konzentrationslagern, und daher auch in 
Auschwitz als Ungeziefervernichtungsmittel verwendet. Besteller 
und Empfänger des Zyklons in Auschwitz war das sog. Referat für 
Schädlingsbekämpfung.16 

Auf die durch Läuse verursachte ständige Typhusgefahr wurde 
bereits hingewiesen, auch haben wir die furchtbaren Folgen gesehen, 
die sich aus einem völligen Zusammenbruch der Desinfek- 
tionsmaßnahmen in Belsen ergeben haben. Im Hinblick auf die 
besondere Anfälligkeit des Auschwitz-Kattowitz-Gebietes 
gegenüber der Typhus tragenden Laus, im Hinblick auf die 
Epidemien in Auschwitz, die Werksschließungen erzwungen haben, 
schließlich im Hinblick auf die außerordentliche Wichtigkeit der 
Auschwitz-Industrie für die deutschen Kriegsanstrengungen ist es 
nicht überraschend, daß das Zyklon in Auschwitz und seiner 
Umgebung für den vorgesehenen Zweck in reichlichen Mengen 
benötigt wurde. Dieses chemische Erzeugnis wurde im WRB-Bericht, 
aber auch schon früher, und wird bis auf den heutigen Tag als Quelle 
jenes Gases bezeichnet, das für die Vernichtung von Juden in 
Auschwitz verwendet worden sei. 

Es ist unrichtig, wenn behauptet wird, die Rolle des Zyklon als 
Ungeziefervernichtungsmittel sei verheimlicht worden. Der 
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WRB-Bericht erwähnt die antiparasitäre Rolle des Zyklons, und eine 
zweifache Bestimmung des Zyklons in Auschwitz wird in den 
IMT-Protokollen ausdrücklich angesprochen.17 Gerade dieses 
Zyklon B hat sich als Hauptmerkmal eines Betruges erwiesen, weil es 
eine doppelte bzw. falsche Interpretation erfahren hat, ohne daß 
dies in der Endlösungs-Literatur erörtert, ja vielfach nicht einmal 
angedeutet wird. Nur Hilberg macht die unmaßgebliche18 Bemer- 
kung, daß „sehr wenig für die Entseuchung gebraucht wurde“, und 
zitiert dann nicht überzeugende Quellen. Reitlinger macht es nicht 
besser. 

Die hauptsächliche Verwendung des Zyklons erfolgte in Desinfek- 
tionsräumen und Kasernen. Alles wurde versiegelt und dann die 
nötige Menge Zyklon, das in grünen Blechdosen geliefert wurde, in 
die Räume eingelassen. Nach angemessener Zeit, als die Läuse und 
sonstigen Insekten und Seuchenträger tot waren, wurden die 
Räume entlüftet. Das Zyklon konnte für die Desinfektion von 
Kleidung auch in sog. „Entwesungskammern“ verwendet werden, 
wie sie die deutsche Entwesungsindustrie auf den Markt gebracht 
hatte, obgleich zu jener Zeit für die Desinfektion von Bekleidung 
auch Dampfbäder in Gebrauch waren, besonders als ortsfeste 
Anlagen. Die Entwesungskammern haben sich als mobile Anlagen 
für häufigen Standortwechsel bewährt und wurden deshalb 
vorgezogen. 

Die US-Army, die während des Krieges ebenfalls mit Ungeziefer zu 
tun hatte, besaß ähnliche Einrichtungen und hatte eine sog. 
„Feldkammer“ entwickelt. Da die Vereinigten Staaten erst im 
Dezember 1941 in den Krieg eintraten, hatten sie Zeit, das neu 
entwickelte „DDT“ für jene Zwecke zu übernehmen, für die die 
Deutschen das Zyklon verwandten.19 Natürlich brachten die 
Amerikaner das „DDT“ in ihren „Lagern“, und zwar den 
Konzentrationslagern als auch anderen zur Anwendung. Das DDT 
war als weiterentwickeltes Ungeziefervertilgungsmittel vielseitiger, 
z. B. auch nicht annähernd so tödlich für menschliche Wesen wie 
Zyklon. Daher enthielt es auch keinen „Warnstoff“ — ein 
Reizmittel, dem Zyklon beigegeben —, der sich vor dem Cyanidgas 
des Zyklon bemerkbar machte. Nun gab es jedoch auch Zyklon ohne 
diesen Reizstoff. Doch auch dies ist nicht sonderbar, da es allgemein 
üblich war, bei der Fertigung von Produkten für militärische Zwecke 
kostenspielige Zusätze wegzulassen. So fehlte in der Tat dieses 
Reizmittel bei dem in den Konzentrationslagern verwendeten 
Zyklon. 

Die Doppelrolle des Zyklon wurde vor dem IMT am 28.1.1946 in 
der Aussage eines Zeugen des französischen Anklägers DuBost 
hervorgehoben. Dann legte DuBost am 30.1.1946 das Dokument 
1553-PS als Beweismittel vor. Es bestand aus einer Anzahl von an 
den SS-Sturmführer Kurt Gerstein adressierten Rechnungen über 
verschiedene Mengen Zyklon, die nach Oranienburg und Auschwitz 
gesandt worden waren, sowie einer weitschweifigen Darlegung 
(statement), die Gerstein zugeschrieben wurde. Nach einiger 
Unschlüssigkeit wegen gewisser rechtlicher Formalien nahm das 
Gericht beide Teile des Dokuments als Beweismittel an. Die 
Behauptungen von Rassinier und Reitlinger, das „statement“ sei 
vom Gericht zurückgewiesen worden, stehen dem nicht entgegen.20 

Zwei Rechnungen sind in den IMT-Protokollbänden und ein Teil des 
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„statement“ in den NMT-Protokollbänden abgedruckt.21 Die 
beiden in den IMT-Protokollbänden wiedergegebenen Rech- 
nungsabdrucke zeigen eine Rechnung über 195kg Zyklon für 
Oranienburg und eine Rechnung über die gleiche Menge für 
Auschwitz. Wahrscheinlich war das Oranienburger Zyklon für 
andere Lager bestimmt, während das nach Auschwitz gelieferte 
Zyklon auf die kleineren Lager und möglicherweise auf die 
Kohlengruben aufgeteilt werden sollte. 

Der Fall Gerstein zeigt, daß selbst intelligente Menschen grenzen- 
los für Absurditäten empfänglich sind, wenn sie erst eine Lüge als 
Wahrheit erkannt haben. Es ist dies derselbe Gerstein, der in 
Hochhuths Schauspiel „Der Stellvertreter“ als Hauptfigur auftritt. 

Gersteins Amtsbezeichnung in der SS lautete „Chefdesinfektions- 
offizier im Hauptgesundheitsamt der Waffen-SS“.22 Als solcher war 
er für die Überwachung der Ausgabe des Desinfektionsbedarfs an alle 
von der SS verwalteten Lager verantwortlich. Über das, was ihm am 
Ende des Krieges zugestoßen war, gibt es zwei Versionen. Nach der 
einen traf er zufällig mit amerikanischen Vernehmungsoffizieren in 
einem Hotel in Rottweil, Schwarzwald, zusammen und berichtete, 
daß er eine verantwortliche Stellung in der „Nazi-Partei“ innegehabt 
habe und dabei als Geheimagent für den Anti-Nazi-Pastor Niemöller 
gearbeitet habe, daß er bei der Einrichtung der Gaskammern 
beteiligt gewesen sei und daß er darauf vorbereitet sei, als Zeuge vor 
jedem Gericht aufzutreten. Er händigte ihnen dann ein 7seitiges 
Dokument in französischer Sprache sowie eine Notiz in englischer 
Sprache und einige Zyklon-Rechnungen aus; danach verschwand 
er.23 Der anderen Version zufolge fand er sich irgendwie im Pariser 
Militärgefängnis Cherche-Midi ein, verfaßte mit eigener Hand ein 
Dokument in französischer Sprache, fügte diesem die Zyklon- 
Rechnungen bei und erhängte sich dann im Juli 1945 selbst.24 In 
keinem der beiden Fälle wurde weder er noch seine Leiche gefunden. 
Er verschwand angeblich spurlos, lediglich ein „statement“ und 
einige Zyklon-Rechnungen hinterlassend, die zum Dokument 
1553-PS wurden. Die erste Version ist diejenige, die im Begleit- 
schreiben zum Dokument wiedergegeben wird. 

Selbst wenn man uns nicht eine so offensichtlich faule Geschichte 
über Gerstein vorsetzen würde, hätten wir Zweifel an der Echtheit 
des „statement“ allein seines Inhalts wegen. Denn die darin 
enthaltene Darstellung ist lächerlich, z. B. daß Gerstein seine Stellung 
innerhalb der SS mit der Absicht übernahm, den Versuch einer 
Sabotage der Massenvernichtungen zu unternehmen („ein Mann, der 
in die Hölle eingedrungen war, mit der einzigen Absicht, vor der Welt 
Zeugnis abzulegen und den Opfern zu helfen“25). Der Text des 
„statement“ einschließlich des durch das NMT publizierten Teils ist 
hier als Anhang A beigefügt. Das „statement“ ist bei unserer 
Untersuchung zwar bedeutungslos, doch sollte der Leser sich dies 
einmal ansehen. Es ist absolut unsinnig und daher auch nicht 
verwunderlich, wenn selbst Leute, die dieser Geschichte 
Ernsthaftigkeit beimessen, eine „Zweideutigkeit des Guten“ und 
„ein gewisses Unbehagen, eine Unfähigkeit“ fühlen, „Gerstein als 
Person vollständig zu erklären“26. Das Schauspiel „Der Stellvertreter“ 
beginnt mit „Gerstein“, wie er sich einen Zugang zum Em- 
pfangsraum der päpstlichen Gesandtschaft in der Berliner 
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Rauchstraße erzwingt, um dort dem päpstlichen Nuntius atemlos die 
Geschichte seines „statement“ zu berichten! 

Vollkommen unverzeihlich ist, daß Hilberg und Reitlinger ein so 
offensichtlich unechtes „statement“ als Quelle benutzen, noch dazu 
ohne jede Rechtfertigung. Immerhin verweist Reitlinger darauf, daß 
Hitler niemals Lublin besichtigt habe, wie das „statement“ 
versichert.27 

DEGESCH war nicht die einzige Firma, die mit dem 
„Entwesungsgeschäft“ befaßt war. Auch die Firma Tesch und 
Stabenow versorgte Kunden mit Zyklon und mit Ausrüstung für 
„Entwesungskammern“, die gewöhnlich eine Größe bis zu 10 
Kubikmeter hatten. In Kapitel II sahen wir, daß anscheinend in 
Dachau eine solche „Gaskammer“ existierte, die natürlich während 
der frühen Phasen der Propaganda als Mordkammer vorgeführt 
wurde, obgleich heute nicht einmal mehr versucht wird zu 
behaupten, sie sei etwas anderes als ein Desinfektionsraum gewesen. 

Tesch und Weinbacher, Angestellte der Firma Tesch und 
Stabenow, die einige Ausrüstung für „Entwesungskammern“ an das 
Lager Groß-Rosen verkauft hatten, wurden für ihre Tätigkeit im 
Entwesungsgeschäft aufgehängt. Ihre Einrede, sie hätten nicht 
gewußt, daß ihre Waren anders als zu Desinfektionszwecken benutzt 
worden seien, und ihre Hilfseinrede, sie hätten einen Auftrag der SS 
nicht zurückweisen können, wurden durch das britische Mili- 
tärgericht verworfen.28 

Ziffer 7 : Nach den Affidavits von Höß und Entreß aus dem Jahre 
194729 waren die ersten, im Sommer 1942 in Gang gesetzten 
Gaskammern behelfsmäßige Einrichtungen (Widerspruch zum 
Affidavit aus 1946). Es handelte sich hierbei um zwei alte, luftdicht 
hergerichtete Bauernhäuser mit versiegelten Fenstern. Im 
Auschwitz-Prozeß 1963—1965 wurde davon ausgegangen, daß der 
„Bunker“ in Bild 29 eine dieser frühen Gaskammern gewesen sei.30 

Die Beschaffenheit der späteren „Gaskammern“ wird noch 
untersucht werden. 

An dieser Stelle bietet es sich an, Einwände hinsichtlich der 
Reihenfolge der Verantwortlichkeiten und Befugnisse für diese 
Maßnahmen zu erheben. Höß sagte, er habe seinen Befehl 
unmittelbar von Himmler während des Sommers 1942 erhalten. Dies 
bedeutet, daß Himmler nicht Glücks allein, sondern auch Pohl 
überging, als er dem Lagerkommandanten einen derart gewichtigen 
Befehl erteilt habe. Hierbei bestand er ausdrücklich darauf, daß 
Glücks nicht wissen sollte, was vor sich ging. Himmler begab sich 
somit drei Zuständigkeitsebenen abwärts, um einen konspirativen 
Befehl zu geben, und ordnete noch besonders an, daß Höß etwas 
geheim halten sollte, was niemals geheim bleiben konnte. Dieser 
„Sachverhalt“ ist ganz außergewöhnlich. 

Doch das ist noch nicht alles. Nach der Geschichte, die uns Höß in 
seinem Affidavit und in seiner Zeugenaussage bietet, die aber auch 
durch noch andere Quellen ergänzt wird, überließ die deutsche 
Regierung die Mittel der Tötung und das dazu erforderliche Material 
der Urteilskraft und der Eingebung eines örtlichen 
Lagerkommandanten. Höß entschied den Umbau zweier alter 
Bauernhäuser. Höß fand das Zyklon im Lager verfügbar und ent- 
schied, daß es eine wirksamere Methode zur Lösung des 
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Judenproblems gewährleistete als die, die man in Treblinka 
anwandte, wo man einige eroberte russische Panzer und Lastkraft- 
wagen für die Vernichtungen benutzte. All dies ist idiotisch. Und 
Reitlinger ist das „Problem“ der Verantwortlichkeit für den 
Zykloneinsatz offensichtlich unbequem, doch er kommt über diese 
Schwierigkeit nirgends hinweg, ja er vergrößert sie noch durch die 
Andeutung, Hitler (!) habe sich letztlich „nicht mit Begeisterung“ 
für das Zyklon entschieden.31 

Man erzählt uns, daß die nicht arbeitsfähigen Juden sofort nach 
ihrer Ankunft vergast worden seien (und deshalb zum größten Teil in 
keiner schriftlichen Aufzeichnung erscheinen), aber ein dieser 
Behauptung widersprechender Bericht ist sogar im WRB-Report 
enthalten. Diesem Report zufolge erreichte ein Familientransport 
von 4 oder 5.000 Juden aus Theresienstadt Birkenau im September 
1943. Die Ankommenden behielten ihr Gepäck und wurden als 
Familien in jenem Lagerteil untergebracht, der in Bild 29 be- 
zeichnet ist. Man erlaubte ihnen, frei zu korrespondieren, für die 
Kinder wurde eine Schule eingerichtet und die Männer waren nicht 
zur Arbeit verpflichtet. Sie wurden als für 6 Monate in Quarantäne 
befindlich betrachtet. Es wird behauptet, daß sie am 7. März 1944 
vergast worden seien und daß „die jungen Leute singend in den Tod 
gegangen seien“. Die Verwandten dieser Juden erhielten vom 23. 
oder 25. März datierte Postsendungen, doch es wird behauptet, diese 
Post sei bereits am l. März von den Absendern geschrieben und in 
Befolgung deutscher Anordnungen nachdatiert worden. 

Dieser Vorgang wurde mit einer anderen Gruppe jüdischer 
Familien wiederholt. Es handelte sich um 5.000 Menschen, die im 
Dezember 1943 aus Theresienstadt ankamen und deren Quarantäne 
im Juni 1944 beendet werden sollte. Einige Männer wurden zur 
Arbeit herangezogen. Nach Berichten angeblich Überlebender 
standen im Mai 1944 : 2.000 auf der Beschäftigungsliste, 1452 waren 
noch in Quarantäne und 1575 wurden als in „Vorbereitung zum 
Transport“ angesehen, was nach Reitlinger „Warten auf die 
Gaskammern“ bedeutete. Dies wurde noch einmal mit einer Gruppe 
Theresienstädter Familien wiederholt, die im Mai 1944 ankam.32 Da 
alle diese Menschen unter „Quarantäne“ gestellt wurden, sind ihre 
Quartiere mit Sicherheit bevor sie hineingeführt wurden und 
vielleicht auch, während sie dort lebten, mit Zyklon desinfiziert 
worden. Heute wird uns zugemutet zu glauben, daß die Deutschen 
ihre spätere Tötung mit demselben Produkt planten! 

Im wesentlichen die gleiche Geschichte wurde bei der Beweisauf- 
nahme vor dem IMT wiederholt.33 Das Vorhandensein solchen 
Materials im WRB-Bericht ist kein Geheimnis. Was auch immer den 
Theresienstädter Juden in den Jahren 1943 bis 1944 widerfuhr, war 
in Europa ziemlich gut bekannt. Als im Oktober 1943 aus Dänemark 
360 Juden abtransportiert wurden, brachte man sie nach 
Theresienstadt, „ . . . damit man dem dänischen König mit mehr 
Anspruch auf Glaubwürdigkeit versichern könne, daß ihnen nichts 
geschehen würde“.34 Wir wiesen bereits im vorangehenden Kapitel 
auf die im Juni 1944 erfolgte Kontrolle durch das Rote Kreuz hin; 
die Beziehungen des Roten Kreuzes zu Theresienstadt werden im 
folgenden Kapitel weiterbehandelt werden. Auf Grund eines 
Besuchs von Theresienstadt 1945 berichtete das Rote Kreuz von 
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Verlegungen nach Auschwitz, ohne damit argwöhnische Andeutun- 
gen zu verbinden. 

Es war durchaus logisch, davon zu sprechen, daß die Theresien- 
städter Juden sich in „Vorbereitung zum Transport“ befunden 
hätten, als ihre Quarantäne vor der Beendigung stand, da bekannt ist, 
daß viele Juden aus Theresienstadt nach dem Osten deportiert 
wurden. Eine durch die israelische Regierung verbürgte Quelle, die in 
Theresienstadt ihren Ursprung hat, ergibt, daß die Deutschen von 
1941 bis 1944 Juden aus Theresienstadt nach Minsk in Rußland und 
Riga in Lettland verbracht hätten. Man mußte schon einige 
„Vernichtungslager“ passieren, um von Theresienstadt in diese 
Städte zu gelangen. Die erwähnte Quelle berichtet weiter, daß junge 
Theresienstädter Juden sich noch im August 1944 eifrig für 
Transporte nach Auschwitz gemeldet hätten.35 Rabbi Leo Baeck 
erklärte, daß jemand im August 1943 aus Auschwitz geflohen und 
nach Theresienstadt zurückgekehrt sei und dort Baeck von 
Vergasungen erzählt habe. Baeck hat angegeben, warum er zu dieser 
Zeit niemandem hiervon erzählte, was — wie uns zweifellos damit 
gesagt werden soll — erklärt, wie es möglich gewesen ist, daß alle 
diese Leute in ihrer „Unwissenheit“ eifrig bemüht waren, nach 
Auschwitz zu kommen.36 

Wie dem auch sei, der die Theresienstädter Juden betreffende 
Abschnitt der Auschwitz-Legende ist offensichtlich Unsinn, sogar 
ohne den Beweis des Gegenteils. Daß die Deutschen drei 
verschiedene Gruppen von Menschen einer Kategorie, für die in 
Birkenau ein Vernichtungsprogramm existierte, dort für 6 Monate 
beherbergen wollten, ist nicht glaubhaft. 

Wenn wir noch eine andere Quelle prüfen, bei der es sich um 
statistisches Zahlenmaterial über Transporte nach Auschwitz 
handeln soll, treffen wir auf die gleiche Lage. Die Angaben des 
Niederländischen Roten Kreuzes sind von größerer Zuverlässigkeit 
als die des WRB-Berichtes, obgleich sie weitgehend begrenzt sind. 
Wie aus Anhang C ersichtlich, zeigen diese Angaben, daß im großen 
und ganzen alle männlichen Juden, welche im Juli und August 1942 
aus den Niederlanden nach Auschwitz deportiert wurden, nach 
Birkenau gekommen sind und Registrationsnummern erhalten 
haben. Es ist auch bekannt, daß diese holländischen Juden Briefe an 
Bekannte in den Niederlanden geschrieben haben, in denen sie die 
Arbeit in Auschwitz als „hart aber erträglich“, die Verpflegung als 
„angemessen“, die Schlafgelegenheit als „gut“, die hygienischen 
Bedingungen als „zufriedenstellend“ und die allgemeine Behandlung 
als „korrekt“ bezeichneten (dies berichtete der Judenrat in 
Amsterdam mit dem Zusatz, er wisse von 52 solchen Briefen). Für 
Reitlinger sind dies „Rätsel“, denn — so sagt er — „zu gewissen 
Zeiten wurden ganze Transporte in das Lager aufgenommen.“37 

Der Begriff „sofortige Entscheidungen“ (spot decisions) ist, soviel 
wir wissen, nach dem Höß-Affidavit nicht mehr gebraucht worden. 
Allgemein wird von „Selektionen“ gesprochen; man erzählt, daß 
„Selektionen“ bei den ankommenden Transporten auf der 
Grundlage der Arbeitseignung erfolgten. Dies wird im wesentlichen 
wahr sein; bei der Ausdehnung und Verschiedenartigkeit des 
industriellen Tätigkeitsbereichs in Auschwitz waren „Selektionen“ 
zur Feststellung der Arbeitsfähigkeit sowie der Eignung für leichte 
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oder schwere Arbeit erforderlich. Auch war zu berücksichtigen, ob 
ein Transport aus Gefangenen, freiwilligen Arbeitern, umgesiedelten 
Juden (wie die Theresienstädter Juden) oder anders zusam- 
mengesetzt war. Auch wurden die Transporte zweifellos auf 
Mangelberufe hin durchkämmt, wie etwa auf medizinisches 
Personal, Ingenieure, Fachhandwerker usw. Die Ver- 
nichtungslegende behauptet demgegenüber, daß bei dieser 
sorgfältigen Aussonderung und Auswahl nur eine Personengruppe 
gesucht wurde : die nicht arbeitsfähigen und damit zur Vernichtung 
bestimmten Juden. Diese Behauptung ist schon durch die 
Beweisführung ernstlich in Frage gestellt. 

Und dann soll ausgerechnet diese Gruppe in die Millionen 
gegangen sein! 

Unter „Selektion“ ankommender Transporte ist nicht jene 
behauptete einzige Art von Selektionen für die Gaskammer zu 
verstehen. Ein holländischer Jude, Dr. Elie A. Cohen, wurde im 
Jahre 1943 inhaftiert, weil er versucht hatte, die Niederlande ohne 
Genehmigung zu verlassen. Im September wurde er mit seiner 
Familie nach Auschwitz verbracht, wo er von ihr getrennt wurde; er 
sah sie niemals wieder. Später schrieb er über seine Erfahrungen als 
Mitglied der Krankenhausverwaltung in Auschwitz I ein Buch : 
„Menschliches Verhalten in den Konzentrationslagern“. Cohen 
stellt gewisse Gaskammer-Selektionen im Häftlingskrankenhaus 
dar :38 

„Nachdem die ,H.K.B. (Häftlingskrankenbau)-Verwaltungsstelle‘ 
Nachricht gegeben hatte, daß der Lagerarzt dabei war, eine Selektion 
durchzuführen, wurde der ganze Block tätig wie ein Bienenschwarm, denn 
alles hatte schmuck und sauber zu sein . . . während jedermann in 
Achtungstellung stand, trat er mit seinem Gefolge ein : S.D.G. (Sanitätsdienst- 
grad), Blockälteste und Blockschreiber. Die kranken Juden standen schon in 
einer Reihe, nackt selbstverständlich. Gleichzeitig mit Vorlage der 
Karteikarte mit den persönlichen Aufzeichnungen über jeden Gefangenen 
stellte der Blockarzt, in dessen Ohr der Krankenhausarzt die Diagnose 
flüsterte, dem Lagerarzt den Patienten zur Untersuchung vor . . . in 90% aller 
Fälle wurde die Karte dem S.D.G. ausgehändigt, was für den Patienten Tod 
durch Vergasung bedeutete, außer wenn die politische Abteilung das 
Gegenteil anordnete, was bei Schutzhafthäftlingen (gewöhnlichen 
Kriminellen) häufig vorkam. 

Nicht nur abgezehrte Gefangene, sondern ebenso einige, die gut genährt 
aussahen, wurden zeitweise für die Gaskammer bestimmt; gelegentlich hatten 
sogar Angehörige der Häftlingsverwaltung, die offiziell davon ausgenommen 
waren, ein gleiches Schicksal zu erleiden. Es wurde daher, insbesondere im 
Hinblick auf den „medizinischen Stil“ des Lagerarztes allgemein vermutet, 
daß nicht nur Arbeitsunfähige zur Tötung ausgewählt wurden, sondern daß 
der entscheidende Faktor dabei sein mußte, daß jeweils eine bestimmte Zahl 
von Personen zu vergasen war. 

Offiziell kannte niemand das letzte Ziel dieser Prozedur wirklich, nicht einmal 
das Personal der Verwaltungsstelle, denn hinter die Namen der Vergasten 
wurden die Buchstaben S.B., die Kurzbezeichnung für Sonderbehandlung, 
gesetzt.“ 
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Abb. 15 : Leichen in einem Zug bei Dachau 
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Cohen berichtet nicht, daß er irgendwelche Gaskammern gesehen, 
erlebt habe. Der einzige Beweis, den er dafür heranzieht, solche 
Szenen als „Vergasung“ auszudeuten (eine solche Ausdeutung ist 
von den schlichten Tatsachen her sicher nicht angezeigt), besteht in 
den Nachkriegsbehauptungen über Judenvernichtungen in 
Auschwitz sowie in der Tatsache, daß es innerhalb des Lagers 
Gerüchte über Judenvernichtungen irgendwo bei Auschwitz gegeben 
habe. Sicher zirkulierten solche Gerüchte über Judenvernichtungen, 
hat doch eine Delegation des Internationalen Roten Kreuzes von 
derartigen Gerüchten unter britischen Kriegsgefangenen in Ausch- 
witz III im September 1944 berichtet.39 Jedoch läßt sich aus den 
Gerüchten so gut wie nichts schließen, zumal ihr systematisches 
Ausstreuen zur psychologischen Kriegführung der Gegner Deutsch- 
lands gehörte. Wir haben gesehen, daß das OSS und natürlich die 
Kommunisten sich intensiv mit der Verbreitung von Gerüchten und 
„Greuelpropaganda“ beschäftigten. Eingeweihte hohe Beamte der 
US-Regierung — und natürlich auch das britische Informations- 
ministerium — haben das Verbreiten solcher Informationen bewußt 
gefördert. Während des IG-Farben Prozesses stellte der 
Anklagevertreter Minskoff dem Zeugen der Verteidigung Münch die 
folgende Frage :40 

„Herr Zeuge, ist es nicht eine Tatsache, daß während der Zeit, als Sie in 
Auschwitz waren, alliierte Flugzeuge Flugblätter über Kattowitz und 
Auschwitz abwarfen, mit denen die Bevölkerung über die Vorgänge in 
Birkenau unterrichtet wurde?“ 

Münch wußte das nicht. Doch Minskoff wußte hier Bescheid, da er 
während des Krieges ein über die Auslandstätigkeit orientierter 
Rechtsanwalt im Finanzministerium gewesen und vermutlich gut 
über die WRB-Vorgänge informiert war. Das WRB hatte mit dem 
Kriegsinformationsamt verschiedentlich bei Flugblattaktionen 
zusammengearbeitet. Leiter der Anklagebehörde im IG-Farben 
Prozeß war DuBois, der vorher Hauptberater des WRB gewesen war; 
er schrieb, daß er in seinem „Amt im Jahre 1944 gewußt habe, was in 
Auschwitz vor sich ging“. In seinem Buch erwähnte er zustimmend 
den die Minskoff-Frage enthaltenen Teil der Zeugenaussage.41 Dies 
ist ein guter Beweis für eine amerikanische Flugblattaktion über 
Auschwitz, obgleich das Verfahren ziemlich unvollkommen gewesen 
sein dürfte. Meiner Meinung nach erfolgte eine solche Flug- 
blattaktion, wenn sie wirklich durchgeführt worden ist, bei Nacht 
und unter Verwendung einer geringen Stückzahl. 

Indessen waren Flugblätter gar nicht nötig, um die Lager mit 
Gerüchten zu versorgen, da die gut organisierten Kommunisten sehr 
aktiv auf diesem Gebiet waren. Ihre überlegene Organisation, die sich 
auch mit dem unerlaubten Abhören von Rundfunksendungen 
befaßte, hatte die anderen Häftlinge von ihren „Neuigkeiten“ 
regelrecht abhängig gemacht.42 So konnten Geschichten über die 
Lager auf den verschiedensten Wegen — mit und ohne 
„Feindsender“ — in diese hinein- oder aus diesen hinausgelangen. 

Die oben erwähnte Delegation des Roten Kreuzes hatte versucht, 
die Auschwitz-Lager zu besichtigen, kam aber anscheinend nicht 
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weiter als bis in den Verwaltungskomplex von Auschwitz I und in die 
Unterkünfte der britischen Kriegsgefangenen. Die letzteren durfte 
sie auf Grund der bestehenden internationalen Abkommen 
aufsuchen; hinsichtlich der anderen Bereiche waren die deutschen 
Offiziere „liebenswürdig und zurückhaltend“. Die Delegation 
berichtete ohne Kommentar, daß die britischen Kriegsgefangenen 
von Lagerinsassen keine Bestätigung der Gerüchte erhalten hätten. 
Als später die Sowjets die britischen Kriegsgefangenen im Anschluß 
an die Besetzung des Lagers verhörten, stellte sich heraus, daß sie 
auch dann — trotz dieser Gerüchte — von „Verbrechen überhaupt 
nichts wußten“.43 

Spätere Ereignisse haben dann in vielen Fällen die Gerüchte in 
„Wissen“ umgewandelt. Ankommende Juden hatten sicherlich 
keinerlei Verdacht auf Vergasungen.44 

Mit den „Selektionen“ werden wir einer weiteren Tatsache 
gegenübergestellt, die eine doppelte Auslegung zuläßt. Es gibt keinen 
Zweifel daran, daß die umfassenden industriellen und sonstigen 
Beschäftigungsmöglichkeiten eine „Auswahl“ der Menschen für 
verschiedene herkömmliche Zweckbestimmungen erforderte. Von uns 
aber verlangt man, dieser Tätigkeit eine „Vernichtungsabsicht“ 
beizumessen. 

Bevor wir uns von Cohen abwenden, sollten wir noch bemerken, 
daß es im Krankenbau von Auschwitz I sowohl kranke, 
ausgemergelte als auch andere Juden gab.45 

„Der H.K.B, war in fünf guten, aus Stein gebauten Häuserblocks 
untergebracht. Es gab einen Block für Chirurgie, einen für In- 
fektionskrankheiten, einen für innere Krankheiten, einen für Schonung 
(weniger schwere Fälle) und Block 28 (Bestrahlung, medizinische 
Experimente, Spezialistenräume, Aufnahmen). Die Kranken lagen in 
dreistöckigen Betten auf Strohsäcken unter zwei baumwollenen Decken und 
einem Bettlaken, bekleidet mit einem Hemd (später zusätzlich noch mit einer 
Unterhose). Jede Woche wurden die Patienten gebadet, alle zwei Wochen 
erhielten sie ,saubere‘ Unterkleidung und ein ,sauberes‘ Bettlaken. Es gab 
wenig Fliegen, keine Läuse. Jede Schlafstelle war selten mit mehr als zwei 
Personen belegt. Aber . . . selbst Patienten mit hohem Fieber mußten ihre 
Betten verlassen, um zur Toilette zu gehen oder sich in dem kalten Waschraum 
morgens zu waschen. Mit Hilfe der SS konnte man immer Medikamente 
,organisieren‘, wenn auch nicht in ausreichenden Mengen, sogar Sulfonamide 
eingeschlossen; diese waren durch große Judentransporte aus allen 
europäischen Ländern hereingebracht worden.“ 

Cohen fügt hinzu, daß die Zustände in den Krankenabteilungen — 
anderer Lager —, über die er nur gelesen hat, viel schlechter gewesen 
seien. Der Krankenbau von Auschwitz I war offensichtlich keine 
Luxuseinrichtung, doch zeigte er auf Seiten der Deutschen das 
ernstliche Bemühen um gesundheitliche Wiederherstellung der 
erkrankten Häftlinge, inklusive der Juden. Diese Beobachtung steht 
ebenfalls der Behauptung entgegen, daß die Arbeitsunfähigen getö- 
tet worden seien. Cohen berichtet von gewissen Selektionen, de- 
ren Gründe unbekannt blieben. Möglich, daß die als nicht mehr 
arbeitsfähig angesehenen Häftlinge nach Birkenau geschickt worden 
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sind. Dies wäre durchaus verständlich, zumal sich herausgestellt hat, 
daß die Nichtarbeitsfähigen aus dem Monowitzer Krankenhaus 
ebenfalls nach Birkenau verlegt worden waren. 

Der Ausdruck „Sonderbehandlung“ wird als eines der Tarnworte 
für Vergasung ausgegeben. Wenn gesagt wird, daß soundsoviele 
Juden in einem Transport nach Auschwitz irgendeinem deutschen 
Bericht oder Dokument zufolge vergast worden seien, so beruht das 
darauf, daß dem Wort „Sonderbehandlung“ die Bedeutung 
„Vergasung“ unterschoben wird. Von den in Frage stehenden 
Dokumenten gibt es zwei an der Zahl; sie sind abgedruckt (nicht im 
Original wiedergegeben) in einer Publikation der polnischen 
Regierung aus dem Jahre 1946. Beide Dokumente sollen von einem 
SS-Sturmführer Schwarz unterzeichnet sein. Sie sagen aus, daß aus 
verschiedenen jüdischen Transporten von Breslau und Berlin nach 
Auschwitz im März 1943 eine bestimmte Anzahl von Juden zur 
Arbeit ausgesondert und der Rest „sonderbehandelt“ worden sei. 
Soviel ich weiß, handelt es sich hierbei nicht um Nürnberger 
Dokumente; die Originale, wenn es sie gibt (was ich nicht in Abrede 
stellen will), befinden sich in polnischen Archiven.46 

Es gibt ein offenbar echtes Dokument der Gestapo in Düsseldorf, 
das im einzelnen die Art und Weise angibt, in der die Hinrichtungen 
von Fremdarbeitern für gewisse Vergehen durchzuführen waren, und 
das den Ausdruck „Sonderbehandlung“ im Sinne von Exekution 
gebraucht. Weiterhin gibt es ein Dokument, das als Beweismittel in 
den Eichmann-Prozeß eingeführt wurde und das die Exekution von 
drei Juden als „Sonderbehandlung“ bezeichnet.47 

So scheint es richtig zu sein, daß der Begriff in dem bestimmten 
Zusammenhang Exekution bedeutete, aber zumindest ebenso sicher 
ist, daß er innerhalb der SS eine gleichermaßen unbestimmte 
Bedeutung hatte wie in englischsprachigen Ländern die Worte 
„besondere Behandlung“ (special treatment); es gibt ausreichende 
Beweise hierfür. Während des IMT-Prozesses brachte der Ankläger 
Amen im Kreuzverhör Kaltenbrunner dazu, zuzugeben, daß der 
Begriff „Exekution“ bedeutet haben könnte, sofern es von Himmler 
angeordnet war. Bei dem Versuch, Kaltenbrunner persönlich mit der 
„Sonderbehandlung“ in Verbindung zu bringen, legte Amen sodann 
triumphierend ein Dokument vor, demzufolge Kaltenbrunner für 
bestimmte Leute Sonderbehandlung angeordnet hatte. Amen 
forderte dann Kaltenbrunner auf, zu dem Dokument Stellung zu 
nehmen, ohne es zu lesen. Es gab eine erbitterte Auseinanderset- 
zung, aber Kaltenbrunner wurde schließlich erlaubt, das Dokument 
zu lesen. Er führte dann lebhaft aus, daß die in dem Dokument 
erwähnte Sonderbehandlung für Leute in der „Winzerstube“ und im 
„Walzertraum“ gedacht war, daß diese beiden Einrichtungen 
elegante Hotels gewesen seien, in denen angesehene Personen 
interniert waren, und daß „Sonderbehandlung“ in ihrem Fall 
bedeutete, daß sie frei korrespondieren sowie Pakete empfangen und 
eine Flasche Champagner pro Tag erhalten konnten und anderes 
mehr.48 

Poliakov gibt einige Dokumente wieder, die zeigen, daß 
„Sonderbehandlung“ innerhalb der SS noch eine andere Bedeutung 
hatte. Die Dokumente behandeln Maßnahmen, die im Fall von 
Schwangerschaften ergriffen werden sollten, die durch unerlaubten 
Geschlechtsverkehr von polnischen Zivilarbeitern und 
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Kriegsgefangenen verursacht wurden. Eine Prüfung nach rassischen 
Gesichtspunkten sollte darüber befinden, ob das Kind abgetrieben 
oder „germanisiert“ (durch eine deutsche Familie adoptiert) werden 
sollte. Der Ausdruck „Sonderbehandlung“ war in diesem Fall eine 
Verweisung entweder auf „Germanisierung“ oder „Abtreibung“. 

Im Eichmann-Prozeß wurden einige Dokumente in das Beweisver- 
fahren eingeführt, die sich mit der Behandlung von 91 Kindern aus 
Lidice in Böhmen-Mähren befaßten. Diese Kinder waren auf Grund 
von Repressalien verwaist, die in Lidice nach Heydrichs Ermordung 
durchgeführt worden waren. Eine bestimmte Anzahl wurde für die 
Germanisierung herausgesucht und der Rest zur Sammelstelle für 
verdrängte Personen in (Litzmannstadt) Lodz geschickt, die das 
Reichssicherheitshauptamt verwaltete. Der Leiter der Sammelstelle, 
Krumey, betrachtete diese Kinder als einen Sonderfall innerhalb der 
Sammelstelle, denen während ihres dortigen Aufenthaltes „Sonder- 
behandlung“ zu gewähren war. Dieser oder der gleichbedeutende 
Ausdruck „gesonderte Behandlung“ wurde im Auswärtigen Amt 
auch in Verbindung mit gesonderten Kategorien von 
Kriegsgefangenen — z. B. bei Priestern — gebraucht.49 

Himmler ließ sich etwas unklar über den Begriff „Sonderbehand- 
lung“ aus, als er den „Korherr-Bericht“ prüfte — Dokumente 
NO-5193 bis 5198. Korherr war Chef-Statistiker der SS und 
bereitete Ende 1942/Anfang 1943 einen Bericht über die Lage der 
europäischen Juden für Himmler vor. Im März 1943 berichtete er, 
daß insgesamt 1.873.594 Juden verschiedener Nationalität durch ein 
Programm der „Evakuierung“ erfaßt worden waren, mit der 
beiläufigen Bemerkung „einschließlich Theresienstadt und 
einschließlich Sonderbehandlung“. Der Bericht teilte auch die 
Anzahl der Juden in den Ghettos Theresienstadt, Lodz und dem 
Generalgouvernement sowie in den Konzentrationslagern und 
deutschen Städten mit. Außerdem war darin vermerkt, daß von 
1933 bis zum 31. Dezember 1942 in deutschen 
Konzentrationslagern 27.347 Juden verstorben waren. 

Nachdem Himmler den Bericht geprüft hatte, wies er Korherr 
durch Brandt an, den Ausdruck „Sonderbehandlung“ im Bericht 
nicht zu benutzen und den Transport in den Osten näher zu 
spezifizieren. Ungeachtet dessen enthält das uns vorliegende 
Dokument den Begriff in der dargelegten Form. Das Dokument gibt 
keinen Hinweis, wie der Begriff auszulegen ist; da er jedoch in 
Verbindung mit Theresienstadt auftaucht, erscheint es angebracht, 
ihn in einem günstigen Sinn auszulegen, nämlich als Hinweis auf eine 
Art bevorzugte Behandlung. 

Kurz danach schrieb Himmler in einem angeblich von ihm 
unterzeichneten Dokument, daß er den Bericht „als allenfallsiges [sic] 
Material für spätere Zeiten und zwar zu Tarnungszwecken“ 
betrachte. Was zu tarnen gewesen sei, wird in dem Dokument nicht 
angegeben. Doch bezeugte Eichmann in seinem Prozeß, daß die 
deutsche Regierung nach der Stalingrad-Katastrophe im Januar 
1943 den Gang der Deportationen aus „Tarnungsgründen“ 
beschleunigt habe, „um das deutsche Volk darüber zu beruhigen, 
daß draußen alles in Ordnung wäre“. Himmler wies besonders darauf 
hin, daß der Korherr-Bericht „im Augenblick“ nicht veröffentlicht 
werden dürfe, aber seine Bemerkung über eine Tarnung könnte 
dennoch in dem von Eichmann angedeuteten Sinn aufgefaßt werden 
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(Eichmanns Feststellung stand nicht in Zusammenhang mit dem 
Korherr-Bericht).50 

Weitere Dokumente sind 003-L, ein Brief des SS-Generals 
Katzmann, in dem von 434.329 ausgesiedelten Juden aus Süd-Polen 
als „sonderbehandelt“ gesprochen wird, und NO-246, ein Brief von 
Arthur Greiser an Himmler mit dem Datum 1. Mai 1942, worin um 
Genehmigung einer Sonderbehandlung gebeten wird, die in bezug 
auf etwa 100.000 Juden im Warthegau (Teil des annektierten Polen) 
dahingehend spezifiziert wird, diese von der Außenwelt 
abgeschlossen zu halten. Greiser wurde durch einen polnischen 
Gerichtshof trotz einer Intervention des Papstes zu seinen Gunsten 
am 20. Juli 1946 zum Tode verurteilt. Zu alledem gibt es noch einen 
Brief von Lohse, der in Kapitel VI besprochen werden wird.51 

Zusammenfassend läßt sich im Hinblick auf die von einer 
Sonderbehandlung sprechenden Dokumente sagen, daß selbst dann, 
wenn man alle wichtigen Dokumente — auch die hinsichtlich ihrer 
Authentizität fragwürdigen — für echt hält, jene Dokumente, die sich 
auf Auschwitz beziehen, keine Interpretation des Begriffs im Sinne 
von „Vernichtung“ bedingen. Daß der Begriff „Sonderbehandlung“ 
mehr als eine Bedeutung in einer deutschen Behörde hatte, ist nichts 
Besonderes. Zum Beispiel verstehe ich, daß beim Zentral- 
Nachrichten-Dienst (Central Intelligence Agency) „termination“ 
Hinrichtung oder Mord bedeuten kann. Gleichwohl könnte der 
Begriff gewiß auch auf die Entlassung einer Maschinenschreiberin 
wegen Fehlens im Dienst angewandt werden. 

Die Ausführungen in Ziffer 7 des Höß-Affidavits über das 
Bemühen, „in den Opfern die Vorstellung zu erwecken, sie hätten 
sich einem Entlausungsprozeß zu unterziehen“, sind selbstver- 
ständlich folgerichtig, da jedermann beim Betreten eines deutschen 
Lagers einen Entlausungsprozeß der von Höß in seinem Affidavit 
und seiner Zeugenaussage beschriebenen Art durchzumachen hatte : 
— Entkleiden, Rasieren, Duschen.52 Wieder stehen wir einer 
Tatsache gegenüber, die für eine zweifache Interpretation geeignet 
ist. 

Der letzte Gegenstand in Ziffer 7 bezieht sich auf Verbrennungen. 
Nach Höß und allen anderen Berichten über Massenvernichtungen 
fanden die Verbrennungen der Leichen in Gräben oder Gruben statt, 
bevor es dort die modernen Krematorien gab.53 Die neuen Krema- 
torien sollen für die Vernichtung der Juden bestimmt gewesen 
sein, aber wir deuteten bereits im vorhergehenden Kapitel eine 
herkömmlichere Zweckbestimmung an. Wir wollen uns ihre 
Geschichte ansehen. 

Die Vorbereitenden Stadien der Planung und Auftragserteilung für 
ihre Errichtung reichen wohl in den Beginn des Jahres 1942 zurück 
und diese Tatsache an sich macht es zumindest schwer, zu glauben, 
daß sie in Beziehung zu irgendeinem Vernichtungsprogramm 
standen, das Himmler im Sommer 1942 befohlen hätte. Die 
Konstruktionspläne für vier Krematorienbauten tragen das Datum 
vom 28. Januar 1942.54 Am 27. Februar 1942 besichtigte der Leiter 
der Bauabteilung des Wirtschaftsverwaltungs-Hauptamtes der SS, 
Brigadeführer Dr. Ing. Hans Kammler, ein Ingenieur, der auch die 
Einrichtung der deutschen V-Waffen-Basen und der unterirdischen 
Flugzeugfabriken leitete, Auschwitz und hielt dort eine Besprech- 
ung ab, bei der beschlossen wurde, lieber fünf statt (wie zuvor 
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geplant) zwei Krematoriumsfeuerungen, eine jede mit drei Öfen 
oder Türen, einzurichten.55 Diese Sache wurde also nicht der 
Eingebungskraft von Höß überlassen. In der Vernichtungslegende 
erhielt Höß — wie auch immer — entscheidenden Einfluß auf die 
Verwendung von Zyklon. Die vorgesehenen 15 Öfen für ein Bauwerk 
oder Gebäude wurden am 3. August 1942 bei der Firma Topf & 
Söhne/Erfurt, in Auftrag gegeben.56 Die Öfen entsprachen dem 
Standardtyp, den die Firma Topf & Söhne (1962 noch in Wiesbaden 
geschäftlich tätig) verkaufte. Bild 26 soll eine Fotographie eines der 
Krematorien von Auschwitz sein. Jeder Ofen war dazu bestimmt, 
wie alle Standard-Krematoriums-Öfen, jeweils eine Leiche zur Zeit 
aufzunehmen. Es gibt keinen Beweis für den Einbau irgendeines 
nicht standardgemäßen Ofens, der irgendwie geeignet war, mehr als 
eine Leiche zur Zeit aufzunehmen. Die Firma Topf hatte auch Öfen 
für Lager geliefert, die nicht als Vernichtungslager ausgegeben 
werden, wie z. B. Buchenwald.57 

Die Pläne für die vier zur Aufnahme der Krematorien bestimmten 
Bauwerke, die mit II, III, IV und V numeriert waren (Krematorium I 
scheint das schließlich stillgelegte Krematorium I in Auschwitz I 
gewesen zu sein, das vier Öfen enthielt),58 zeigen, daß es in jedem 
Bauwerk einen großen Saal oder Raum gab. Bei Nummer II und III 
lag er unter der Erdoberfläche und wurde als Leichenkeller 
bezeichnet; seine Ausmaße betrugen 2,4m Höhe und 210m2 

Grundfläche bzw. 2,3m Höhe und 400m2 Grundfläche. Die Säle in 
den Gebäuden, die die Krematorien IV und V beherbergten, 
befanden sich über der Erdoberfläche und wurden als Badeanstalten 
bezeichnet; jede von ihnen hatte eine Höhe von 2,3m und eine 
Grundfläche von 580m2. Den Feststellungen im Auschwitz- 
Prozeß von 1963—1965 zufolge war die Lage der Gebäude so, wie es 
auf Bild 29 dargestellt ist. 

Die Bauabteilung von Auschwitz wurde bei der Errichtung der 
Krematorien nicht nur durch die Firma Topf & Söhne, sondern auch 
durch die SS-Gesellschaft DAW (Deutsche Ausrüstungswerke) 
unterstützt, die mit mannigfaltigen Erzeugnissen behilflich war. Die 
ersten Öfen wurden im Krematorium II installiert; es waren — wie 
wir bereits erwähnten — 15 an der Zahl : fünf Drei-Ofen-Einheiten. 
Die Einrichtung nahm beachtliche Zeit in Anspruch, obwohl sie — 
wie die Dokumente zeigen — mit planmäßiger Eile vor sich ging. Die 
NMT-Protokollbände enthalten das folgende Dokument NO-4473 in 
englischer Übersetzung; wenn der Leser meint, daß einiges in dem 
Dokument meiner These widerspricht, sollte er sich mit seinem 
Urteil noch zurückhalten :59 

„29. Januar 1943 

An den Chef der Amtsgruppe C, SS-Brigadeführer und General- 
major der Waffen-SS, Dr. Ing. Kammler 

Betr. Krematorium II, Bauzustand. 

Das Krematorium II wurde unter Einsatz aller verfügbaren Kräfte trotz 
unsagbarer Schwierigkeiten und Frost bei Tag- und Nachtbetrieb bis auf 
bauliche Kleinigkeiten fertiggestellt. Die Öfen wurden im Beisein des Herrn 
Oberingenieurs Prüfer der ausführenden Firma, Firma Topf & Söhne, Erfurt, 
angefeuert und funktionieren tadellos. Die Eisenbetondecke des 
Leichenkellers konnte infolge Frosteinwirkung noch nicht ausgeschalt 
werden. Dies ist jedoch unbedeutend, da der Vergasungskeller (gas chamber) 
hierfür benutzt werden kann. 
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Die Firma Topf & Söhne konnte infolge Waggonsperre die Be- und 
Entlüftungsanlage nicht wie von der Zentralbauleitung gefordert rechtzeitig 
anliefern. Nach Eintreffen der Be- und Entlüftungsanlage wird jedoch mit 
dem Einbau sofort begonnen, so daß voraussichtlich am 20.2.1943 die Anlage 
vollständig betriebsfertig ist. 

Wir fügen einen Bericht (Anm. des Verfassers : dem Dokument nicht 
beiliegend) des Prüfingenieurs der Firma Topf und Söhne, Erfurt, bei. 

Der Leiter der Zentralbauleitung der Waffen SS 
und Polizei Auschwitz, 

Verteiler SS-Hauptsturmführer 
1 SS-Ustuf. Janisch und Kirschneck 
1 Registratur (Akte Krematorium) 
F.d.R.D.A. 
gez. (Unterschrift unleserlich) 
SS-Ustuf. (F)“ 
 
Ich lege dieses Dokument dahin aus, daß die Öfen, obwohl das 

Krematorium II noch nicht vollständig fertiggestellt war, im Januar 
1943 für Verbrennungen benutzt werden konnte, trotz der 
Unmöglichkeit, den Leichenkeller in Gebrauch zu nehmen. Die 
Übersetzung des Dokumentes in den NMT-Protokollen verwendet 
für „Vergasungskeller“ den Begriff „gas chamber“. 

Am 12. Februar 1943 schrieb die Firma Topf nach Auschwitz und 
bestätigte einen Auftrag über fünf dreiteilige Verbrennungsöfen für 
das Krematorium III, die vollständige Herrichtung war für den 10. 
April vorgesehen. Ich habe keinerlei Dokumentation gesehen, mit 
der die Installation irgendwelcher Öfen in den Krematorien IV und 
V bestätigt wird, wenn nicht ein Brief eines SS-Untersturmführers in 
Auschwitz so ausgelegt werden sollte, in dem ein Vorschlag der Firma 
Topf zur Einrichtung von zwei dreiteiligen Verbrennungsöfen in der 
Nähe der „Bäder für besondere Zwecke“ erwähnt wird.60 An den 
Krematorien IV und V wurden jedoch Zimmermannsarbeiten 
ausgeführt.61 

Das führt uns an das Problem der Ofenzahl in Birkenau heran; es ist 
ein Problem, weil die Deutschen die Krematorien zerstört haben 
sollen, bevor sie Auschwitz verließen.62 Es standen offenbar — so 
müssen wir annehmen — wenigstens 30 Öfen einige Zeit im Jahre 
1943 zur Verfügung, und zwar je 15 in den Krematorien II und III. 
Der Beweis dafür, daß Öfen in den Krematorien IV und V installiert 
worden seien, ist bescheiden. Er besteht hauptsächlich im 
Erscheinen eines Arbeitskommandos, das dem angeblichen 
Dienstplan für Birkenau vom 11. Mai 1944 und irgendeiner 
Zeugenaussage zufolge diesen Krematorien zugewiesen wurde (es ist 
dasselbe Dokument, in dem von den Theresienstädter Juden die 
Rede ist). Russen und Polen behaupten, daß jedes dieser 
Krematorien 8 und die anderen beiden je 15 Öfen hatten; also 
insgesamt 46 Öfen. Im WRB-Report wurden für die Krematorien II 
und III je 36 und in IV und V je 18 Öfen erwähnt, insgesamt also 108 
Öfen.63 

Reitlinger spricht in der Annahme, daß jedes Krematorium 15 
Öfen hatte, von 60 Öfen. Seine einzige Quelle hierfür sind die 
Aufzeichnungen eines gewissen Miklos Nyiszli, dem wir nichts 
abnehmen sollten, am allerwenigsten eine Zahl. Die Nyiszli- 
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Abb. 16 : US-Kongreß Mitglieder inspizieren Duschraum in 

Dachau. Von lks.n.r. : Senator Wherry (Nebraska), 
Senator Brooks (Illinois), Vorhys (Ohio), Richards 
(South Carolina). Ihnen wird erzählt, daß dies die 
Gaskammer gewesen sei. 
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Niederschrift macht den Eindruck, als handele es sich um einen 
Bericht über die persönlichen Erlebnisse eines ungarisch-jüdischen 
Arztes, der im Mai 1944 nach Auschwitz deportiert wurde. Sie 
erschien 1951 in französischer Sprache in den März-April-Ausgaben 
der Zeitschrift „Les Temps Modernes“ mit einem Vorwort des 
Übersetzers T. Kremer. Rassinier hat über seine unermüdlichen 
späteren Bemühungen berichtet, mit Nyiszli Kontakt aufzunehmen 
und herauszufinden, ob er wirklich existierte; die einzige Person, die 
es fraglos zu geben schien, war indessen der Übersetzer Kremer.64 

Eine englische Übersetzung von Richard Seaver, herausgegeben von 
Bruno Bettelheim, wurde im Jahre 1960 in New York unter dem 
Titel „Auschwitz“ veröffentlicht. Nyiszli war damals offenbar tot, 
verschollen, da laut besonderer Angabe das Copyright bei „N. 
Margareta Nyiszli“ lag. Wie bei verstorbenen Autoren mit 
Doktorgrad üblich, wird in der New Yorker Ausgabe von 1960 die 
Titelseite einer Dissertation von „Nicolaus Nyiszli“, Breslau 1930, 
wiedergegeben. Von dem Buch erschienen im Jahre 1961 auch 
Ausgaben in französischer und deutscher Sprache. 

Rassinier zufolge ist es schwierig genug, die in den verschiedenen 
Ausgaben angegebenen Zahlen miteinander in Einklang zu bringen, 
doch ist es nicht einmal möglich, innere Übereinstimmung in einer 
einzigen Ausgabe zu finden. In der Ausgabe von 1960 lesen wir 
(Seite 55), daß die 60 Öfen „mehrere tausend“ Leichen pro Tag 
einäschern konnten. Weiter unten (Seite 87) wird uns erzählt, daß 
der „tägliche Ausstoß zwischen 5.000—6.000 Toten schwankte, 
wenn die beiden (Verbrennungsgruben) gleichzeitig benutzt 
wurden, eine etwas bessere Leistung als die der Krematorien“; doch 
später (Seite 92) erfahren wir, daß die Krematorien II und III allein 
mindestens 10.500 Leichen täglich beseitigen konnten. Das ist ein 
völliges Durcheinander. 

Die Nyiszli zugeschriebenen Aufzeichnungen beinhalten auch, 
was ich als Grund für eine Zeugenablehnung ansehe; in ihnen wird 
behauptet, die SS habe anfänglich gesunde Häftlinge grundlos 
regelmäßig geschlagen (z. B. Seiten 25, 27, 44, 57). Es ist bekannt, 
daß es das nicht gab. Abgesehen von möglichen humanitären 
Einwänden gegen solche Schläge, waren die Häftlinge eine 
Einnahmequelle für die SS. Zahlreich waren die Klagen von Seiten 
der SS gegen verschiedene Formen der Mißhandlung, die angeblich 
in den IG-Farben-Werken vorkamen. Andererseits verbot die SS aus 
Sicherheitsgründen aber auch eine Verbrüderung zwischen dem 
Wachpersonal und den Häftlingen. Die SS-Wachen hatten Befehl, 
von den Häftlingen „Abstand“ zu halten; sie durften nicht einmal 
mit ihnen sprechen, sofern es nicht unumgänglich war. Diese 
Regelung war natürlich schwer durchzusetzen und ihre regelmäßige 
und recht häufige Verletzung hatte Ermahnungen Pohls an die 
Lagerkommandanten zur Folge, mit denen eine angemessene und 
systematische Belehrung des Wachpersonals gefordert wurde.65 

Trotz einer gewissen Erwähnung von Brutalitäten der SS-Wachen 
durch Autoren anderer Bücher erwähnt Cohen solche Erfahrungen 
Auschwitz betreffend nicht und bemerkt sogar, daß die 
„Aufnahme-Zeremonie“ bei seinem Transport „ohne 
Gewalttätigkeit verlief“. Jedoch berichtete er von einem besonders 
konstruierten hölzernen Tisch, der benutzt wurde, um Häftlinge auf 
das Hinterteil zu schlagen. Das war eine förmlich geregelte Art der 
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Bestrafung von Häftlingen für verschiedene Vergehen in den Lagern. 
Als „verschärfte“ Prügelstrafe wurde das Schlagen auf den nackten 
Hinterteil bezeichnet.66 Wenn ein Auschwitz-Zeuge von 
regelmäßigen und grundlosen Schlägen zu sprechen beginnt, so mag 
er wohl in einigen Dingen die Wahrheit sagen, doch muß seine 
allgemeine Glaubwürdigkeit verneint werden. 

Auf Grund der verfügbaren Beweise ist die Annahme 
gerechtfertigt, daß es im Frühjahr 1943 in Birkenau 30 Öfen gab und 
ein Jahr später 46 Öfen. Bevor wir die Behandlung der Zahl der 
Krematoriumsöfen abschließen, sollten wir noch bemerken, daß es 
gewisse Zweideutigkeiten in den Dokumenten über die Krematorien 
gibt. Am augenfälligsten ist die Tatsache, daß der WRB-Report 
anscheinend nicht die einzige Quelle ist, welche die Birkenauer 
Krematorien lieber mit den Nummern I bis IV als mit II bis V 
bezeichnet. Die Deutschen taten dies manchmal selbst, oder es 
scheint so, z. B. nach dem Dokument NO-4466.67 

Die zahlenmäßige Grenze, bis zu der Menschen durch ein 
Programm der angedeuteten Art vernichtet werden konnten, wird 
nicht durch die Geschwindigkeit bestimmt, mit der Menschen 
vergast und die Gaskammern entlüftet werden konnten, sondern 
durch die Zeit, in der Leichen verbrannt werden konnten. Bei 
Abschätzung der Kapazität der Krematorien ist es rein rechnerisch 
möglich, einige eindrucksvolle Zahlen vorzulegen. Eine Stunde 
konnte damals als eine sehr gute Zeit für die Verbrennung einer 
Leiche gelten; die abgezehrten Leichen würden dabei kaum einen 
Unterschied ergeben haben.68 Wenn wir eine Stunde für 
Reinigungsarbeiten und andere Maßnahmen in Rechnung stellen, 
konnte ein Ofen vielleicht 23 Leichen täglich, 30 Öfen konnten also 
690 und 46 Öfen 1.058 Leichen täglich verbrennen. Damit konnte 
jährlich die beachtliche Zahl von 240.000 bis 360.000 Leichen 
erreicht werden, doch ist dabei selbstverständlich zu 
berücksichtigen, daß Auschwitz 46 Öfen für nicht mehr als ein Jahr 
zur Verfügung gehabt haben konnte, da man annimmt, daß die 
Vernichtungen im Herbst 1944 eingestellt worden sind. 

Gleichwohl ist die folgerichtige Ableitung der vorstehenden 
Zahlen Unsinn; die Dinge verlaufen nicht in dieser Weise. Menschen 
— insbesondere die Konzentrationslager-Häftlinge, die die Krema- 
torien zu bedienen hatten — arbeiten nicht so ausdauernd, solche 
Anlagen können nicht fortlaufend benutzt werden und die 
benötigten Hilfsmittel treffen nicht mit mathematischer 
Regelmäßigkeit ein. Wenn wir mit mehr Realismus ein Nachlassen 
der Wirkungen zugestehen, wenn wir einen Zeitverlust für 
regelmäßige und unregelmäßige Unterhaltungsarbeiten in Rechnung 
stellen und wenn wir die einer übermäßigen Aufnahmefähigkeit 
gesetzten technischen Grenzen berücksichtigen, erhalten wir Zahlen, 
die im allgemeinen auf der Linie vorausbedachter Epidemien liegen. 
Auch ist es möglich, daß — wie der WRB-Bericht versichert — noch 
ein Rückstand von vorläufig erdbestatteten Leichen einzukal- 
kulieren war. 

Es ist klar, daß ein solches Unternehmen wie Auschwitz im Falle 
einer Anordnung, tote Häftlinge zu verbrennen, entsprechende 
Möglichkeiten zur Einäscherung vorsehen würde. So haben wir 
wieder eine doppeldeutige Tatsache vor uns, wenn wir der 
Vernichtungslegende glauben sollen. Zusätzlich zu der üblichen 
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Darstellung über die Zweckbestimmung der Krematoriumsöfen wird 
uns nahegelegt, eine zweite Deutung der Einäscherung anzuerkennen. 
Weiter unten werden wir unter Beweis stellen, daß die Anzahl der 
Krematoriumsöfen durchaus mit der „normalen“ Todesrate 
vereinbar war. 

Das ist indessen nicht die letzte, einer unterschiedlichen 
Interpretation fähigen Tatsache, der wir in Verbindung mit den 
Einäscherungen begegnen. Höß erzählt uns nämlich, „alle Menschen 
in den umliegenden Gemeinden“ hätten wegen des „widerwärtigen 
und ekelerregenden Gestankes der ununterbrochenen Leichenver- 
brennungen gewußt, daß die Vernichtungen weitergingen“. Wenn 
ich in der Vernichtungsgeschichte genau zwei Punkte auswählen 
müßte, um sie als klaren Beweis dafür festzuhalten, daß diese ganze 
Sache ein Betrug ist, so würde es dieser Punkt und dazu die 
angebliche Rolle des Zyklon sein. 

Die Kohlehydrierung und andere chemische Herstellungsver- 
fahren, die es in der Gegend von Auschwitz gab, sind bekannt für die 
Erzeugung von üblen Gerüchen. Man besuche nur den nördlichen 
Teil des Raffineriegeländes der Standard Oil (N.J.) bei New Jersey 
oder andere Raffinerien, und man wird das sehen oder riechen. Der 
einzige Unterschied von Bedeutung, den Auschwitz hinsichtlich der 
Bedingungen für eine Geruchsbelästigung bot, war, daß die von den 
Deutschen als Ausgangsprodukt verarbeitete Kohle eine erheblich 
„schmutzigere“ Geruchsquelle war als Rohöl. Wenn man uns 
erzählen will, daß die Verbrennung von 30 bis 46 Leichen in einem 
modernen Krematorium mit diesem Gestank industriellen 
Ursprungs konkurrieren, ja ihn sogar übertreffen könnte, so wissen 
wir, daß das, was uns hier vermittelt werden soll, keine einer 
unterschiedlichen Interpretation fähige Tatsache, sondern eine 
offensichtliche Lüge ist. Gegenwärtig hat sich die Leichenverbren- 
nung wegen der lautstarken Einwände verschiedener Fanatiker im 
19. und frühen 20. Jahrhundert zu einem weitestgehend „sauberen“ 
Prozeß entwickelt.69 Höß kann nicht geglaubt werden. 

Unsere Untersuchung hat ein vorher nicht vermutetes, aber fast 
unausweichliches Merkmal des großen Betruges enthüllt : die 
Übertreibung. Bei Verfolgung des Grundsatzes, daß seine Geschichte 
hauptsächlich oder fast nur beweiskräftige Tatsachen enthalten 
sollte, verfällt der Urheber des Betruges leicht in den Irrtum, so viele 
Tatsachen wie möglich in die Geschichte aufzunehmen; er begeht 
dabei den Fehler, den wir soeben gesehen haben. Seine Geschichte 
wäre ohne jene „Tatsache“ besser gewesen. Es liegt nur am Ablauf 
der Zeit, daß dies ein schwerer Fehler geworden ist. Einstmals war sie 
durchaus wirksam wegen einer allgemeinen hysterischen und leicht 
erregbaren Gemütsstimmung, die heute unmöglich nachzuvollziehen 
ist. DuBois schrieb im Jahre 1952 :70 

„Im Zeugenstand hatte Schneider ausgesagt, er habe niemals etwas von 
irgendwelchen Vernichtungen gehört, obgleich er sich erinnerte, eines Tages 
entlang der Hauptstraße an einem ,unbenutzten Krematorium‘ 
vorübergegangen zu sein. Zu jener Zeit wurden in diesem ,unbenutzten‘ 
Krematorium bis zu 1.000 Leichen täglich verbrannt. Die Flammen schössen 
15 Meter hoch in die Luft; der Gestank durchzog die Gegend 40 Meilen nach 
Norden hin, bis er sich mit dem Gestank des Warschauer Krematoriums 
vereinigte; die Gerüche würden die Nase eines jeden innerhalb einer halben 
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Abb. 17 : Inspektion des Dachauer Krematoriums durch 

Vorhys, Mitglied des US-Repräsentantenhauses.  
Von den 4 Öfen sind hier 3 zu sehen. 
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Meile gereizt haben, und Schneider — ein Naturwissenschaftler mit einem 
besonders guten Geruchssinn — war in einer Entfernung von 100 Metern an der 
Stelle vorübergegangen.“ 

Es erscheint unmöglich, daß DuBois am Ende eines Buches, 
welches (außerhalb der Fachliteratur) die zutreffendste Beschrei- 
bung der chemischen Industrie von Auschwitz enthält, so etwas 
schreiben konnte, jedoch es ist so. Gemessen mit den Maßstäben eines 
normalen Irrtums bei der Beurteilung eines Sachverhaltes, ist dies 
nicht erklärlich, hingegen im Bereich hysterischer Anfälle wohl. 

Man möchte meinen, daß irgendjemand Höß an dieser Stelle der 
Verhandlung mit Einwänden hätte konfrontieren müssen. Es gab 
zwar einen Widerspruch, doch er war nur schwach und unklar. Der 
folgende Wortwechsel fand gegen Ende der Zeugenvernehmung von 
Höß statt (Kaufman war der Verteidiger von Kaltenbrunner) :71 

„Präsident : Der letzte Satz von Ziffer 7 bezieht sich auf den widerwärtigen 
und ekelerregenden Gestank. Wie lautet Ihre Frage hierzu? 

Dr. Kaufman : Ob die Bevölkerung hieraus schließen konnte, daß eine 
Vernichtung von Juden stattfand. 

Präsident : Das ist wirklich eine zu offenkundige Frage, nicht wahr? Sie 
konnten unmöglich wissen, wer dort gerade vernichtet wurde. 

Dr. Kaufman : Das genügt mir. Ich habe keine weiteren Fragen.“ 

Es ist möglich, daß zur Zeit dieses Wortwechsels eine Verstän- 
digungsschwierigkeit bestand, daß ein Mißverständnis vorlag und 
Kaufman in seiner Frage tatsächlich eher „Menschen“ als „Juden“ 
meinte. In jedem Fall zeigt diese Episode die äußerst unwirkliche 
Atmosphäre, die den IMT-Prozeß beherrscht haben muß; Höß wurde 
bei einer plumpen und durchsichtigen Lüge nicht erwischt. Für uns 
ist es unmöglich, den Geist des Verfahrens zu begreifen; wir können 
es nur als eine Art von Hysterie ansehen. Speer war zugegen, er 
könnte diese Lüge leicht durchschaut haben. Schlief er, resignierte er 
angesichts der Unzulänglichkeit des Widerstandes? Wollten er oder 
sein Verteidiger sorgsam vermeiden, in die Frage der Juden- 
vernichtung hineingezogen zu werden? Nur er kann es uns sagen, wir 
wissen es nicht. Sicher ist nur, daß der Geist des Gerichtsverfahrens 
so beschaffen war, daß nicht einmal eine so einfache Wahrheit 
durchdringen konnte, nämlich die, woher die wirkliche Quelle des 
Gestanks kam. Sie hätte sehr schnell gezeigt, daß der Zeuge log und 
die eigentliche Grundlage für die Beschuldigungen gar nicht erst 
hätte herangezogen werden dürfen. 

Der Gestank war die Grundlage für eine ganze Reihe von 
Zeugenaussagen über die Vernichtungen72 und ihre Verwendung in 
einem besonderen Zeitpunkt des IG-Farben-Prozesses, die noch in 
einem späteren Kapitel zu besprechen sein wird, war nicht nur 
ziemlich erheiternd, sondern zeigt und erläutert zugleich einen 
wichtigen Gesichtspunkt, an den man denken sollte, wenn man die 
Akten dieses Gerichtsverfahrens liest. 

Christophersen stellt in seiner Broschüre Überlegungen an zu den 
Hinweisen auf den durchdringenden Gestank in der Gegend von 
Auschwitz. Das einzige, an das er sich erinnert, war eine 
Schmiedewerkstatt im Lager Auschwitz I; Wenn Pferden die Hufe 
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beschlagen wurden, entstand ein Gestank, der in der unmittelbaren 
Nachbarschaft wahrgenommen werden konnte. Dies jedoch konnte 
Christophersen zufolge einen Gestank von dem Ausmaß, wie er in 
Verbindung mit den Leichenverbrennungen behauptet wird, nicht 
erklären. 

Im Hinblick auf die Möglichkeit, daß Christophersen den Gestank 
industriellen Ursprungs vergessen haben könnte, bat ich ihn, 
daraufhin sein Gedächtnis zu überprüfen, ob irgendein Geruch dem 
Gestank brennenden Fleisches nahegekommen sein könnte. 
Christophersen erinnerte sich an keinen Geruch industriellen 
Ursprungs. Ich trat ebenfalls mit Stäglich in Verbindung, der sich mit 
Bestimmtheit nur an saubere und frische Luft in der Nähe von 
Auschwitz erinnerte. 

Die Erinnerungen von Christophersen und Stäglich sind durchaus 
mit der Theorie vereinbar, daß es sich bei dem Gestank der 
Betrugslegende um nichts anderes handelte als um den Gestank der 
IG-Farben-Betriebe. In der Karte des Auschwitzgeländes (Bild Nr. 1) 
lag die Unterkunft Christophersens während seines Auschwitz- 
Jahres bei Raisko, er hatte nur gelegentlich in Auschwitz I und 
Birkenau zu tun. Stäglich war in dem Dorf Osiek untergebracht, das 
ungefähr 6 Meilen (etwa 9 km) südlich der Stadt Oswiecim 
(Auschwitz) liegt; er erwähnt, daß er das „KZ-Lager Auschwitz“ 
(vermutlich ist Auschwitz I gemeint) „drei oder vier Mal“ besucht 
habe. Das „Monowitz“ genannte Lager war entweder innerhalb oder 
in unmittelbarer Nähe des Ortes Monowitz und entweder 
unmittelbar östlich oder westlich der IG-Farben-Betriebe (Eisenbahn- 
linien, Flüsse und Straßen machen dies deutlich) gelegen. Stäglich 
und Christophersen befanden sich somit 6 bis 8 km von Auschwitz I 
entfernt. Weder sie noch die Menschen in jenem Lager, in Birkenau 
und erst recht in Raisko und Osiek dürften daher die Dünste der 
chemischen Industrie (die — verglichen mit einer typisch ameri- 
kanischen Raffinerieanlage — doch recht bescheiden war) nicht 
nachhaltig gerochen haben. Auf der anderen Seite waren mit dem 
IG-Farben-Prozeß, bei dem der durchdringende Gestank ein 
beständiges Merkmal der Zeugenaussagen war, Personen betroffen, 
die in der Nähe der IG-Farben-Betriebe gelebt oder gearbeitet haben. 
So bemerkten sie in der Tat einen Gestank, ihre Zeugenaussage war 
insoweit richtig, nur knüpften sie eine irreführende Erklärung daran. 

Der letzte in Ziffer 7 behandelte Gegenstand sind die 
Gaskammern, die — abgesehen von den anfänglich von Höß 
erwähnten Bauernhäusern — in die Krematorien eingebaut gewesen 
sein sollen. Reitlinger und Hilberg gehen bei dieser Behauptung 
verschiedene Wege. Reitlinger bezeichnet das Dokument NO-4473, 
dessen in den NMT-Protokollen enthaltene Übersetzung oben 
wiedergegeben wurde (Seite 150), als Beweis für eine Gaskammer im 
Krematorium II. Das beruht auf einer Falschübersetzung. 

Die Krematoriumsöfen in Auschwitz werden häufig als „Gasöfen“ 
bezeichnet, was aber kaum der Klarstellung dient, da alle modernen 
Krematoriumsöfen — mit Ausnahme elektrischer Öfen, die sich 
während der dreißiger Jahre eines kurzen Daseins erfreuten — 
„Gasöfen“ sind : ein Brennstoff-Luftgemisch, das man als „Gas“ 
ansehen kann, wird in die Öfen eingeführt, um die Verbrennung zu 
beginnen, in Gang zu halten und zu beenden. Der benutzte 
Brennstoff kann „Gas“ sein; Stadtgas oder irgendeine Art von 
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Flüssiggas ist populär. Solch ein Krematoriumsofen wird „gas- 
befeuert“ (gas fired) genannt wegen der Verwendung von Gas als 
Brennstoff. Andere Ausführungen sind „ölbefeuert“ (oil fired) oder 
„kohle- oder sogar koksbefeuert“. Immer aber handelt es sich um 
„Gasöfen“, da in allen drei Fällen den Öfen ein Brennstoff- 
Luftgemisch unter Druck zugeführt wird.73 

Das übliche deutsche Wort für den hier in Frage stehenden Begriff 
ist „Gaskammer“. Aber das im Dokument NO-4473 gebrauchte 
Wort, das mit „gas chamber“ (Gaskammer) übersetzt wurde, ist 
„Vergasungskeller“, was Reitlinger ebenso falsch mit „gassing 
cellar“ (Gaskeller) übersetzte74. Nun hat das Wort Vergasung zweierlei 
Bedeutungen. Die Hauptbedeutung (und die einzige in einem 
technischen Zusammenhang) ist Vergasung mittels eines Vergasers, 
Flüssiggas umsetzen in einen Gaszustand, bzw. in ein Gasgemisch, 
d. h. irgendetwas in ein Gas verwandeln, nicht dagegen ein Gas auf 
irgendeinen Gegenstand zur Anwendung bringen. Ein Vergaser dient 
zur Erzeugung eines Gas-Luftgemisches, während „Vergasung“ in 
einem technischen Zusammenhang stets „gasification“ — Gas- 
anreicherung — bedeutet, womit gewöhnlich in einem solchen 
Zusammenhang „Gasbildung“ gemeint ist. 

Vergasung hat aber noch eine zweite Bedeutung, die im Ersten 
Weltkrieg in den militärischen Sprachgebrauch eingeführt wurde : 
einen Feind mit Gas angreifen. Warum das Wort „Vergasung“ in 
diesem Sinne gebraucht wurde, ist unklar; vielleicht weil die in jenem 
Krieg verwendeten Gase tatsächlich in Staubform auftraten und 
durch Entladung gewisser Chemikalien in die Luft erzeugt wurden : 
Vergasung. 

Die Übersetzung „gassing cellar“ („Vergasungskeller“) ist also 
nicht absolut ungenau; sie ist eben nur voreingenommen und 
voreilig. Ein „Gasofen“ erfordert eine Art von Gasanreicherung, ein 
Gas-Luftgemisch. Im Fall der gasbefeuerten Öfen von Utting und 
Rogers im Jahre 1932 bedeutete das :75 

„Die in Scheitel und Sohle des Feuerraumes eingesetzten Brenner werden 
durch eine Mischung von Luft und Gas unter Druck gespeist; die Mischung 
wird durch Ventilatoren reguliert, die sich in einem besonderen Raum 
befinden. Die gesonderte Kontrolle von Luft und Gas gewährleistet eine 
bessere Regulierung der Temperatur des Feuerungsraumes.“ 

Der „besondere Raum“ ist in Wirklichkeit ein großer Vergaser, 
ölbefeuerte Krematoriumsöfen sind ähnlich in der Ausführung, so 
daß die meisten gasbefeuerten Öfen leicht auf die Verwendung von 
Öl umgestellt werden können. 

Die Öfen von Birkenau scheinen koks- oder kohlebefeuerte Öfen 
gewesen zu sein.76 Bei dieser Verbrennungsart ist mit Rücksicht auf 
den anfänglich festen Zustand des Brennstoffs ein besonderer 
Feuerungsvorgang notwendig. Die beiden zumeist üblichen Metho- 
den der Erzeugung von Brenngasen aus Kohle und Koks sind 

(1) die Erzeugung von „Koksofengas“ mittels Luft, die durch eine 
brennende Kokslage hindurchgeleitet wird, und 

(2) die Erzeugung von „Wassergas“ mittels Dampf, der durch den 
Koks hindurch geleitet wird.77 

Die ersten Koksverbrennungsöfen waren zur Erzeugung von 
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Koksofengas ausgerüstet.78 Die Verfahren zur Erzeugung solcher 
Gase und die Verfahren ihrer Vermischung mit Luft werden in 
Deutschland „Vergasung“ genannt. Die kohlebefeuerten Krema- 
toriumsöfen, die W. H. Lawrence im Lager Lublin nach dessen 
Eroberung durch die Russen sah, enthielten eine Ausrüstung, 
einschließlich Ventilatoren, die der im obigen Zitat dargelegten sehr 
ähnlich war. Lawrence nannte gelegentlich „Gaskammer“, was 
augenscheinlich ein Dampfbad war.79 

Auf jeden Fall ist es offensichtlich, daß die Krematorien in 
Auschwitz eine Einrichtung zur „Vergasung“, d. h. zur Zuführung 
eines Brennstoff-Luftgemisches in die Öfen, erforderten und daß die 
Übersetzung des Dokumentes NO-4473 zu berichtigen sein wird, 
vielleicht in „Generator-Gas-Keller“. Ich habe diese Erklärung des 
Wortes „Vergasungskeller“ durch technisch maßgebende deutsche 
Quellen bestätigt gefunden. Die Gründe für die Installation einer 
solchen Ausrüstung in besonderen Spezialräumen oder sogar 
-gebäuden sind höchstwahrscheinlich der beachtliche Lärm, der 
durch die Ventilatoren und — in kohlebefeuerten Öfen — durch die 
Hitze der brennenden Kohle verursacht worden sein muß. 

Für das Dokument NO-4473 gilt notwendigerweise die 
Hauptbedeutung des Wortes „Vergasung“, ist es doch in einem 
technischen Zusammenhang verfaßt. Es handelt sich um einen Brief 
des Leiters der Bauabteilung Auschwitz an den Chef des SS- 
Ingenieurwesens und verweist auf einen Vorgang — die Vergasung —, 
der bei allen Krematorien gang und gäbe ist. Die Ausdrucksweise des 
Briefes läßt darauf schließen, daß es seltsam wäre, Leichen im 
Vergasungskeller vorzufinden, da sie normalerweise in jenem Raum 
gelagert werden, der zutreffend mit „cellar used as a mortuary“ 
(Leichenkeller) übersetzt ist. 

Das Dokument NO-4473 führt tatsächlich — wie so viele 
Anklagedokumente — zu einer Zurückweisung der Behauptungen 
der Anklage, wenn es richtig verstanden wird. Wir sehen, daß es im 
Krematorium II wenigstens zwei Keller gab, einen Leichenkeller und 
einen Vergasungskeller, und daß keiner von beiden eine „Gas- 
kammer“ war. 

Nun ist das Dokument NO-4473 in den NMT-Akten bei einer 
Auswahl von Beweisdokumenten der Anklagebehörde zu finden, die 
sich auf Fall 4 (Verfahren gegen die Konzentrationslagerverwaltung) 
beziehen. Es ist anzunehmen, daß die Anklagebehörde ihre Auswahl 
sorgfältig getroffen hat. Dennoch ist es — so begrenzt es in seiner 
Aussage auch ist — Dokumentarbeweis dafür, daß in den 
Krematorien von Birkenau „Gaskammern“ existierten. Die drei 
„gasdichten Türme“, die laut Dokument NO-446580 bei den DAW 
in Auftrag gegeben worden sind, gehören offensichtlich nicht zur 
Sache. 

Hilberg geht anders, sogar noch fragwürdiger an die Untersuchung 
heran. Er behandelt unerklärlicherweise das mit dem Dokument 
NO-4473 aufgeworfene Problem überhaupt nicht; darüber hinaus 
zitiert er aus dem Dokument, ohne den Satzteil anzuführen, in dem 
das Wort Vergasungskeller enthalten ist. Er erklärt einfach, daß die 
Leichenkeller in den Krematorien II und III und die Badeanstalten in 
den Krematoriumsgebäuden IV und V in Wirklichkeit Gaskammern 
gewesen seien. Keinerlei Beweis wird hierfür angeboten; die von 
Hilberg zu diesem Punkt zitierten Dokumente sprechen nicht von 



 161 

Gaskammern.81 Der einzige „Beweis“ dafür, daß die Leichenkeller 
und Badeanstalten in dieser Weise zu interpretieren seien, findet sich 
in den Affidavits und der Zeugenaussage (27. und 28. Juni 1947) des 
Zeugen (nicht Angeklagten) im Fall 4 Wolfgang Grosch, eines 
Ingenieurs und Sturmbannführers der Waffen-SS, der diese 
Einrichtungen Gaskammern „taufte“, wobei das Vorhandensein von 
Zyklon in Auschwitz die augenfällige Rechtfertigung für solche 
„Taufe“ abgab.82 Grosch war jedoch ein sehr unsicherer Zeuge, da 
er in seinen Affidavits vom 20. Februar und 5. März 1947 von der 
Existenz der Gaskammern zu wissen behauptete, dann aber am 26. 
Juni 1947, am Vortage seiner Zeugenaussage, alle diese Fest- 
stellungen während seiner Vernehmung zurückzog und jede 
Kenntnis von Gaskammern in Abrede stellte.83 Keine von Groschs 
Aussagen ist in den NMT-Aktenbänden enthalten, und Hilberg 
zitiert seine Aussagen oder Affidavits nicht. 

Es besteht keinerlei Grund, die Behauptungen über die 
„Leichenkeller“ und die „Badeanstalten“ anzuerkennen, hingegen 
alle Ursache, sie zurückzuweisen. Was den „Leichenkeller“ 
anbetrifft, so haben wir bemerkt, daß die in Auschwitz befindlichen 
Erleichterungen zur Leichenbeseitigung nichts Besonderes waren 
und daß sogar das Dokument NO-4473 erkennen läßt, daß der 
Leichenkeller im Krematorium II als Aufbewahrungsort für die 
Leichen dienen sollte. Was die Badeanstalten anbetrifft, so haben wir 
darauf hingewiesen, daß das Reinigen unter der Brause in allen 
deutschen Lagern eine regelmäßige Maßnahme bei allen ankom- 
menden Häftlingen war; es muß daher in Birkenau Brausebäder 
gegeben haben. Nun befinden sich nach dem Lagerplan auf Seite 370 
(Fig. 29) die „baths“ oder Badeanstalten, die mit den Krematorien 
IV und V verbunden waren, in der Nähe der Kläranlagen (filtration 
plants) und ebenso in der Nähe von „Kanada“, wo die Kleidung der 
ankommenden Häftlinge aufbewahrt wurde.84 Das „steam bath“ 
(Dampfbad) diente zweifellos der Desinfektion der Bekleidung, die 
entweder vor ihrer Lagerung erfolgte oder, nachdem die Kleidung 
den Häftlingen zeitweilig weggenommen war.85 Wenn es eine Sauna 
für ankommende Häftlinge war, so würden die Häftlinge nach deren 
Benutzung auf jeden Fall ein kaltes Brausebad benötigt haben. Die 
Leute legten ihre Kleidung in der Nähe von „Kanada“ ab und gingen 
dann baden. Was könnte einfacher sein? 

Keine verstandesmäßigen Überlegungen können bewirken, daß 
diese Gaskammern Wirklichkeit waren. Die Behauptung, daß die 
Brausebäder, die sich in denselben Gebäuden wie einige der 
Krematoriumsöfen befunden haben sollen, in Wahrheit Gas- 
kammern gewesen seien, ist genau so unbegründet wie die gleiche 
Behauptung über das Dachauer Brausebad, das sich in dem 
Krematoriumsgebäude jenes Lagers befand. 

Gelegentlich kommen unbedeutende Zweifel darüber auf, ob die 
Brausebäder sich wirklich in denselben Gebäuden wie die 
Krematorien IV und V befanden, weil der Lagerplan im 
WRB-Report die Bäder in einem besonderen Gebäude verzeichnet. 
Doch ist das unwichtig. 

Damit ist die Analyse der in Ziffer 7 des Höß-Affidavits 
angesprochenen Punkte abgeschlossen. 
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Abb. 18 : Eingang zum Dachauer Duschraum, der zur ‚Gas- 

Kammer’ erklärt wurde. 
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Letzte Ziffer : Dies ist ein unbedeutender Punkt. Es erscheint 
seltsam, daß das Höß-Affidavit in englischer Sprache verfaßt ist. Wir 
haben keinen Anhaltspunkt dafür, daß Höß die englische Sprache 
verstand, doch könnte er — wie viele Deutsche — einiges davon 
verstanden haben. 

Wie dem auch immer sei, ein verständiger Deutscher, der ein 
Dokument von dieser Wichtigkeit „freiwillig und ohne Zwang“ zu 
unterzeichnen hätte, würde sich dabei nicht mit gewöhnlichen 
Fremdsprachenkenntnissen begnügen; entweder würde er sich selbst 
als Fachmann für die englische Sprache betrachtet oder darauf 
bestanden haben, eine deutsche Übersetzung zu unterzeichnen (ein 
Verlangen, dem man hätte Beachtung schenken müssen). Höß war 
augenscheinlich nicht in der Verfassung, auf irgendetwas zu 
bestehen. 

Es gibt keinen Zweifel daran, daß Höß durch eine Zusam- 
menarbeit mit der Anklagebehörde sein Leben zu erkaufen hoffte, 
und wahrscheinlich hat man ihm auch ein bestimmtes Angebot 
gemacht. Doch die Belohnung für Höß’ Aussagewilligkeit bestand 
darin, daß er l Monat nach seiner Zeugenvernehmung vor dem IMT 
an Polen ausgeliefert wurde. In Polen verfaßte er pflichtschuldigst 
eine „Autobiografie“ für seine Kerkermeister, in der er u. a. erklärte, 
bei den Vernichtungen nur auf Befehl gehandelt zu haben. Er wurde 
„verurteilt“ und im April 1947 ermordet. Die „Autobiografie“ 
wurde — Jahre nach seinem Tod — 1951 in polnischer Übersetzung 
und 1959 in deutscher und englischer Sprache veröffentlicht. 
 
Die Rolle von Birkenau 

Birkenau erfüllte die normalen Funktionen eines deutschen 
Konzentrationslagers. Wenn wir auf die „Rolle“ von Birkenau 
aufmerksam machen, so verweisen wir darauf, daß Birkenau der 
Schauplatz grauenhafter, schauerlicher Funktionen gewesen sei. 

Meiner Kenntnis nach war Birkenau dazu bestimmt, jene Häftlinge 
aufzunehmen, die zur Kategorie der Nichtarbeitsfähigen gehörten, 
aber — aus welchen Gründen auch immer — unter der Aufsicht der 
SS-Verwaltung von Auschwitz standen. So war Birkenau ausersehen, 
die chronisch oder zeitweilig Kranken, die Sterbenden, die Toten, 
die Unmündigen, die Alten, diejenigen, für die zeitweise keine 
Beschäftigung vorhanden war, und jene, für die Auschwitz als 
Transitlager diente, aufzunehmen. Alle diese Gruppen konnten 
entweder aus anderen Lagern (einschließlich der vielen kleinen Lager 
des Gebiets von Kattowitz) oder aus ankommenden Transporten 
stammen. Diese Theorie beruht auf folgenden Überlegungen. 
Erstens war Birkenau — wie erwähnt — deutlich das Hauptlager 
(„principal“ camp), soweit es darum ging, den Häftlingen 
Tätigkeiten zuzuweisen. Auschwitz I war das „Stamm“-lager 
(main camp) im verwaltungsmäßigen Sinn. Es bestand nur aus 
umgestalteten und erweiterten Kasernenbauten, während Birkenau 
von Anbeginn als viel größeres Lager geplant und auf die besonderen 
Erfordernisse der SS-Tätigkeiten in diesem Gebiet ausgerichtet war. 

Zweitens wurde bereits vermerkt, daß die aus dem Krankenhaus 
von Monowitz als arbeitsunfähig Entlassenen nach Birkenau 
geschickt wurden. 

Drittens gab es Familienlager in Birkenau (das Zigeunerlager und 
das Theresienstädter Lager, siehe Bild 29). Wir hatten gesehen, daß 
deren Insassen während ihres vorbestimmten begrenzten Aufent- 
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halts als „in Vorbereitung zum Transport“ befindlich bezeichnet 
wurden, so daß diese Familienlager eindeutig als Transitlager 
anzusprechen sind, jenen vergleichbar, die es in Belsen und 
Westerbork gab. Die Bestimmung solcher Transporte wurde 
angedeutet und wird in einem späteren Kapitel noch weiter 
behandelt werden. 

Viertens waren nur in Birkenau jene ungewöhnlich großen 
Einrichtungen zur Verbrennung der Toten hergestellt worden. 

Fünftens war es für einen sehr hohen Prozentsatz der Insassen von 
Birkenau ganz normal, nicht beschäftigt zu sein. In den zwei Jahren 
vom Sommer 1942 bis zum Sommer 1944 — so bemerkt Reitlinger — 
„war nur ein Bruchteil der halbverhungerten und an den 
verschiedensten Krankheiten leidenden Insassen von Birkenau 
beschäftigt gewesen“. Am 5. April 1944 wurden 15.000 der 36.000 
Insassen von Birkenau als „arbeitsunfähig“ angesehen, während von 
den 31.000 anderen Gefangenen des Auschwitzgebietes nur 
ungefähr 3.000 in diese Kategorie fielen. Einen Monat später wurden 
zwei Drittel der 18.000 Insassen des Birkenauer Männerlagers als 
„transportunfähig“, „arbeitsunfähig“ und „nicht zugewiesen“ 
eingeteilt und in Kranken- und Quarantäneblocks eingewiesen.86 

Das macht es natürlich unmöglich, die oft verkündete Annahme 
anzuerkennen, daß Krankheit, Arbeitsunfähigkeit oder die Verschick- 
ung nach Birkenau Tötung bedeutete. Diese Annahme ist besonders 
in Verbindung mit kranken Leuten geäußert worden, die von 
Monowitz nach Birkenau verlegt wurden; bestärkt wurde sie durch 
die Tatsache, daß die Kleidung solcher Lagerinsassen nach 
Monowitz zurückkam. Die Rückgabe der Bekleidung war natürlich 
der Tatsache zuzuschreiben, daß die Leute vom Haushalt der 
IG-Farben in den Haushalt der SS übernommen wurden.87 

Sechstens gab es eine ungewöhnlich hohe Todesrate in Birkenau, 
wenn auch die Zahlen — ausgenommen für besondere Zeiten — 
einigermaßen schwer zu schätzen sind. Das erste insoweit 
bedeutende Ereignis ist die Typhusepidemie des Sommers 1942, die 
um den 1. August herum zur Schließung der Buna-Fabrik für die 
Dauer von zwei Monaten geführt hat. Der Hauptbeweis hierfür ist der 
WRB-Report,88 es gibt aber noch zusätzliche Beweise : (1.) Typhus- 
epidemien in der Gegend von Auschwitz stehen außer Frage.89 

(2.) Die durch das holländische Rote Kreuz vorgelegten Unterlagen 
(Anhang C) belegen, daß die durchschnittliche Todesrate im 
Birkenauer Männerlager in der Zeit vom 16. Juli bis 19. August 1942 
bei etwa 186 Toten pro Tag lag, wobei die Zahlen gegen Ende dieser 
Periode bemerkenswert höher waren als zu Beginn. (3.) In 
Amsterdam gibt es einen Einzelband des Birkenauer Totenbuchs (es 
ist auch im Bericht des niederländischen Roten Kreuzes erwähnt). 
Dieser Band enthält Todesbescheinigungen für die fünf Tage vom 28. 
September bis 2. Oktober 1942. Die Zahl der Toten beträgt 1.500 
und die angegebenen Todesursachen entsprechen den typischen 
Bedingungen einer Typhusepidemie, wenn Reitlinger auch die 
registrierten Todesursachen wie „Herzmuskelschwäche“ und andere 
anscheinend als „erfundene . . . fantasievolle Diagnosen der 
Häftlingsärzte, die ihre Patienten vor der ,Transportliste‘ oder der 
Phenolspritze zu retten suchten,“ ansieht.90 Tatsächlich sind solche 
Todesursachen typisch für Typhuserkrankungen. Unter dem Stich- 
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wort „Typhus Fever“ lesen wir in der Encyclopaedia Britannica (11. 
Auflage) folgendes : 

„Typhusfieber kann in jedem Stadium der Erkrankung und zu Beginn der 
Genesung zum Tode führen, und zwar entweder — ein besonders häufig 
auftretender Umstand — durch plötzliches Aussetzen der Herztätigkeit 
infolge Hinzutretens einiger nervlich bedingter Erscheinungen, wie 
Hirnhautentzündung oder gesteigerte Schlafsucht, oder durch einige andere 
Komplikationen, wie etwa Bronchitis. Ferner tritt der Tod mitunter vor der 
Krise wegen völliger Erschöpfung ein, besonders in jenen Fällen, in denen die 
körperliche oder seelische Widerstandskraft infolge schwerer Arbeit, 
unzureichender Ernährung und zu wenig Schlaf oder durch unmäßigen 
Lebenswandel herabgesetzt ist.“ 

Im Hinblick auf die Gepflogenheit, kranke Häftlinge nach 
Birkenau zu schicken, hat es den Anschein, daß die Opfer der 
Typhusepidemie ohne Rücksicht auf den Ort ihrer Beschäftigung als 
Todesfälle von Birkenau registriert wurden. Dem WRB-Bericht 
zufolge gab es während der 2 oder 3 Monate der Epidemie 15.000 bis 
20.000 Todesfälle in Auschwitz.91 Ungeachtet der Un- 
zuverlässigkeit dieser Quelle scheint diese Behauptung wenigstens 
hinsichtlich der Größenordnung mit anderen Informationen 
übereinzustimmen, die wir für Auschwitz in bezug auf diesen 
Zeitraum haben, wenn sie auch etwas übertrieben scheint. Der 
Sommer 1942 war auch bei weitem der schlechteste in Auschwitz. 

Die „Phenolspritzen“, die Reitlinger erwähnt, treten im übrigen an 
so vielen Stellen der Literatur auf, daß es sie wirklich gegeben zu 
haben scheint. Demzufolge werden todkranke Konzentra- 
tionslagerhäftlinge — zuweilen — durch Phenolinjektionen ins Herz 
getötet worden sein.92 

Die tatsächlich sehr hohe Todesrate in Auschwitz während des 
Sommers 1942 gibt natürlich im besten Fall nur mittelbar Stoff für 
irgendein „Vernichtungs“-Problem, da es sich um registrierte 
Todesfälle infolge üblicher Todesursachen handelt, nicht dagegen 
um Tötungen, deren Durchführung man geheimzuhalten suchte. Sie 
haben auch nichts mit den Juden als solchen zu tun, obgleich einige 
der Opfer Juden waren. 

Reitlinger untersucht die hohe Todesrate in Auschwitz und gibt 
eine geschätzte Zahl von 160 bis 179 Toten täglich als normale 
Todesrate an. Doch beziehen sich die von ihm zugrundegelegten 
Zahlen im wesentlichen auf den Sommer 1942, der eine besonders 
katastrophale Zeit war. Im Zusammenhang mit den hohen 
Todesraten sollten wir die Tatsache beachten, daß die Vertreter der 
Vernichtungslegende Reitlinger und Hilberg solche Ereignisse in 
Auschwitz stark herausstellen, obwohl sie den Unterschied zwischen 
hohen Todesraten und Vernichtungen anerkennen. Daher ist fast 
unglaublich, daß sie die Möglichkeit einer Existenz der Krematorien 
wegen dieser hohen Todesraten überhaupt nicht in Betracht ziehen. 
Im Gegenteil gehen beide davon aus, daß die Krematorien 
ursprünglich dazu vorgesehen waren, das Vernichtungsprogramm 
durchzuführen. 

Für Industriebetriebe und sonstige Arbeitsvorhaben waren diese 
hohen Todesraten selbstverständlich untragbar. Ende 1942 wurden 
daher besondere Maßnahmen in Gang gesetzt, um die Todesraten der 
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Konzentrationslager zu vermindern. Und Himmler befahl am 28. 
Dezember 1942 „die Zahl der Todesfälle in den Konzentra- 
tionslagern um jeden Preis herabzusetzen“.93 Am 20. Januar 1943 
ordnete Glücks in einem Rundschreiben an alle KZ-Kom- 
mandanten an, „mit allen Mitteln zu versuchen, die Sterblichkeits- 
ziffer im Lager herunterzudrücken“. Am 15. März 1943 schrieb Pohl 
am Himmler,94 

„daß der Gesundheitszustand . . . der durch die Justizverwaltung überstellten 
Häftlinge katastrophal ist. In allen Lagern ist mit einem Verlust von 
wenigstens 25—30% zu rechnen . . . bis jetzt waren es 10.191 Gefangene 
von denen 7.587 Mauthausen-Gusen zugewiesen wurden. Insgesamt starben 
hiervon 3.853; von diesen starben 3.306 in Mauthausen-Gusen. Die Ursache 
. . . ist wahrscheinlich die, daß die zahlreichen Gefangenen, die Jahre 
hindurch in Haft waren, infolge der Überführung in ein anderes Milieu 
körperlich geschwächt sind . . . eine große Zahl von Tuberkulosekranken 
wurde ebenfalls eingeliefert.“ 

Am 10. April erbat Pohl Himmlers Zustimmung zum Entwurf 
eines Briefes an den Reichsminister der Justiz. In diesem von 
Himmler gebilligten und vermutlich auch abgesandten Brief wird 
ausgeführt, daß von 12.658 an die Konzentrationslager überstellten 
Häftlingen bis zum 1. April 5.935 verstorben waren. Pohl beklagte 
sich in diesem Brief darüber, daß diese 

„erschreckend hohe Sterblichkeitsziffer darauf zurückzuführen ist, daß die 
Haftanstalten buchstäblich nur solche Insassen abgegeben haben, die in 
schlechtester körperlicher Verfassung sind (und) daß trotz aller ärztlichen 
Bemühungen der . . . Tod der Gefangenen nicht aufgehalten werden kann . . . 
Ich wünsche nicht, in den Konzentrationslagern eine Quarantänestation zu 
unterhalten . . . “ 

Was hier hineinzuspielen scheint, sind Ressortrivalitäten oder 
zumindest ein Interessenkonflikt. Die deutschen Gefängnisverwal- 
tungen hatten zweifellos ihre eigenen wirtschaftlichen Vorstel- 
lungen und zögerten nicht nur, sich von ihren gesunden Gefangenen 
zu trennen, sondern waren auch bestrebt, vor allem die kranken 
Häftlinge abzugeben. 

Wir wissen nicht, ob Pohl mit den Gefängnisverwaltungen eine 
bessere Zusammenarbeit erreichte. Am 30. September 1943 war er 
jedoch in der Lage, über Fortschritte zu berichten, die hauptsächlich 
hygienischen, ernährungsmäßigen und verfahrensmäßigen 
Maßnahmen zuzuschreiben waren; er legte dem Reichsführer-SS die 
folgenden zwei Übersichten mit der Versicherung vor, daß die 
erreichten Erfolge in Anbetracht des Einsetzens der kühlen 
Witterung von Dauer sein würden :95 
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Todesfälle in Konzentrationslagern, Juli 1942 bis Juni 1943 
 
Monat Zahl der Insassen Tote Prozent 

Juli 1942 98.000 8.329 8,5 
August 115.000 12.217 10,62 
September 110.000 11.206 10,19 
Oktober 85.800 8.856 10,32 
November 83.500 8.095 9,69 
Dezember 88.000 8.800 10,00 
Januar 1943 123.000 9.839 8,0 
Februar 1943 143.100 11.650 8,14 
März 154.200 12.112 7,85 
April 171.000 8.358 4,71 
Mai 203.000 5.700 2,80 
Juni 199.500 5.650 2,83 
 
Todesfälle für den Monat August 1943 
 
Konz. Lager Zahl der 

Insassen 
Tote Prozentsatz 

 (August) 
Prozentsatz 

 (Juli) 
Änderung des 
Prozentsatzes 

Dachau 17.300 40 0,23 0,32  - 0,09 
Sachsenhausen 26.500 194 0,73 0,78  - 0,05 
Buchenwald 17.600 118 0,67 1,22  - 0,55 
Mauthausen-Gusen 21.100 290 1,37 1,61  - 0,24 
Flossenbürg 4.800 155 3,23 3,27  - 0,04 
Neuengamme 9.800 150 1,53 2,14  - 0,61 
Auschwitz (Männer) 48.000 1.442 3,00 2,96  + 0,04 
Auschwitz (Frauen) 26.000 938 3,61 5,15  - 1,54 
Groß-Rosen 5.000 76 1,52 2,69  - 1,17 
Natzweiler 2.200 41 1,87 1,63  + 0,24 
Bergen-Belsen 3.300 4 0,12 0,39  - 0,27 
Stutthof (Männer) 3.800 131 3,45 5,69  - 2,24 
Stutthof (Frauen) 500 1 0,20 0,00  + 0,20 
Lublin (Männer) 11.500 882 7,67 4,62  + 3,05 
Lublin (Frauen) 3.900 172 4,41 2,01  + 2,40 
Ravensbrück (Männer) 3.100 26 0,84 0,76  + 0,08 
Ravensbrück (Frauen) 14.100 38 0,27 0,24  + 0,03 
Riga Herzogenbusch 3.000 1 0,03 0,33  - 0,30 

Insgesamt : 224.000 4.699 2,09 2,23  - 0,14 

So hatte Auschwitz nach mehr als halbjährigen Bemühungen, die 
Todesrate in den Lagern zu senken, immer noch etwa 80 Todesfälle 
täglich im Durchschnitt. Da sich, wie wir gesehen haben, beinahe alle 
Arbeitsunfähigen in Birkenau befanden, ereigneten sich fast alle 
diese Todesfälle dort. Auschwitz scheint außerdem ziemlich 
anfällige Häftlinge anderer Konzentrationslager zugewiesen 
bekommen zu haben.96 

Der Bericht des Niederländischen Roten Kreuzes (Band 2) 
enthält auch einige Angaben über die Sterblichkeit in Auschwitz 
während der Jahre 1942/43. Für die Zeit vom 30. Oktober 1942 bis 
25. Februar 1943 werden die Todesfälle auf durchschnittlich 360 
pro Woche beziffert, für die Zeit vom 26. Februar bis 1. Juli 1943 auf 
ungefähr 185 pro Woche. Außerdem sollen von den holländischen 
Juden, die im Juli-August 1942 in Birkenau eintrafen (vgl. Seite 
142), in der Zeit vom 30. Oktober 1942 bis 1. Juli 1943 insgesamt 
124 gestorben sein. Doch erscheint diese Gesamttodeszahl ziemlich 
niedrig und schwer zu vereinbaren mit den oben angeführten Zahlen, 
so daß hier irgendein Irrtum oder ein Mißverständnis vorliegen 
könnte. 
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Es ist offensichtlich, daß diese Todesfälle — so beklagenswert sie 
auch sind und wo und bei wem die Verantwortung hierfür auch 
immer liegen mag — nichts mit Völkermord oder mit den Juden als 
solchen zu tun hatten. Vom Standpunkt der höheren SS-Verwaltung 
aus waren sie „katastrophal“ und man gab sich Mühe, sie unter 
Kontrolle zu bringen. Angesichts solcher Totenzahlen ist es in keiner 
Weise auffallend, daß es in Auschwitz Möglichkeiten zur Lagerung 
und Verbrennung von Leichen gab, die schlimmste Zeiten mit 
Hunderten von Toten täglich im voraus berücksichtigten. 

Die Sterblichkeit in Auschwitz besserte sich während des 
Kriegsverlaufs nur unbedeutend. Als während des Jahres 1944 die 
Belegung des Lagers auf 100.000 Häftlinge oder mehr angewachsen 
war (wahrscheinlich in Anbetracht der Gebietsverluste im Osten, die 
die Evakuierung von Arbeitslagern erforderlich machten), betrug die 
Sterblichkeitsquote in Birkenau 350 bis 500 Menschen wöchentlich 
(was, wie wir gesehen haben, sich auf fast die gesamte Todesquote 
von Auschwitz bezog).97 

Es ist tragisch, daß — sogar in der Neuzeit — im Kriege 
eingerichtete „Lager“ für viele ihrer Insassen zu Todesfallen 
geworden sind. Die Gründe hierfür gleichen einander : ungeordnet 
zusammengewürfelte Menschen in übereilt aufgebauten Lagern 
treffen auf unzulängliche sanitäre Verhältnisse und eine unsichere 
Ernährungs- und Versorgungslage. So hatten während des ameri- 
kanischen Bürgerkriegs die Gefangenenlager im Norden, wie z. B. 
Rock Island und Camp Douglas, Todesquoten von zwei bis vier 
Prozent im Monat. Diese Zahlen wurden sogar noch übertroffen in 
Lagern des Südens, wie z. B. Florence, wo Diarrhö und Skorbut bei 
einer Gefangenenzahl von etwa 12.000 Menschen 20 bis 50 
Todesfälle täglich zur Folge hatten. Die Bedingungen in Anderson- 
ville waren noch furchtbarer; dort kamen 13.000 der insgesamt 
50.000 Kriegsgefangenen der Union um.98 Während des 
Burenkrieges in Südafrika in den Jahren 1899 bis 1902 wurden in 
britischen Konzentrationslagern ungefähr 120.000 Nichtkom- 
battanten der weißen burischen Bevölkerung und 75.000 schwarze 
Afrikaner festgehalten. Die Sterblichkeitsquote der Buren reichte 
von 120 bis zu 340 Toten jährlich, bezogen auf je 1000 Häftlinge 
(1,1% bis 3,4% monatlich), während die Sterblichkeit der burischen 
Kinder — vor allem aufgrund von epidemisch auftretenden Masern — 
im Jahr bei 600 Todesfällen pro Tausend lag (7,35% monatlich). 
Ungefähr 20.000 burische Frauen und Kinder starben in diesen 
Lagern.99 Während des Ersten Weltkrieges legten die Deutschen 
russische Kriegsgefangene mit anderen Nationalitäten zusammen, 
was Typhusepidemien in ihren Gefangenenlagern zur Folge hatte. 
Die Verhältnisse waren denjenigen auffallend ähnlich, die sich in den 
Konzentrationslagern des Zweiten Weltkrieges ergaben.100 Wir 
haben gesehen, daß die Russen in den Konzentrationslagern — 
besonders in Auschwitz — als Arbeitskräfte eingesetzt wurden; sie 
waren daher zweifellos eine der Hauptursachen für die Typhus- 
erkrankungen. Da sie nicht als gewöhnliche Konzentrations- 
lagerhäftlinge angesehen wurden, ist ungewiß, ob sie in den oben 
aufgeführten Todeszahlen der Lager enthalten sind. Doch hatten sie 
sicherlich ihren Anteil an der allgemeinen Sterblichkeitsziffer in den 
Lagern und ihre Leichen wurden in denselben Krematorien 
verbrannt, nur sind Zahlen nicht verfügbar. 
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Band 5 der NMT-Protokolle, behandelt den Fall 4 — USA gegen 
Pohl. Teil B präsentiert „Das Konzentrationslager-System“ aus dem 
hervorgeht, daß die Konzentrationslager bemerkenswert hohe 
Sterblichkeitsziffern hatten. Im Anschluß daran wird in Teil E „Das 
Vernichtungsprogramm“ mit Dokumenten bekannt gemacht, die 
zeigen, daß die Deutschen die Krematorien in diesen Lagern gerade 
zur Zeit des Auftretens der hohen Sterblichkeitsziffern gebaut 
haben. Durch diesen Zusammenhang wird zwar versucht, glaubhaft 
zu machen, daß damit ein „Vernichtungsprogramm“ bewiesen 
würde“, doch ist diese Schlußfolgerung falsch. 

Ziehen wir die unterschiedlichen Sterblichkeitsziffern in den 
verschiedenen Lagern in Betracht, so erweist sich, daß die Zahl der 
Krematoriumsöfen in Auschwitz mit jener der anderen Lager, in 
denen Vernichtungen nicht stattgefunden haben, durchaus 
vergleichbar war. Im Jahre 1942 wurden in Dachau und 
Sachsenhausen Krematorien gebaut; jedes von ihnen enthielt 4 Öfen. 
In Dachau hatte ein Krematorium mit 2 Öfen bereits vor dem Jahre 
1942 bestanden; dieses ältere Krematorium wurde nach dem Jahre 
1942 weiter benutzt. Es ist höchst wahrscheinlich, daß es sich mit 
einem früheren Krematorium in Sachsenhausen genau so verhielt. 
Für Buchenwald gab es vor dem Krieg Einäscherungsmöglichkeiten 
in den nahegelegenen Städten Weimar und Jena. Nach Kriegsbeginn 
wurden Krematoriumsöfen im Lager gebaut und gegen Ende des 
Jahres 1941 hatte Buchenwald ein Krematorium mit 6 Öfen. Es hat 
den Anschein, daß das Krematorium in Weimar bis zum Kriegsende 
weiter benutzt wurde.101 Es ist auch möglich, daß die Öfen in den 
Konzentrationslagern von Auschwitz, Dachau usw. zur Einäsche- 
rung von Leichen solcher Menschen herangezogen wurden, die mit 
den Lagern nichts zu tun gehabt hatten (z. B. russische 
Kriegsgefangene). 

Dies also ist unsere Ansicht über die Erscheinung der „Todeslager“ 
unter den NS-Konzentrationslagern. Sie stimmt nicht mit der von 
Christophersen und Stäglich überein, die keine hohen Todeszahlen 
bemerkten und nicht davon überzeugt sind, daß es umfangreiche 
Einrichtungen zur Einäscherung in Auschwitz gegeben habe. Unsere 
Ansicht gründet sich auf die erheblichen Dokumente der Anklagebe- 
hörden und vergleichbares Beweismaterial. Ihre Meinung beruht auf 
ihren Beobachtungen in Auschwitz im Jahre 1944. Es mag scheinen, 
daß ihren Beobachtungen mehr zu trauen ist als dem dokumen- 
tarischen Material, doch glaube ich, daß eine sorgfältige Betrachtung 
der Dinge für unsere Theorie spricht, wobei ich ihre Beobachtungen 
nicht in Abrede stellen will. 

Sehr einfache Überlegungen erklären die Beobachtungen von 
Stäglich und Christophersen. Zunächst sind Todesfälle keine 
Angelegenheit, die die Lagerverwaltung von Auschwitz ausposaunt 
haben würde. Die Todesfälle und die damit verbundenen Einäscher- 
ungen wären natürlich so weit wie möglich verheimlicht worden. So 
beschwerte sich Pohl Mitte 1943 den Lagerkommandanten 
gegenüber darüber, daß die Krematoriumsgebäude allzu öffentlich 
an ausgesprochen bekannten Stellen lägen, wo sie „von allen 
möglichen Leuten begafft werden können“. Als Antwort auf Pohls 
Klage hatte Höß um die Krematorien II und III einen Grüngürtel 
pflanzen lassen. Darüber hinaus war es üblich, Leichen nur abends 
zum Krematorium zu bringen.102 Daß Christophersen und Stäglich,  



 170 

die nur lose Berührung mit Birkenau hatten, keine Kenntnis von der 
hohen Todesrate und den großen Krematorien hatten, ist mithin 
vollkommen verständlich. 

Möglicherweise sind zahlreiche Dokumente gefälscht worden. In 
der Tat gab es in Nürnberg eine ausgedehnte Praxis der 
Dokumentenfälschung. Doch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, daß 
die Dokumente über die Todesfälle in den Lagern und den Bau der 
Krematorien gefälscht worden sind, und zwar aus dem einfachen 
Grund, weil darin nichts über Vernichtung enthalten ist, wovon der 
Leser sich bei einer Überprüfung der „Auswahl“ an Dokumenten im 
NMT-Protokollband 5 überzeugen kann. Sie sprechen von einer zu 
bestimmten Zeiten sehr hohen Sterblichkeit in Strafinstitutionen 
(Konzentrationslagern), die ein verhältnismäßig kleines Land, das 
gegen eine überwältigende Übermacht um seine Existenz kämpfte, 
für Arbeitsleistungen auszunutzen suchte. Daß die hohe Sterb- 
blichkeitsziffer eine Folge davon gewesen sein kann, ist durchaus 
einleuchtend. 

Wenngleich die von uns betrachteten Dokumente nichts über 
Vernichtungen aussagen, bleiben sie insofern irgendwie un- 
befriedigend, als man daraus kein vollständiges Bild über die 
Ursachen der Sterblichkeit und über die Opfer erhält. Die vom 
Justizministerium überstellten kranken Häftlinge erklären nicht 
alles. Das Bild muß durch Mutmaßungen und Schlußfolgerungen 
vervollständigt werden. Wir wollen hierzu unsere Eindrücke 
wiedergeben. 

Die deutschen Konzentrationslager der dreißiger Jahre hatten 
ausschließlich Straf- und Sicherungsfunktionen, dagegen keine 
wirtschaftlichen zu erfüllen. Nach Beginn des Rußlandkrieges 
erfuhren die Lager eine rasche Ausdehnung und erhielten außerdem 
ihre wirtschaftlichen Aufgaben. Auf diese Weise ereignete sich im 
Jahre 1942 in den Konzentrationslagern dreierlei : 

(a) Die rasche Ausdehnung wurde von einem allgemeinen Chaos, 
unerwarteten Problemen und organisatorischen Schwierigkeiten 
begleitet, wie sie üblich sind, wenn neue Unternehmungen ins Werk 
gesetzt werden. Das trifft besonders auf Auschwitz zu, das ein neues 
Lager und im Begriff war, sich rasch zum größten aller Lager zu 
entwickeln. 

(b) Die fortgesetzten deutschen Siege und Eroberungen in Rußland 
hatten Massen von russischen Kriegsgefangenen zur Folge, von 
denen ein Teil in die Konzentrationslager aufgenommen wurde. 

(c) Den Lagern wurden durch das Justizministerium kranke 
Häftlinge zugewiesen. Es gab wahrscheinlich weitere Probleme, doch 
scheinen mir diese drei Faktoren eine hohe Sterblichkeit während 
der letzten Monate des Jahres 1942 bis zum Frühjahr 1943 
ausreichend zu erklären. 

Wenn auch die Sterblichkeit gegen Ende des Jahres 1943 immer 
noch beklagenswert hoch war, so stand sie doch — im Vergleich zu 
der des Vorjahres — einigermaßen unter Kontrolle und blieb es auch 
bis zum Zusammenbruch am Ende des Krieges. Die Aussage des 
Kommandanten von Birkenau (vgl. Anhang D) zeigt, daß die 
Todesfälle in Auschwitz während des Jahres 1944 hauptsächlich 
unter den gewöhnlichen Strafgefangenen auftraten, die aus den 
Haftanstalten überstellt worden waren. Ich habe keine Dokumente 
entdeckt, die den bereits untersuchten vergleichbar wären, aus 
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denen sich für das Jahresende 1943 oder einen nachfolgenden 
Zeitraum hohe Sterblichkeitsziffern ergeben. 

Die Rolle, die Birkenau in der betrügerischen Legende spielt, ist 
höchst einfach. Wie jedes große Industriewerk war Auschwitz 
zwecks größter Leistungsfähigkeit planmäßig organisiert. Die 
unbeschäftigten Gefangenen waren in Birkenau untergebracht. 
Daher waren auch die Transitlager in Birkenau. Dies erklärt die 
Einrichtung der dortigen Zigeuner- und Judenlager. Auch die 
Kranken, Schwerkranken, Sterbenden und — möglicherweise — auch 
die Toten wurden nach Birkenau gebracht. Eine solche Konzen- 
tration des Elends gibt Birkenau natürlich die Bedeutung eines mit 
Leichenräumen und Krematorien versehenen „Todeslagers“, falls 
jemand es vorzieht, die Dinge so zu umschreiben. Tatsächlich 
ereignete sich die Hälfte aller Todesfälle im gesamten deutschen 
Konzentrationslagerbereich während der Jahre 1942 bis 1944 in 
Birkenau. Wenn auch die ganze Angelegenheit recht unsinnig wirkt, 
sobald man sie näher untersucht, so haben die Propagandisten doch 
mit ihrer Entscheidung, Birkenau zum Vernichtungslager zu 
erklären, erkennbar eine sehr überlegte Wahl getroffen. Die 
Sterblichkeitsquote im Konzentrationslagerbereich war sehr hoch; 
nahezu am höchsten war sie in Auschwitz, das das größte KZ war, 
und die dortigen Todesfälle konzentrierten sich auf Birkenau. 
 
Zusammenfassung 

In der Einführung zu diesem Kapitel wurde versprochen, es werde 
sich zeigen, daß die Auschwitz-Legende mit dem grundlegenden 
Kennzeichen der großen Lüge behaftet sei : einer andersartigen 
Ausdeutung tatsächlicher Geschehnisse. Dies ist wirklich in jeder 
wesentlichen Beziehung erkennbar : 

1. Das Zyklon wurde zur Desinfektion und angeblich ebenso zur 
Vernichtung von Menschen verwendet. 

2. Die „Selektionen“ waren mit Rücksicht auf die Beschäftigungsart 
in Auschwitz und angeblich ebenso zur Vernichtung von 
Menschen erforderlich. 

3. Es wäre nicht ungenau (wenn auch vielleicht etwas irreführend), 
Birkenau als „Todeslager“ zu bezeichnen, insbesondere während 
bestimmter Zeiträume (vor allem z. Zt. des Baruch-Komitees und 
sogleich danach); es diente angeblich ebenso der „Vernichtung“. 

4. Entkleiden und Baden ging den Entlausungen voraus und angeb- 
lich auch der Vernichtung von Menschen. 

5. Herkömmliche Krematorien gab es sowohl im Hinblick auf die 
Rolle Birkenaus als „Todeslager“ wie auch im Hinblick auf seine 
Rolle als „Vernichtungslager . 

6. Einige Leichenkeller waren Räume zur Aufbewahrung von 
Leichen, doch wird gleichzeitig behauptet, andere seien in 
Wirklichkeit ,Gaskammern“ gewesen. Die beiden Arten von 
Leichenkellern befanden sich nahe beieinander in Birkenau. 

7. Einige Badeanstalten waren Einrichtungen zum Baden, 
gleichzeitig aber wird behauptet, andere seien in Wirklichkeit 
„Gaskammern“ gewesen. Die beiden Arten von Badeanstalten 
befanden sich dicht an dicht in Birkenau. 

8. Der Gestank, den die Bevölkerung jenes Gebietes wahrnahm, 
hatte seinen Ursprung nicht nur in der Kohlehydrierung und 
anderen chemischen Prozessen, sondern angeblich ebenso — 
zumeist sogar ausschließlich! — in den Leichenverbrennungen. 
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9. Ein Zusatz des Übersetzers : Beachtlich für die Übersetzung des 
gesamten Sachverhaltes erscheint es, daß das deutsche Wort 
„Entwesung“ mit dem englischen Ausdruck „extermination“ 
identisch ist, ein Ausdruck jedoch, der, rückübersetzt, wiederum 
auch mit „Vernichtung“ absolut gleichzusetzen ist. Macht man im 
Deutschen hier eine klare begriffliche Einengung auf Ungeziefer — 
Seuchenträger —, so ist dies im Englischen nicht der Fall, so daß 
mit der Verwendung des Begriffes oder gar die grundsätzliche 
Interpretation des Begriffes „extermination“ auf „Vernichtung 
von Menschen“ propagandistisch leicht suggeriert und glaubhaft 
gemacht werden kann. 

Angesichts der in dieser Untersuchung dargelegten Gesichts- 
punkte ist es wirklich nur Nachsicht, bezüglich dieser neun 
Feststellungen von der Möglichkeit einer zweifachen Ausdeutung 
der tatsächlichen Geschehnisse zu sprechen. Bei den auf eine 
Menschenvernichtung hinauslaufenden Deutungen handelt es sich 
offensichtlich um Lügen. Und die letzte, sich auf den Gestank 
beziehende Lüge ist ein „Zuviel an Tatsachen“. Die Urheber der 
betrügerischen Legende hätten niemals die Tatsache des Gestanks 
mit in ihre Geschichte aufnehmen dürfen. 

Die Sachverhalte, die im Widerspruch zu den Behauptungen 
stehen, die Ungereimtheiten und Unglaubwürdigkeiten sind 
herausgestellt worden. Himmler gibt seine Befehle unmittelbar an 
Höß und überläßt allein ihm die Mittel und Wege zu ihrer 
Durchführung. Die Befehlsgebung fand — wie ausdrücklich betont 
wird — im Sommer 1941 statt; andererseits hätte sie im Sommer 
1942 stattgefunden haben müssen, denn Höß begann ein halbes 
Jahr nach Aufstellen der Pläne für die 4 Krematorien, die für die 
„Menschenvernichtung“ gebraucht wurden, zu improvisieren. In 
Wirklichkeit bleiben die Krematorien jedoch nicht der Ein- 
gebungskraft von Höß überlassen. Auch anderes nicht. Jüdische 
Familien mit Kindern wohnen monatelang in Birkenau, ihre 
Unterkünfte sind vorher mit ebendemselben chemischen Produkt 
desinfiziert worden, mit dem sie schon bei ihrer Ankunft getötet 
worden sein sollen. Doch dann sollen sie später damit getötet 
werden. Doch dieses und ähnliches konnte Höß mit Sicherheit nicht 
selbst entscheiden. 

Die Untersuchung der Auschwitz-Frage ist damit nicht 
abgeschlossen. Sie war bislang auf die Ereignisse innerhalb von 
Auschwitz gerichtet und hat noch nicht das Schicksal irgendeiner 
besonderen jüdischen Bevölkerungs- oder Volksgruppe in Auschwitz 
einer Betrachtung unterzogen. Der Vollständigkeit halber ist dies 
noch nachzuholen, und wir können uns insoweit kein besseres 
Beispiel denken als das, welches die Verbreiter der Ausch- 
witzlegende selbst ausgewählt haben : die ungarischen Juden, deren 
Schicksal — oder wie immer man es sonst nennen sollte — unter 
besonderer Berücksichtigung der Aussagen über Auschwitz jetzt im 
nächsten Kapitel untersucht werden wird. 
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V Die Ungarischen Juden 
 

Seit der Zeit, als die Deutschen und ihre Verbündeten dem Roten 
Kreuz — und zwar sowohl dem Internationalen Komitee (ICRC) als 
auch den verschiedenen nationalen Sektionen — eine nicht 
unbeträchtliche Freiheit eingeräumt haben, in dem von den 
Achsenmächten beherrschten Europa tätig zu sein, ergab es sich, daß 
das ICRC in der Lage war, über einen großen Teil des Geschehens, die 
europäischen Juden betreffend, zu berichten. Die Berichte einer 
solchen neutral plazierten Organisation sind natürlich im 
Zusammenhang mit unseren Problemen von großer Bedeutung. 

Wir sagen „neutral plazierten“, besser als „neutralen“ Organisa- 
tion, da es keine absolute politische Neutralität gibt. Jede 
Organisation ist politischen Zwangslagen ausgesetzt. Alles bleibt 
eine Frage der Abstufung. 

Zwei ICRC-Veröffentlichungen sind für uns von größerem 
Interesse. Das erste sind die „Documents sur l’activité du CICR en 
faveur des civils détenus dans les camps de concentration en 
Allemagne (1939—1945)“, Genf 1947. Dies ist eine Sammlung von 
Dokumentenwiedergaben von Korrespondenzen zwischen dem 
ICRC und den verschiedenen Regierungen und Rote-Kreuz- 
Gesellschaften sowie Berichte von ICRC-Delegierten an das ICRC. 
Kommentare, die nur ausreichen, um die Dokumente zu inter- 
pretieren, sind vom Roten Kreuz erstellt. Die Dokumentation ist 
unschätzbar und wird in diesem Buch wiederholt erwähnt. Eine 
andere Publikation des Jahres 1947 war „Inter Arma Caritas“, doch 
dies war hauptsächlich ein Bemühen um Öffentlichkeitswirkung. 

Die zweite wichtige Publikation ist der dreibändige Bericht des 
Internationalen Komitees des Roten Kreuzes über seine Aktivitäten 
während des Zweiten Weltkrieges, Genf 1948. Dieser hat 
historischen Dokumentationswert. Dokumente selbst erscheinen 
hier nur gelegentlich. Im gegenwärtigen Kapitel wird ein Auszug vom 
ersten Band des Berichtes im vollständigen Text zitiert, und zwar die 
Seiten 641—657. Ich glaube, daß in diesem Auszug aus dem Bericht 
ein gewisser politischer Druck offensichtlich ist, aber es wird für den 
Leser nicht notwendig sein, meine Empfindungen im Hinblick auf 
besondere Bekundungen dieses Drucks in dem Auszug zu teilen, um 
die Hauptfolgerung anzuerkennen, die ich aus diesem Auszug ziehe. 
Jedoch werden einige augenscheinlich dringliche Fragen während 
des ersten Lesens auftauchen. Und alles, was hier schon gesagt sein 
kann, ist, daß zwei Punkte im Gedächtnis behalten werden sollten : 

1. Dieser Bericht wurde im Jahre 1948 veröffentlicht, zu einer 
Zeit, da die Autoren nicht fehlgehen konnten, vor allem im Hinblick 
auf die politisch empfindliche Natur der beschriebenen Materie, 
völlig mit den Alliierten-Behauptungen vertraut zu sein, die 
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ihrerseits erschöpfend sowohl in den Kriegsverbrecherprozessen als 
auch in der Presse bezüglich des Schicksals der europäischen Juden 
zum Ausdruck gebracht worden waren. Wir erwarten hier keine 
sorglosen Bemerkungen. 

2. Wir fragen das ICRC nicht als eine besondere Autorität um Rat; 
d. h. wir sind lediglich an den Berichten interessiert, welche in den 
Kompetenzbereich des ICRC fallen. Es gab Delegationen in 
verschiedenen europäischen Ländern, die stark mit jüdischen 
Affären befaßt waren, und was wir zu wissen wünschen, ist, was 
diesen Juden geschehen ist, soweit das ICRC befähigt war, dies zu 
beobachten. Unser Nachdruck liegt in der Tat auf den Juden der 
Slowakei (östliche Tschechoslowakei), in Kroatien (Nord- 
Jugoslawien) und Ungarn. Wir sind an Ungarn interessiert, doch die 
Probleme der anderen Länder gehen ineinander über, und in dem 
Ausmaß, in dem die Deutschen die Dinge kontrollierten, gab es 
keinen Grund für größere Unterschiede in der Judenpolitik. 

Von einem Zahlengesichtspunkt her mag es scheinen, daß Polen in 
diesem Problem als das Schlüsselland hätte ausgewählt werden 
sollen. Jedoch bleibt die Tatsache, daß Ungarn der Schlüssel ist, 
weil die Schöpfer der Legende vorgezogen haben, Ungarn und nicht 
Polen auszuwählen, um die Zeugnisse für ihre Behauptungen 
anzubieten. Sie bieten keinen Beweis für Vernichtungen von 
polnischen Juden, abgesehen von Zeugenaussagen und den 
allgemeinen Vernichtungslager-Behauptungen, die unsere Analyse 
bereits ad absurdum geführt hat. Durch einen glücklichen Umstand 
ist es möglich, sich durch die Berichte des ICRC darüber zu 
informieren, was in Ungarn geschah, doch dies ist nicht so im Fall 
Polen. Der Grund dafür ist der, daß die Deutschen dem ICRC nicht 
gestatteten, sich mit jüdischen Affären in Ländern zu befassen, in 
denen sie sich als der Souverän betrachteten. Jedoch die 
Verbündeten der Deutschen, die als unabhängige Staaten angesehen 
wurden, ließen es zu, daß sich das ICRC mit den jüdischen 
Angelegenheiten befaßte. So entsteht die zentrale Bedeutung 
Ungarns in der Untersuchung der Legende. 

Da gibt es einen zweiten Gesichtspunkt, für den der Auszug des 
Berichtes von größter Wichtigkeit in unseren Studien ist, er wird im 
folgenden Kapitel deutlicher herausgestellt. 

Der Auszug aus dem Bericht wird hier vollständig wiedergegeben, 
weil er in einer Form geschrieben ist, daß es schwierig ist, ihn an 
bestimmten Stellen zu zitieren, ohne sich der Möglichkeit 
auszusetzen, wegen Entstellung der Behauptung angegriffen zu 
werden. Dies wird nach dem Lesen klar werden. 

VI Spezial-Kategorien von Zivilisten 

(A) Juden 

„Unter dem Nationalsozialismus wurden die Juden in der Tat Ausgestoßene, 
durch eine harte Rassengesetzgebung dazu verurteilt, Tyrannei, Verfolgung und 
systematische Vernichtung zu erdulden. Keine Art von Schutz wurde ihnen 
gewährt; da sie weder Kriegsgefangene noch Zivilinternierte waren, bildeten sie 
eine eigene Kategorie, ohne in den Genuß irgendeiner Konvention zu geraten. 
Die Oberaufsicht, zu der das Internationale Rote Kreuz zugunsten von 
Kriegsgefangenen und Zivilinternierten ermächtigt war, war ihnen gegenüber 
nicht anzuwenden. In den meisten Fällen waren sie Staatsangehörige jenes 
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Staates, der sie in der Gewalt hatte und der, sich auf seine oberste Autorität 
berufend, keinerlei Intervention zu ihren Gunsten duldete. Diese unglücklichen 
Bürger teilten das gleiche Schicksal wie politische Deportierte, sie waren ihrer 
zivilen Rechte beraubt, ihnen wurde eine schlechtere Behandlung zuteil als den 
nationalen Feinden, die schließlich die Vorteile einer Konvention genossen. Sie 
wurden in Konzentrationslager und Ghettos gepfercht, zur Zwangsarbeit 
verpflichtet, groben Brutalitäten ausgesetzt und in Todeslager geschickt, ohne 
daß irgendjemandem erlaubt wurde, sich in diese Angelegenheiten 
einzumischen, die Deutschland und seine Verbündeten zum ausschließlichen 
Kompetenzbereich ihrer Innenpolitik gehörig betrachteten. 

Es sollte jedoch ins Gedächtnis zurückgerufen werden, daß die in Italien gegen 
die Juden ergriffenen Maßnahmen unvergleichlich weniger hart waren, und daß 
in den Ländern unter dem direkten Einfluß von Deutschland ihre Lage allgemein 
weniger tragisch war als in Deutschland selbst. Das Komitee konnte sich nicht 
selbst von diesen Opfern lossagen, zu deren Gunsten es die meisten dringlichen 
Appelle erhielt, für die jedoch der Spielraum für Hilfsmaßnahmen besonders 
eingeschränkt war, zumal seine Aktivitäten angesichts des Fehlens jeglicher 
gesetzlichen Basis zum großen Ausmaß vom guten Willen der kriegführenden 
Staaten abhing. 

Das Komitee hat in der Tat durch Einschaltung des Deutschen Roten Kreuzes 
um Informationen hinsichtlich der Zivildeportierten ,ohne Unterschied von 
Rasse und Religion‘ ersucht, was jedoch kurzerhand mit folgenden 
Formulierungen verweigert wurde : ,Die verantwortlichen Behörden lehnen 
Informationen über die nicht-arischen Deportierten ab.‘ So führten Nachfragen, 
die sich hauptsächlich mit Juden befaßten, zu keinem Ergebnis, und 
wiederholte Proteste würden von den betreffenden Behörden übel vermerkt 
worden sein und sich vollständig entgegengesetzt ausgewirkt haben — sowohl für 
die Juden als auch für den Gesamtbereich der Aufgaben des Komitees. Obwohl 
das Komitee nutzlose Proteste vermied, tat es doch in der gezogenen 
Konsequenz das äußerste, um den Juden mit praktischen Maßnahmen zu helfen, 
und seine Delegierten draußen über diese Richtlinien zu unterrichten. Die 
Richtigkeit dieser Politik bestätigte sich durch die erzielten Ergebnisse. 

Deutschland. — Sogar zu der Zeit, als die deutsche Wehrmacht ihre Siege 
errang, stieß das Bemühen des Komitees hinsichtlich der Juden auf fast 
unüberwindbare Hindernisse. Gegen Ende des Jahres 1943 jedoch gestatteten 
die deutschen Behörden dem Komitee, Hilfspakete an Konzentrations- 
lagerinsassen zu senden, deren Namen und Adressen ihm bekannt war und von 
denen viele Juden waren. Das Komitee war in der Lage, ein paar Dutzend Namen 
zu sammeln. Mit diesen dürftigen Maßnahmen wurde dann ein System von 
zunächst individueller und dann kollektiver Hilfe für politische Häftlinge 
begonnen, dessen Ausmaß in diesem Bericht an anderer Stelle notiert ist. Jeder 
Empfänger schickte verschiedene Namen zurück, und diese wurden der 
Adressenliste zugefügt : auf diese Weise gaben die Empfänger oft die ersten 
Nachrichten über vermißte Personen. Gegen Ende des Krieges enthielt die 
Registratur des Komitees für politische Gefangene (jüdische und nicht- 
jüdische) über 105.000 Namen. 

Während des letzten Kriegsjahres waren die Delegierten des Komitees in der 
Lage, das Lager Theresienstadt zu besichtigen, das ausschließlich Juden 
vorbehalten war und unter Sonderbedingungen verwaltet wurde. Entsprechend 
den vom Komitee in Erfahrung gebrachten Nachrichten wurde dieses Lager von 
gewissen Führern des Reiches als ein Experiment eingerichtet, die den Juden 
gegenüber augenscheinlich weniger feindselig gegenüberstanden, als jene, die für 
die Rassenpolitik der deutschen Regierung verantwortlich waren. Das Bestreben 
dieser Männer war, den Juden die Möglichkeit für ein kommunales Leben in 
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einer Stadt unter ihrer eigenen Verwaltung und nahezu vollständigen 
Autonomie zu geben. Bei vielen Gelegenheiten wurde den Delegierten des 
Komitees freigestellt, Theresienstadt zu besichtigen, doch weil die 
Lokalbehörden Schwierigkeiten machten, fand der erste Besuch erst im Juni 
1944 statt. Der jüdische Ältestenrat (elder in charge) informierte die Delegation 
in Gegenwart eines Vertreters der deutschen Behörden, daß 35.000 Juden in der 
Stadt ansässig wären und daß die Lebensverhältnisse erträglich wären. Auf 
Grund des von den Führern verschiedener jüdischer Organisationen 
ausgedrückten Zweifels hinsichtlich der Zuverlässigkeit dieses Berichts, bat das 
Komitee die deutsche Regierung, seinen Delegierten einen zweiten Besuch zu 
genehmigen. Nach mühsamen Verhandlungen, die von der deutschen Seite 
reichlich verzögert wurden, waren zwei Delegierte in der Lage, das Lager am 6. 
April 1945 zu besuchen. Sie bestätigten den günstigen Eindruck, den man beim 
ersten Besuch erhalten hatte, aber ermittelten, daß die Lagerstärke sich 
zusammensetzte aus : nur 30.000 Internierten, einschließlich 1.100 Ungarn, 
11.050 Slowaken, 800 Holländer, 290 Dänen, 8.000 Deutschen, 8.000 
Tschechen und 760 staatenlosen Personen. Sie befürchteten daher, daß 
Theresienstadt ein Durchgangslager wäre und erkundigten sich nach dem letzten 
Transport von Personen nach dem Osten. Der Führer der Sicherheitspolizei des 
Protektorates erklärte, daß die letzten Transporte nach Auschwitz 6 Monate 
vorher abgegangen wären und 10.000 Juden erfaßt hätten, die zur Arbeit in der 
Verwaltung und für die Ausweitung des Lagers eingesetzt werden sollten. Dieser 
hochgestellte Beamte versicherte den Delegierten, daß keine Juden künftig mehr 
deportiert würden. 

Wenngleich andere Lager, die ausschließlich Juden vorbehalten waren, für 
Inspektionen zugunsten humanitärer Zwecke bis zum Kriegsende nicht 
freigegeben wurden, war das Komitee schließlich doch in verschiedenen 
Konzentrationslagern, in denen Juden in der Minderheit waren, aktiv und 
wirksam. Während der Endmonate übernahm das Komitee in dringenden 
Fällen eine Aufgabe von größter Bedeutung, indem es diese Internierten 
besuchte und ihnen Hilfe gab, sie mit Nahrung versorgte, Evakuierungen so 
gut wie Massenexekutionen in letzter Minute verhinderte und sogar die 
Leitung in den kritischen Stunden, manchmal Tagen übernahm, die zwischen 
dem Rückzug der deutschen Truppen und der Ankunft der Alliierten 
Streitkräfte vom Westen oder Osten lagen. 

Ein mehr ins einzelne gehender Bericht von diesen verschiedenen Aktivitäten 
ist in den Kapiteln über die politischen Häftlinge sowohl in diesem Band als auch 
in Band II niedergelegt, aber auch in einer besonderen Publikation mit dem Titel 
,Documents sur l’activité du CICR en faveur des civils détenus dans les camps 
de concentration en Allemagne, 1939—1945.‘ 

Wenig ist bekannt über die Rolle, die das Komitee in Ländern spielte, deren 
Regierungen mehr oder weniger dem deutschen Einfluß ausgesetzt waren und in 
denen besondere Gesetze hinsichtlich der Juden, ähnlich jenen der deutschen 
Gesetzgebung angenommen waren. 

Durch seine Delegierten, besonders in Budapest, Bukarest, Preßburg, Zagreb 
und Belgrad war das Komitee in der Lage, den best möglichen Gebrauch von 
seiner moralischen Autorität zu machen. Zugute kam seinen Delegierten die 
gewogene Einstellung einiger nicht-deutscher Behörden, die mehr oder weniger 
freie Hand hatten und nicht auf einer rücksichtslosen Durchführung einer 
Rassenpolitik analog der deutschen Regierung bestanden. In seiner Eigenschaft 
als neutraler Vermittler war das Komitee in der Lage, Hilfslieferungen im Wert 
von über zwanzig Millionen Schweizer Franken zu überbringen und zu verteilen, 
die weltweit von jüdischen Wohlfahrtorganisationen, besonders vom ,American 
Joint Distribution Committee of New York‘ gesammelt worden waren. Ohne 
die Hilfe des ICRC wäre diese konzentrierte Anstrengung einer umfassenden 
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Gemeinschaft zweifellos vergeblich gewesen, da keiner jüdischen Organisation 
in Ländern unter deutscher Kontrolle tätig zu sein gestattet war. Ein 
detaillierter Bericht dieses bedeutenden Hilfswerkes befindet sich im Band III. 

Die Bemühungen des Komitees waren nicht auf die oben beschriebenen 
Aktivitäten beschränkt. Mit der Zeit wurde es in der Tat eine ,Schutzmacht‘ für 
die Juden, die bei den Regierungen zu ihren Gunsten intervenierte und in 
einigen Fällen ein wirkliches Schutzrecht ausübte, indem es den Vorzug der 
Exterritorialität für Krankenhäuser, Ambulanzen und Hilfsorganisationen 
zugestanden erhielt und auch als Vermittler von Streitigkeiten anerkannt 
wurde. Dies war seine Aufgabe besonders in Rumänien und Ungarn für mehr als 
ein Jahr während der letzten Phase des Krieges in den Jahren 1944 und 1945. In 
den Ländern, in denen die Bemühungen des Komitees weniger beträchtlich 
waren, waren sie nichtsdestoweniger für die Juden von großem Vorteil. Dies mag 
in einer kurzen Zusammenfassung beschrieben sein, bevor die Tätigkeiten des 
Komitees in Ungarn und Rumänien aufgezeigt werden. 

Frankreich. — Im November 1940 erhielt das Komitee von den Behörden die 
Erlaubnis für eines seiner Mitglieder, Lager im Süden zu besuchen, wo sich unter 
den Zivilinternierten eine Anzahl Juden befand. Besonders das Lager bei Gurs 
enthielt 6.000 Juden aus der bayerischen Oberpfalz. Der Besuch ergab einen 
deutlichen Überblick über die Situation innerhalb des Lagers sowie über die 
dringende Notwendigkeit einer Hilfe. Angemessene Schritte zugunsten der 
Internierten wurden unternommen. 

Die Juden aus Polen, die sich in Frankreich aufgehalten und Genehmigungen 
zur Einreise in die Vereinigten Staaten besessen hatten, wurden von den 
deutschen Besatzungsbehörden als Staatsbürger der USA betrachtet. Anerkannt 
haben sie gleichermaßen die Gültigkeit von ungefähr 3.000 Ausweisen, die von 
den Konsulaten südamerikanischer Staaten an Juden ausgegeben worden waren. 
Diese betreffenden Personen wurden in den für Amerikaner vorbehaltenen 
Lagern bei Vittel zusammengefaßt. Als im Jahre 1942 die südamerikanischen 
Staaten mit Deutschland über den Austausch von Internierten verhandelten, 
ergab es sich, daß die Mehrheit der bei Vittel Internierten Behelfsausweise hatte 
und folglich in Gefahr waren, deportiert zu werden. Das ICRC intervenierte zu 
ihren Gunsten über die Berliner Delegation und erreichte für sie ein Verbleiben 
bei Vittel; nur einige wenige wurden deportiert. 

Griechenland. — Unmittelbar nach der deutschen Besetzung wurde das 
Komitee gerufen, sich in den Fall von 55.000 Juden in Saloniki einzuschalten, 
die Opfer der Rassengesetzgebung geworden waren. Im Juli 1942 wurden alle 
Männer zwischen 18 und 45 Jahren registriert, und die Mehrheit von ihnen 
wurde in Arbeitsbataillone einberufen. Die Delegation versorgte sie mit 
medizinischen und sanitären Gebrauchsgegenständen. Im Mai 1943 wurden 
diese Arbeiter nach Deutschland geschickt, und die Delegation in diesem Land 
bestand auf ihrem Recht, ihnen Lebensmittelpakete zu geben. Dieses Verhalten 
führte zu Schwierigkeiten mit den deutschen Behörden, die in ihrer 
Verstimmung die Abberufung eines Delegierten forderten. 

Slowakei — Viele tausend Juden wurden gezwungen, das Land zu verlassen 
und sich in den sogenannten ,Arbeitsdienst‘ einzureihen, der aber in der Tat die 
größere Anzahl in die Vernichtungslager überführt zu haben scheint. Zur 
annähernd gleichen Zeit hatte eine große Anzahl der jüdischen Minderheit die 
Erlaubnis, im Lande zu bleiben, und zu gewissen Zeiten wurde die Slowakei 
geradezu als Zufluchtsort für Juden angesehen, hauptsächlich für jene, die aus 
Polen kamen. Jene, die in der Slowakei verblieben waren, schienen bis gegen 
Ende August 1944 in ziemlicher Sicherheit zu sein, bis dann ein Aufstand gegen 
die deutschen Truppen ausbrach. Es ist wahr, daß das Gesetz vom 15. Mai 1942 
einige tausend Juden in die Internierung brachte, doch waren die 
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Lagerbedingungen, was Nahrung und Unterbringung anbetraf, erträglich; auch 
wurde den Internierten zu nahezu gleichen Bedingungen wie auf dem freien 
Arbeitsmarkt Geld bezahlt. Im Jahre 1944 hatte die jüdische Gemeinde erreicht, 
eine nahezu vollständige Einstellung der erzwungenen Einwanderung in die von 
den Deutschen kontrollierten Länder sicherzustellen. 

Während der Zeit des Aufstandes flüchteten die internierten Juden aus den 
Lagern; einige kehrten nach Hause zurück und andere verbargen sich im 
Gebirge. Die nachfolgenden Unterdrückungsmaßnahmen erfaßten die 
jüdische Bevölkerung in ihrer Gesamtheit. Die deutschen Militärbehörden 
forderten die slowakische Regierung auf, umfassende Festnahmen mit dem Ziel 
einer Deportation der Juden nach Deutschland vorzunehmen. Der am 16. Nov. 
1944 erlassene Befehl sah vor, daß alle Juden im Lager Sered zu mustern seien 
und daß alle Juden, die in der Hauptstadt leben, schon vorher, am 20. Nov. in 
der Stadthalle von Preßburg mit diesem Ziel zu versammeln seien. An demselben 
Tag ging der Delegierte in die Stadthalle und notierte, daß nur 50 Juden dem 
Aufruf gefolgt waren. Der Rest hatte sich verborgen, wie die slowakischen 
Behörden es vorhergesehen hatten, entweder durch Flucht in das Land oder 
durch Verbergen innerhalb der Stadt in den sog. „Bunkern“. Die Schlußfolge- 
rung aus dieser Situation ziehend, schrieb der Präsident des ICRC dem Chef der 
slowakischen Regierung und bat ihn um Beendigung der Deportationen. 
Monsignor Tiso erhielt diesen Brief am 2. Jan. 1945 und antwortete am 10. Jan. 
langatmig. Er rief die Tatsache in Erinnerung zurück, daß bis zu jenem 
Zeitpunkt die Juden nicht behelligt worden wären, fügte jedoch hinzu, daß seine 
Regierung unter dem Eindruck des Aufstandes gezwungen sei, dem Druck 
nachzugeben, der ihr nunmehr auferlegt sei. Er beendete seine Ausführungen 
mit den Worten : ,Um es zusammenzufassen : Es bleibt völlig wahr, daß wir uns 
bei der Lösung der jüdischen Frage bemüht haben, den Prinzipien der 
Menschlichkeit im vollen Ausmaß unserer Macht treu zu bleiben‘. Offizielle 
Hilfe für die Flüchtlinge in den ,Bunkern‘ stand außer Frage. Die Delegation in 
Preßburg erreichte jedoch mit Unterstützung des slowakischen Roten Kreuzes 
und in den Provinzen der katholischen Kirche, sie mit Vorräten zu versorgen, die 
ihren Sprechern übergeben wurden und die gewährleisteten, sie während der 
letzten Monate des Krieges am Leben zu erhalten. 

Der Vertreter des Komitees war nicht in der Lage, die Erlaubnis zum Besuch 
des Lagers von Sered zu erhalten. Ihm wurde jedoch gestattet, das Lager von 
Marienka zu betreten, wo Juden fremder Nationalität interniert waren. 

Kroatien. — Vom Mai 1943 bis Ende 1945 gab die Delegation der jüdischen 
Gemeinde von Zagreb Hilfe und zwar in Form einer monatlich ungefähren 
Summe von 20.000 Schweizer Franken, die zu ihren Gunsten vom Joint 
Committee of New York gespendet worden war. Außerdem machte die 
Delegation ihr beträchtliche Mengen von Nahrungsvorräten, Kleidung und 
Medikamenten zugänglich. Im Oktober 1944 sperrten die deutschen Behörden 
auf den Grundlagen von Maßnahmen in den benachbarten Ländern die Juden 
von Zagreb ein und nahmen ihre Lebensmittelvorräte an sich. Die Delegation 
wurde sofort bei der kroatischen Regierung vorstellig und sorgte für die 
Rückgabe der Vorräte. 

Ungarn. — Wie in der Slowakei wurden die Juden relativ geschont, insofern als 
die Lokalregierung gewisse Handlungsfreiheiten hatte. Aber als der deutsche 
Druck vom März 1944 an geltend gemacht wurde, wurde die Lage der Juden 
kritisch. Die Beseitigung der Regierung Horthy im Oktober 1944 zugunsten 
einer an Deutschland gebundenen Regierung provozierte eine gefährliche Krise : 
Exekutionen, Plünderungen, Deportationen, Zwangsarbeit, Verhaftungen, — 
dies war das Los der jüdischen Bevölkerung, die grausam litt und viele an Toten 
verlor, vor allem in den Provinzen. Es war an diesem Punkt, als das Komitee, um 
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diese Leiden zu mildern, mit Elan und Autorität in Aktion trat. Zur selben Zeit 
wurde die vom König von Schweden veranlaßte Hilfe mit beträchtlichem Mut 
und Erfolg von der schwedischen Gesandtschaft in Budapest, unterstützt von 
einigen Mitgliedern des schwedischen Roten Kreuzes, den Betroffenen 
zugänglich gemacht. 

Bis zum März 1944 stand es den Juden, die das Privileg eines Visums für 
Palästina hatten, frei, Ungarn zu verlassen. Am 18. März 1944 forderte Hitler 
den ungarischen Reichsverweser Admiral Horthy auf, ihn in seinem 
Hauptquartier aufzusuchen. Er drückte seinen Unwillen dahingehend aus, daß 
,in Ungarn nahezu eine Million Juden in der Lage wären, in Freiheit und ohne 
Einschränkungen zu leben‘. Noch bevor der Reichsverweser nach Budapest 
zurückgekehrt war, hatten deutsche Truppen mit der Besetzung Ungarns 
begonnen, um Ungarn daran zu hindern, aus dem Bündnis mit Deutschland 
auszuscheren. Diese Besetzung legte dem ungarischen Staatsoberhaupt eine 
neue Regierung auf, die sehr viel mehr von der deutschen Autorität abhängig 
war, als die vorangegangene. Die Auswanderungsmöglichkeit für Juden wurde 
rundheraus aufgehoben, und die Verfolgung begann. Dies war eine 
Angelegenheit, die das ICRC in schärfster Weise anging. Der Präsident 
appellierte an den Reichsverweser Admiral Horthy : ,Die uns zur Kenntnis 
gelangten Angelegenheiten scheinen uns‘, so schrieb er am 5. Juli 1944, ,so sehr 
im Gegensatz zu den ritterlichen Traditionen des ungarischen Volkes zu stehen, 
daß es für uns schwierig ist, auch nur einen Hauch jener Informationen, die wir 
erhalten haben, zu glauben. Im Namen des ICRC erlaube ich mir, Eure Hoheit zu 
bitten, uns Instruktionen zu geben, die es uns ermöglichen, diesen Gerüchten 
und Anklagen entgegenzutreten‘. Der Reichsverweser antwortete am 12. 
August : ,Es steht unglücklicherweise nicht in meiner Macht, unmenschliche 
Akte zu verhindern, die niemand aufrichtiger verachtet als mein Volk, dessen 
Gedanken und Gefühle ritterlich sind. Ich habe die ungarische Regierung 
aufgefordert, die Lösung der jüdischen Frage in Budapest durchzuführen. Es 
bleibt zu hoffen, daß diese Erklärung keine ernsthaften Komplikationen auslöst‘. 

Im Geist dieser Antwort gestatteten die ungarischen Behörden der Delegation 
in Budapest, Schilder in Lager und Internierungsgebäuden für Juden 
anzubringen, die auf ihren Schutz durch das Rote Kreuz hinwiesen. Wenn die 
Verwendung dieser Schilder (schwer vereinbar darüber hinaus mit den genauen 
Bedingungen der Genfer Konvention) nicht ausgedehnter war, so war dies dem 
Umstand zuzuschreiben, daß der Jüdische Senat in Budapest der Meinung war, 
daß diese Maßnahme zweifellos an Wirksamkeit verlieren würde, wenn sie 
generell angewendet würde. Die ungarische Regierung zeigte sich darüber hinaus 
willens, eine Wiederaufnahme der jüdischen Auswanderung zu begünstigen. Das 
Komitee nahm mit den Regierungen Großbritanniens und der USA Fühlung auf 
und erhielt während des August als äußerst dringende Angelegenheit eine 
gemeinsame Erklärung von diesen beiden Regierungen, die ihren Wunsch zum 
Ausdruck brachten, die Emigration von Juden aus Ungarn mit allen 
erdenklichen Mitteln zu unterstützen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurde das Komitee ersucht, Budapest seitens der 
Regierung der USA folgende Botschaft zu übermitteln : ,Die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika wurde vom ICRC davon in Kenntnis gesetzt, 
daß die ungarische Regierung bereit ist, gewisse Kategorien von Flüchtlingen aus 
Ungarn auswandern zu lassen . . . Die Regierung der USA, indem sie die 
humanitären Gesichtspunkte im Hinblick auf die Juden in Ungarn 
berücksichtigt, wiederholt jetzt spezifiziert ihre Versicherung, daß sie 
Vorkehrungen zur Betreuung aller Juden treffen wird, um Sorge zu tragen für 
alle Juden, denen unter den gegenwärtigen Umständen gestattet wird, Ungarn zu 
verlassen, und die das Territorium der Vereinten Nationen oder neutraler 
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Länder erreichen, und daß sie für solche Leute Behelfsunterkünfte als 
Flüchtlinge finden werde, wo sie in Sicherheit leben mögen. Die Regierungen 
der neutralen Länder sind von diesen Versicherungen in Kenntnis gesetzt 
worden, und sie wurden ersucht, Juden aus Ungarn, die ihre Grenzen erreichen, 
die Einreise in ihr Land zu gestatten.‘ 

Am 8. Oktober verkündeten die ungarischen Behörden in Übereinstimmung 
mit den dem Komitee übermittelten Zusagen die endgültige Beendigung der 
Deportationen und gaben zur Kenntnis, daß das Lager Kistarsca für jüdische 
Intellektuelle, Doktoren und Ingenieure aufgelöst worden sei und die Insassen 
entlassen worden seien. 

Die durch diese Erklärung genährte Hoffnung war kurzlebig. Wenige Tage 
später setzte die volle Welle der großen Leidender ungarischen Juden ein. Unter 
dem Eindruck des Rückzuges der deutschen Wehrmacht hatte Admiral Horthy 
entschieden, die Verbindung seines Landes mit Deutschland aufzulösen. Am 15. 
Oktober bat er die Alliierten Mächte um einen Waffenstillstand mit Ungarn. 
Diese Proklamation hatte unter den Juden eine gewaltige Wirkung, die in ihren 
Demonstrationen gegen die Besatzungsmacht begeistert waren. Obgleich die 
deutsche Armee sowohl in Ost- wie in West-Europa auf dem Rückzug war, hatte 
sie in Ungarn doch noch einen festen Halt. Der Reichsverweser scheiterte mit 
seinem Plan und wurde eingesperrt. Ungarische Unterstützer der Deutschen 
ergriffen die Macht und leiteten eine Unterdrückung ein, die an Heftigkeit 
zunahm, je näher die Front rückte und bereiteten Budapest für den 
Belagerungszustand vor. Es wird behauptet, daß von jüdischen Häusern aus auf 
deutsche Truppen geschossen worden sei. Wie auch immer sich dies verhalten 
haben mag, jedenfalls richtete sich die Unterdrückung vor allem gegen die 
Juden. Unverzüglich wurde entschieden, sie aus Budapest herauszubringen und 
ihr Eigentum zu konfiszieren. 60.000 Juden, die zur Arbeit fähig waren, sollten 
nach Deutschland geschickt werden, — zu Fuß, in Gruppen zu je tausend, via 
Wien. Darüber hinaus wurden von den Arbeitsfähigen Männer zwischen 
sechzehn und sechzig und Frauen zwischen vierzehn und vierzig zur 
Zwangsarbeit bei ungarischen Befestigungsanlagen kommandiert. Der Rest der 
jüdischen Bevölkerung, einschließlich der Arbeitsunfähigen und Kranken, 
wurde in vier oder fünf Ghettos in der Nähe von Budapest zusammengefaßt. Die 
einzigen Juden, die der Evakuierung entrinnen konnten, waren jene, die im 
Besitz von Ausweisen mit Visa für Palästina, Schweden, Schweiz, Portugal oder 
Spanien waren. 

Diese Maßnahmen wurden zu Beginn mit Grausamkeiten und Diebstählen 
begleitet, gegen die die Delegation unverzüglich protestierte. Das In- 
nenministerium, das diesem Vorgehen Beachtung schenkte, gab einen Erlaß 
heraus, demzufolge Plünderungen vom 20. Oktober ab verboten waren. In der 
Zwischenzeit gewährte die Delegation Mitgliedern des Jüdischen Senats von 
Budapest Unterschlupf. Da ihre Lage offensichtlich bedrohlich war, erneuerte 
die Delegation ihre Appelle an die deutschen Behörden als auch an die 
ungarische Regierung, und am 29. Oktober verkündete der Rundfunk, daß den 
ICRC-Gebäuden die Exterritorialität gewährt worden sei, ähnlich wie dies bei 
den Gesandtschaften der Fall war. 

Seine Position war gestärkt worden, der Delegierte widmete sich selbst mit um 
so größerer Zuversicht der Hilfsarbeit, die er in bezug auf die Juden bereits 
mutig durchgeführt hatte. ,Es ist hart,‘ schrieb er, ,einen Begriff von den 
Schwierigkeiten zu erlangen, die ich zu bewältigen hatte, um gegen eine Bande 
auszuhalten, in deren Händen die Macht liegt, und dann in einer Zeit des 
Durcheinanders, da Mord und Aggression an der Tagesordnung waren, sich zu 
zwingen, eine gewisse Zurückhaltung zu zeigen und dem Rote-Kreuz-Emblem 
den Respekt zu bewahren . . . ‘ 
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Das Schicksal der Kinder, deren Eltern in Arbeitslager deportiert worden 
waren, war besonders tragisch. Der Delegierte erreichte mit Unterstützung der 
,Jo Pasztor‘-Organisation, ungefähr zwanzig Heime einzurichten, in denen diese 
Kinder, zuweilen begleitet von ihren Müttern, untergebracht werden konnten. 
Das Krankenhauspersonal bestand aus erfahrenen Schwestern und aus Juden, 
deren Tätigkeit in diesen Heimen ihnen ein Schutzzertifikat gewährleistete, 
ähnlich jenen, die der Delegierte seinen Mitarbeitern ausstellte. 

Die Repräsentanten des Komitees eröffneten auch Suppenküchen, von denen 
jede in der Lage war, täglich ungefähr hundert heiße Mahlzeiten auszugeben. 
Empfangs- und Versorgungszentren wurden errichtet, ebenso auch 
Krankenhäuser mit Kinder- und Mutterschaftsabteilungen, sowie eine Erste 
Hilfe-Station, geöffnet für die Öffentlichkeit ,ohne Unterschied der Rasse und 
des Glaubens‘. Darüber hinaus gab der Delegierte dreißigtausend Schutzbriefe 
aus, die, obgleich sie keine legale Basis hatten, von den Behörden respektiert 
wurden und ihre Inhaber von der Zwangsarbeit freistellten. 

Im November strömten hunderttausend Juden aus den Provinzen nach 
Budapest hinein. Die Regierung beschloß, sie in einem Ghetto zusam- 
menzufassen, einschließlich jener Juden, die in Budapest verblieben waren und 
im besonderen auch für Kinder, die in Rot-Kreuz-Heimen untergebracht waren. 
Der Delegierte schrieb : ,Ich sah es als meine Hauptaufgabe an, das Ghetto-Leben 
so tragbar wie eben möglich zu gestalten. Ich hatte unglaubliche 
Schwierigkeiten zu überwinden, um bei täglichem Aushandeln mit den 
ungarischen Nazis Bedingungen und Konzessionen zu erhalten, die zu einem 
gewissen Grade die Voraussetzungen zum Leben für jene innerhalb des Ghettos 
schufen. Ununterbrochen wurden Verhandlungen mit dem Jüdischen Senat auf 
der einen Seite und der Stadtverwaltung auf der anderen Seite geführt, um 
zumindest ein Minimum an Lebensmittelvorräten für das Ghetto sicherzustellen 
zu einer Zeit, da der gesamte Verkehr auf Grund der ständigen Bombardierung 
lahmgelegt und die Versorgung immer schwieriger geworden war. Der Delegierte 
stellte sicher, daß die Rationen für Juden auf 920 Kalorien festgelegt wurden, 
d. h. zwei Drittel des Minimums der ungarischen Gefängnisration. Später war es 
möglich, eine leichte Anhebung dieser Zahl zu erreichen, und zwar dank der 
Ausgabe von Hilfslieferungen. 

Trotz der Bemühungen des Delegierten wurden die in das Ghetto verbrachten 
Kinder zu 60 in einen Raum gesteckt, den es weder möglich war zu säubern 
noch zu desinfizieren. Indem er auf die Gefahr von Epidemien hinwies, erreichte 
er, daß die Kinder von einer Inspektion begutachtet wurden, die 500 der 800 
untersuchten Kindern erlaubte, in ihre Heime, aus denen sie gekommen waren, 
zurückgeschickt zu werden, und die die übrigen 300 Kinder in Krankenhäuser 
einwies. Die anderen Kinder verließen das Ghetto nicht, doch sorgten sich 
Verwandte oder Freunde um sie. Darüber hinaus sandte die Delegation mit 
Erlaubnis der Regierung fünf Personen in das Ghetto mit dem Auftrag, offizielle 
und detaillierte Berichte über den Bedarf an Nahrung und Kleidung für jedes 
Kind zu erstellen. Schließlich wurden auf Initiative des Delegierten eintausend 
Waisenkinder ,ohne Unterschied der Rasse oder Religion‘ ausgesucht und in der 
Abtei von Panonalma, einem Benediktinerkloster, das dem Delegierten vom 
Bischof von Gyor zur Verfügung gestellt worden war, untergebracht. Dieses 
Refugium unter dem Schutz des Roten Kreuzes wurde von den deutschen und 
ungarischen Truppen während ihres Rückzuges respektiert und auch von der 
Sowjetarmee. Die Hingabe und Großzügigkeit des Bischofs von Gyor war für 
den Delegierten eine fruchtbare Hilfe in seinem von ihm durchgeführten 
Wohlfahrtswerk. Seine Aufgabe war es, die Ernährungs- und Unterbringungslage 
zu verbessern und die Konvois von Juden, die in Arbeitslager nach Deutschland 
deportiert wurden und die gezwungen waren, an einem Tag Strecken von 
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fünfundzwanzig bis dreißig Kilometer zurückzulegen, zu betreuen. Der Bischof 
organisierte entlang der Strecke ein Hilfszentrum, das er finanzierte und das 
von Repräsentanten des Komitees verwaltet wurde. Er gab Unterkunft vor 
schlechtem Wetter, zumindest für einige Stunden, für tausende von Juden 
während dieses schrecklichen Exodus. Die ,Transportgruppen‘ der Delegation 
gaben ihnen an der Straße Nahrungsmittel, bezahlten die Bauern, um die 
schwächsten — fünfzehn oder zwanzig gleichzeitig — in ihren Karren zu fahren, 
kümmerten sich um den physischen Zustand und versorgten die Kranken mit 
Medikamenten. 

Am 12. November hing über den mit dem Zeichen des Roten Kreuzes 
geschützten Krankenhäusern eine erneute Drohung, versuchte doch die Polizei 
mit einem Haftbefehl die Juden herauszuholen. Der Delegierte, gestützt auf die 
ihm gewährte Autorität, protestierte bei der Regierung. Als Ergebnis wurden die 
Polizeikräfte angewiesen, ihre Vertreibungsmaßnahmen aus den Hospitälern 
einzustellen. 

Es muß ins Auge springen, welche Schwierigkeiten und Gefahren bei jeder 
wechselnden Gegebenheit in einer Stadt, die heftigsten Bombardierungen 
ausgesetzt war, von den Repräsentanten des Komitees zu überwinden waren. Sie 
wurden in ihrem mutigen Werk von dem unermüdlichen Pflichteifer der 
Mitglieder des Jüdischen Senats unterstützt, sowie von der gleichermaßen 
hochherzigen Aktivität der Repräsentanten der beiden Hauptschutzmächte, der 
Schweiz und Schwedens. 

Sobald Budapest befreit war, errichtete der Delegierte zusammen mit den 
jüdischen Organisationen mit den Mitteln des New Yorker Joint Committees 
Vorratsstellen für Lebensmittel und die wichtigsten Medikamente. Die 
russischen Militärbehörden haben angeordnet, daß alle Ausländer Budapest zu 
verlassen hätten. Als unser Delegierter gehen mußte, zollte ihm ein ungarischer 
Minister Anerkennung, indem er erklärte, daß er in einer Zeit der historischen 
Krise erfolgreich dahingehend gewirkt habe, daß er die Hauptstadt in ein 
,Protektorat von Genf‘ verwandelt habe. 

Rumänien. — Die Aufgabe des Delegierten war eine sehr wichtige gemäß den 
Gegebenheiten, die in diesem Lande für den Aufkauf von Nahrungsmitteln 
vorlagen. Finanzhilfe und Hilfe in Form von Sachgütern konnte von Bukarest 
nach Polen und benachbarte Länder geschickt werden. Das Komitee traf mit 
dem dortigen nationalen Roten Kreuz eine Vereinbarung hinsichtlich der 
Hilfeleistung in Rumänien, wobei unser Delegierter Gelder für den Kauf von 
Gütern weiterleitete. Es sollte hervorgehoben werden, daß wohlhabende 
rumänische Juden ihre in Not geratenen Glaubensgefährten in großem Maße 
unterstützt haben. Von 1943 an wurde die Arbeit des Komitees in Rumänien 
durch die Tatsache erleichtert, daß der Delegierte das Vertrauen der 
rumänischen Regierung gefunden hatte. 

Während des September 1940, als die ,Eiserne Garde‘ mit Unterstützung der 
Gestapo und der deutschen SS, die Macht ergriffen hatte, waren die Juden 
Verfolgungen und Deportationen in Todeslager ausgesetzt. Später, unter der 
Diktatur von Marschall Antonescu, wurden sie weniger streng behandelt. 
Besonderes Verständnis zeigte der Vizepräsident des Rates, Mr. Mihai 
Antonescu, der mit der Lösung der jüdischen Frage betraut war. ,Die 
rumänische Regierung‘, so schrieb er dem Delegierten in Bukarest, ,widerruft 
jede materielle Lösung, die im Gegensatz zu den zivilisierten Sitten und in 
Mißachtung des christlichen Geistes steht, der im Bewußtsein des rumänischen 
Volkes dominiert.‘ 

Im Dezember 1943 hatte Mr. Mihai Antonescu ein Gespräch mit diesem 
Delegierten, das die Aktivitäten des Komitees hinsichtlich der Juden 
erleichterte. Dieses Gespräch führte hauptsächlich zur Erleichterung des Falles 
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der jenseits des Dnjestr in die Ukraine deportierten Juden, die Eingeborene von 
Bessarabien und der Bukowina waren. Diese Provinzen waren nach dem Ersten 
Weltkrieg nach Rumänien zurückgekehrt, gerieten aber wieder unter 
sowjetische Herrschaft auf Grund der Bedingungen des Vertrages zwischen der 
Sowjetunion und Deutschland zu Beginn des Zweiten Krieges. Nach der 
Umgruppierung im Jahre 1941 besetzte Rumänien, das sich mit Deutschland 
gegen die UdSSR verbunden hatte, diese zwei Provinzen erneut. Die Rumänen 
hielten die Juden für schuldig, zu eilfertig eine Rückkehr zur russischen 
Alliance begrüßt zu haben, und deportierten sie dann. Der Plan der rumänischen 
Regierung, wie er in einer Vereinbarung mit Deutschland festgelegt worden war, 
scheint eine Ansiedlung dieser Juden im Gebiet des Asow’schen Meeres 
vorgesehen zu haben. Dies konnte jedoch nicht durchgeführt werden, solange 
die UdSSR nicht besiegt war. Angesichts der russischen Siege entschied die 
rumänische Regierung gegen Ende 1943, die Überlebenden der bedauerns- 
werten Wanderung zu repatriieren, deren Zahl von 200.000 auf 78.000 
abgefallen war. Mr. Mihai Antonescu begrüßte die Gelegenheit des Kontaktes 
durch den Delegierten in Bukarest, ihn mit der Mission einer Anfrage zu 
betrauen, um die Mittel zu beschaffen, diese Repatriierung durchzuführen; er 
autorisierte ihn, nach Transnistrien zu fahren, um dort an diese unglücklichen 
Menschen Kleidung und Hilfsgüter zu verteilen. Darüber hinaus erreichte der 
Delegierte eine Versicherung, daß die Czernowitzer Juden, die einzigen, die 
noch gezwungen waren, den gelben Stern zu tragen, davon befreit werden 
sollten, da dieses Merkzeichen sie der Brutalität der durchziehenden deutschen 
Truppen ausliefern würde. Schließlich wurde zugestimmt, daß die Verkäufe des 
Roten Kreuzes unabhängig von offiziellen Rationen erfolgen konnten. 

Als der Delegierte den Vizepräsident des Rates bei seiner Rückkehr erneut 
sah, lenkte er seine Aufmerksamkeit hauptsächlich auf die Not der Kinder, die 
ihre Eltern verloren hatten und in Transnistrien sich selbst überlassen blieben. Mr. 
Mihai Antonescu versprach, wöchentlich 150 Kindern die Ausreise nach 
Palästina oder sonstwohin zu gestatten, wenn das Komitee ihre Reise 
organisieren könne. Drei Monate später bot die rumänische Regierung zwei 
erstklassige, kürzlich gebaute Dampfer an, die „Transilvania“ und die 
„Bessarabia“, die sich damals in den türkischen Gewässern befanden. Er schlug 
vor, das Komitee sollte diese Dampfer kaufen, vorbehaltlich eines 
Rückkaufrechts für Rumänien. Somit könnten diese Schiffe für Transporte von 
Emigranten unter Schweizer Flagge benutzt werden. Die Schweiz als 
Schutzmacht für britische Interessen, konnte in der Tat als die Schutzmacht für 
Juden, die für Palästina bestimmt sind, angesehen werden, zumal diese Juden bei 
ihrer Ankunft britischen Staatsbürgern gleichgestellt werden sollten. 

Bis zu dieser Zeit war das Lösungsmittel der Emigration nichts mehr als eine 
magere Bemäntelung der Leiden der Juden. Bulgarien schloß seine Grenzen für 
Auswanderer, die mit Sammelausweisen reisten, und nur Juden unter 18 Jahren 
oder über 45 waren in der Lage, die Türkei zu erreichen, und zwar mit 
individueller Erlaubnisscheinen. Der Transport von rumänischen Häfen aus 
über See würde die besten Beförderungsmittel für die Emigration erforderlich 
gemacht haben. Aber neben den Schwierigkeiten, denen man bei den im 
Aufbruch befindlichen Juden begegnete, mußte dem politischen Problem 
Rechnung getragen werden, das sich bei den britischen Behörden durch das 
Hereinströmen der Juden ergab, die von der Mehrheit der ansässigen 
Bevölkerung im britischen Mandatsgebiet als Eindringlinge angesehen wurden. 
Das erste Schiff, die „Struma“, die — unabhängig von einer Aktion des Komitees 
— Constanza mit Zielrichtung Palästina zu Beginn des Jahres 1942 verließ, 
wurde in Istanbul auf Grund eines Maschinenschadens zurückgehalten und 
wurde anschließend wieder nach Rumänien zurückgeschickt, da es unmöglich 
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war, die erforderliche Erlaubnis für eine Weiterreise zu erhalten. Es wurde 
versenkt und 750 Emigranten ertranken. Diese in einer Katastrophe endende 
Pionier-Expedition war eine Lektion für die Notwendigkeit von vorheriger 
Überlegung. 

Das Komitee wurde gebeten, den Emigrantentransporten den Schutz des 
Rote-Kreuz-Zeichens zu gewähren und würde diesem auf der Basis einer sehr 
liberalen Auslegung der Bestimmungen der zehnten Haager Konvention von 
1907 zugestimmt haben, die die Verwendung von Hospitalschiffen regeln, 
wobei auch hinzugezählt wurde, daß Lastboote, die unter ihrer Kontrolle fahren 
und Hilfsgüter für Kriegsgefangene und Zivilinternierte transportieren, durch 
das Rote-Kreuz-Zeichen gedeckt waren. Jedoch hatte es beabsichtigt, dies in 
Übereinstimmung mit allen hiervon betroffenen Mächten durchzuführen. Daher 
machte das Komitee seine Zustimmung von den folgenden Bedingungen 
abhängig : Die Transportorganisationen sollten neutrale Schiffe chartern, die 
von dem Repräsentanten des Komitees begleitet würden und die nur 
ausschließlich für den Transport von Emigranten benutzt werden dürften. Die 
Schiffe sollten nicht vorher ausfahren, bevor nicht eine Sicherheitsgewährleis- 
tung von allen betreffenden Kriegführenden vorliegt sowie ihre Zustimmung 
zur vorgesehenen Fahrtroute. Diese Bedingungen wurden unglücklicherweise 
niemals erreicht. Die ,Bellacita‘ war jedoch von Rumänien ermächtigt, einen 
täglichen Dienst für den Transport jüdischer Kinder von Constanza oder 
Mangalia nach Istanbul durchzuführen; sie fuhr unter dem Schutz des 
rumänischen Roten Kreuzes. Das Komitee hatte alle Kriegführenden von diesen 
Fahrten in Kenntnis gesetzt. 

Der Delegierte in Bukarest war vor eine sehr schwere Entscheidung gestellt, als 
die Frage akut wurde, Juden für Palästina in zwei bulgarische Schiffe, die ,Milka‘ 
und die ,Maritza‘ einzuschiffen, die beide von zionistischen Organisationen 
gechartert worden waren. Ein ähnliches Schicksal schien für sie zu befürchten, 
wie für jene, die mit der ,Struma‘ gefahren waren. Darüber hinaus stimmten die 
Führer der jüdischen Organisationen nicht zu, die Namen für eine 
Emigrantenliste bekanntzugeben, und die rumänischen Behörden baten das 
Komitee zu vermitteln. Der Delegierte beschränkte sich auf eine Kontrolle der 
Ausreisebescheinigungen und förderte auf diese Weise ihre Ausreise. Sie 
erreichten wenige Tage später sicher Istanbul. Im August 1944 stimmte das 
Komitee schließlich zu, daß Schiffe, die Emigranten transportieren, das 
Rote-Kreuz-Zeichen verwenden könnten, auch dann, wenn gewisse vorgesehene 
Bedingungen nicht vorlägen. 

Am 23. August nutzte der König von Rumänien den Rückzug der deutschen 
Truppen aus, um der Diktatur des Marschalls Antonescu ein Ende zu bereiten 
und um in Waffenstillstandsverhandlungen mit den Alliierten einzutreten. Die 
Rassengesetze wurden deshalb in Rumänien aufgegeben. 

Das Komitee setzte seine Hilfsarbeit jedoch in bezug auf die Juden fort, und 
zwar bis unmittelbar vor Abschluß der Feindseligkeiten. 

In ihrem Bericht vom Dezember 1944 stellte die Delegation in Bukarest fest, 
daß sie dank der Lieferungen des Joint Committee of New York und der 
Sammlungen, die am Ort durchgeführt worden waren, in der Lage war, 183.000 
rumänischen Juden zu Hilfe zu kommen, die sich zusammensetzten aus : 17.000 
Deportierten, die aus Transnistrien repatriiert worden waren; 30.000 Männern, 
die zusammen mit ihren Familien (90.000 Personen) von der Zwangsarbeit 
befreit wurden; 20.000 Evakuierten von kleinen Städten und Dörfern; 10.000 
Evakuierten aus der Kriegszone; 20.000 heimatlosen Personen als Ergebnis der 
Bombardierungen; 20.000 Arbeitern und Angestellten, die aus ihrem 
Beschäftigungsverhältnis entlassen worden waren; und 6.000 Ungarn, denen es 



 186 

gelungen war, den Deportationen zu entgehen, und die in Nord-Transsylvanien 
gefunden worden waren. 

Diesem humanitären Werk wurde vom Präsidenten der amerikanischen Union 
der rumänischen Juden Anerkennung gezollt. Er schrieb im März 1945 dem 
Komitee-Delegierten in Washington wie folgt : 

,Die Arbeit des Internationalen Roten Kreuzes in bezug auf die Hilfe für die 
jüdische Bevölkerung in Rumänien und die nach Transnistrien transportierten 
Juden wurde in ihrer wahren Bedeutung nicht nur von Dr. Safran, dem 
Chef-Rabbi in Rumänien und der jüdischen Gemeinde in Rumänien gewürdigt, 
sondern auch von vielen tausenden Mitgliedern unserer Union, deren eigene 
Verwandte von dieser Hilfe profitiert haben. Das Komitee des Internationalen 
Roten Kreuzes hat wirklich unserem Volk in Rumänien einen unschätzbaren 
Dienst geleistet.‘ 

Mr. Joseph C. Hyman, Vizepräsident des ,American Joint Distribution 
Committee of New York‘ hat das Maß an Dankbarkeit gegenüber dem 
Internationalen Roten Kreuz bereits öffentlich kundgetan. In einem Artikel, 
der am 16. Februar 1945 in dem Journal ,News‘ unter der Überschrift ,Das 
gemeinschaftliche Verteilungskomitee bewirkt eine Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen Roten Kreuz‘ zitierte er wie folgt : ,Tausende von Juden in den 
kürzlich befreiten Ländern und in den deutschen Konzentrationslagern 
verdanken ihr Leben der Zufluchtstätte und der ihnen vom Internationalen 
Roten Kreuz gewährten Hilfe. In jenen Teilen der Welt, in denen die J.D.C. 
amerikanische Hauptagentur für die Rettung und Betreuung in Not geratener 
Juden in Übersee nicht direkt arbeiten kann, wissen wir, daß wir mit dem 
Internationalen Roten Kreuz rechnen können . . . um in unserem Sinne zu 
handeln, der leidenden Judenheit zu helfen‘.“ 

Band 3 des Berichtes, besonders die Seiten 73—84, 335—340, 
479—481, 505—529, enthält zusätzliches Material, das zitiert werden 
kann, falls es erforderlich ist. 

Man vergegenwärtige sich, daß unser Objekt hier ist, ein 
verständliches und korrektes Bild dessen zu zeichnen, was den Juden 
in der Slowakei, Kroatien und Ungarn geschehen ist. Jedoch gibt es 
in dem zitierten Auszug einiges, was zumindest einige Anmerkungen 
verdient. 

Da gibt es genügend Hinweise für „Vernichtungen“, um den 
gewöhnlichen Leser zu dem Eindruck zu führen, daß das Rote Kreuz 
die Vernichtungsbehauptungen anerkennt. Jedoch erscheint in der 
Rückschau eine solche Einlassung nicht so zwingend und selbst wenn 
man dies dennoch unterstellt, ist es nicht sehr bedeutend. Uns wird 
erzählt, daß „die Juden durch eine harte Rassengesetzgebung zur 
systematischen Vernichtung verdammt“ worden seien, doch gab es 
da, wie gut bekannt ist, keine solche Gesetzgebung, die als 
Aufforderung zum Massenmord auszulegen gewesen wäre. Ebenso 
verhält es sich mit der Terminologie „sie wurden in Todeslager 
verbracht“, was wahr war für solche, die, zur Zwangsarbeit 
eingezogen, in die KZ-Lager geschickt wurden — zur schlimmsten 
Zeit (1942—1945). Es „scheint“, daß „viele tausend“ Juden aus der 
Slowakei in „Vernichtungslager“ verbracht worden seien. Es mag die 
Frage eines jeden sein, was unter „Todeslager“ zu verstehen ist, in 
die einige Juden aus Rumänien im Jahre 1940 geschickt worden 
waren. Was immer es bedeuten mag, es war nicht eine deutsche 
Maßnahme. 
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Im Band 3 lesen wir (Seite 479), daß, „als sich die militärischen 
Operationen auf ungarischen Boden zubewegten (Anfang Oktober 
1944), der ICRC-Delegierte in Budapest die äußersten Anstren- 
gungen machte, die Vernichtung der ungarischen Juden zu 
verhindern“. Weiter unten (S. 513—514) lesen wir, daß während des 
Krieges „die mit Vernichtung bedrohten Juden als letzter Ausweg 
generell in unmenschlichster Weise deportiert, in Konzentra- 
tionslager eingesperrt, der Zwangsarbeit unterworfen oder zu Tode 
getrieben wurden“. Die Deutschen „zielten mehr oder weniger offen 
auf ihre Vernichtung ab“. 

Wir können zwei mögliche Gründe für das Vorliegen solcher 
(übertriebenen und/oder sehr allgemeinen) Hinweise sehen. Der er- 
ste ist der, daß sie vorhanden sind, weil die Autoren des Berichtes — 
oder die meisten von ihnen — auf der Basis neuer Berichte, der 
Kriegsverbrecherprozesse, des Tatbestandes der Deportationen, der 
Tatsache der Nazi-Feindschaft gegenüber den Juden und der 
Tatsache, daß die Deutschen die Juden aus Europa 
herauswünschten, die Vernichtungsbehauptungen aus der Kriegs- 
und Nachkriegszeit glaubten (wobei sie offensichtlich keinen 
umgebrachten Juden gesehen haben). Der zweite mögliche Grund 
ist, daß die Hinweise dort um der politischen Öffentlichkeitswirkung 
willen gemacht worden sind : z. B. obgleich die Deutschen und 
Ungarn dem ICRC erlaubt haben, in Ungarn tätig zu sein und die 
Russen es rausgeschmissen hat, hat man in dem Bericht es trotzdem 
für angebracht gehalten zu sagen, daß Budapest angesichts der 
Eroberung durch die Russen „befreit“ worden wäre. 

Der kritische Leser wird offensichtlich wünschen, daß die erste 
Erklärung für das Aufscheinen dieser Hinweise, zumindest für 
Diskussionszwecke anerkannt wurde. Wir haben keine Einwände 
hiergegen. Es macht wenig Unterschied in der Analyse, zumal wir 
alle von dem Bericht erwarten, darüber informiert zu werden, was 
den Juden der Slowakei, Kroatiens und Ungarns nun wirklich 
zugestoßen ist. Das Aufscheinen von Hinweisen über „Vernich- 
tung“, zu einer Zeit in den Bericht eingebracht, als die ins einzelne 
gehenden Vernichtungsbehauptungen größte Publizität erzielten, 
ist für unseren Fall ausgesprochen hilfreich, dies umso mehr, da die 
Möglichkeit der Vernichtung der meisten oder vieler der Juden aus 
der Slowakei, Kroatien und Ungarn sehr genau ein Teil des 
eigentlichen Untersuchungsgegenstandes des Berichtes ist. Das 
Fehlen von Behauptungen über Vernichtungen sollte nicht so 
interpretiert werden, daß die Möglichkeit von Vernichtung kein Teil 
der behandelten Materie sei, sondern dahingehend, daß das ICRC 
keine Vorgänge hatte beobachten können, die mit Vernichtungs- 
behauptungen übereinstimmten. 

Hat man diese Betrachtungen im Gedächtnis, so fragt man sich, was 
sagt der Bericht über das Schicksal der Juden in der Slowakei, 
Kroatien und Ungarn aus? Die Ausdehnung des deutschen 
Einflusses hatte sich vor 1944 erheblich verändert. Eine Anzahl von 
slowakischen Juden war nach dem Osten transportiert worden, doch 
deutet der Bericht hier keine Spekulationen über Vernichtungen an 
und anerkennt offensichtlich, daß sie lediglich deportiert sind. Im 
Jahr 1944 war der deutsche Einfluß in den drei Ländern 
gleichermaßen einheitlich, und nichts sehr konsequentes geschah bis 
zum Herbst 1944, als die Deutschen viele der Juden aus sehr 
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einleuchtenden Sicherheitsgründen internierten oder zu internieren 
versuchten und auch eine Anzahl ungarischer Juden nach 
Deutschland zur Arbeit deportierten. 

Was die ungarischen Juden anbetrifft, so startete ein gewisser 
Anteil zwischen März und Oktober 1944, doch waren, aus welchem 
Grunde auch immer, die Ereignisse, die im Oktober 1944 nach der 
Inhaftierung von Horthy begannen, äußerst ernst. Der Auszug des 
Berichtes geht mit Nachdruck auf diesen Punkt an zwei Stellen ein, 
und darüber hinaus, um das kritische Datum auf den Herbst 1944 
festzulegen, stimmt er völlig mit der identischen Behauptung für die 
ähnlich betroffene Slowakei und Kroatien überein. 

Es war nach dem 15. Oktober, als die „volle Flut der großen 
Drangsal der ungarischen Juden einsetzte“ und zwar auf Veranlas- 
sung des „deutschen Druckes, der bereits vom März 1944 an zu 
spüren war,“ der aber im Oktober 1944 „eine gewaltsame Krise 
provozierte : Exekutionen, Räubereien, Deportationen, 
Zwangsarbeit, Inhaftierungen“. „Die Juden litten grausam und 
verloren viele Getötete, besonders in den Provinzen“. 

Um zu wiederholen : Da gab es gewisse Ereignisse vor dem Oktober 
1944 inclusive Deportationen, aber der Bericht bestätigt un- 
umwunden, daß die Ereignisse für die Mehrzahl der ungarischen 
Juden im Oktober 1944 begannen. 

Die erwähnten „Exekutionen“ und „Räubereien“ verweisen 
wahrscheinlich auf private Aktionen der Ungarn hin, die vielleicht 
durchgeführt worden waren mit ausdrücklicher Ermunterung oder 
zumindest mangelnder Beachtung der neuen Satelliten Regierung. 
Der Bericht ist voll von präzisen Angaben über „Deportationen“ und 
„Zwangsarbeits“-Maßnahmen, die im Oktober 1944 verfügt 
worden waren. Juden wurden zur Arbeit an Befestigungen in Ungarn 
herangezogen und die Deutschen beschlossen, 60.000 nach 
Deutschland zur Arbeit zu schicken (die Zahl der bei dieser Aktion 
wirklich Verschickten belief sich zwischen 35.000 und 45.000). War 
kein Eisenbahntransport verfügbar, so mußten die Juden zu Fuß 
gehen, wenigstens bis Wien, doch organisierte das Rote Kreuz 
entlang der Marschroute Hilfe.1 

Es ist nicht möglich, daß die ICRC-Delegation in Ungarn die 
anti-jüdischen Maßnahmen hätte übersehen können, die bedeutend 
früher im Jahre 1944 geschehen waren, und die sogar an 
Ernsthaftigkeit, viel weniger in der Entwicklung behindert, den 
Ereignissen gleichkamen, die im Oktober 1944 begannen. Nach 
alledem wurde der jüdische Senat von Budapest in die Rote Kreuz 
Gesandtschaft verlegt. Somit waren die Abgesandten des Roten 
Kreuzes zweifellos voll über die ungarisch-jüdischen 
Angelegenheiten informiert. Hinzu kommt, daß die späteren 
Vernichtungsbehauptungen die Delegierten an die viel drastischeren 
Ereignisse zu Anfang des Jahres 1944 hätten „erinnern“ müssen, 
wenn sie tatsächlich geschehen waren, wie wir in Kürze sehen 
werden. 

Bevor wir dazu übergehen, die besonderen Behauptungen über 
Vernichtungen der ungarischen Juden zu untersuchen, sollten wir 
kurz einige wenige Punkte, die in dem Auszug im Zusammenhang 
mit Theresienstadt vermerkt sind, berühren. 

Wir hatten in früheren Kapiteln Gelegenheit, auf Theresienstadt in 
Böhmen und Mähren zu verweisen (es liegt im Westen der 



 189 

Tschechoslowakei), und unsere Hinweise stimmen mit jenen des 
Auszuges überein. Was in der Einschätzung des RK-Berichtes 
fesselnd ist, ist der Bericht, daß „dieses Lager von gewissen Führern 
des Reiches als Experiment errichtet worden sei, die offensichtlich 
den Juden gegenüber weniger feindselig gegenüberstanden als jene 
Verantwortlichen für die Rassenpolitik der deutschen Regierung. 
Diese Männer wünschten den Juden die Möglichkeit für ein 
eigenständiges kommunales Leben in einer Stadt unter ihrer eigenen 
Verwaltung mit fast völliger Autonomie zu schaffen.“ 
Jüdische Angelegenheiten wurden von Eichmanns Behörde im RSHA 
der SS verwaltet, und es war Adolf Eichmann — „Spezialist für alle 
jüdischen Fragen“ —, der den Chef der Sicherheitspolizei in Böhmen 
und Mähren, Oberst Erwin Weinemann, begleitete, als dieser die 
Rote-Kreuz-Delegation am 6.4.1945 bei ihrem Besuch durch 
Theresienstadt führte. Anläßlich einer Versammlung am Abend 
erklärte Eichmann den Delegierten, „daß Theresienstadt eine 
Schöpfung des Reichsführers-SS Himmler sei“ und erläuterte die 
hiermit im Zusammenhang stehende Philosophie, genau wie sie uns 
in dem Auszug des Berichtes wiedergegeben worden ist. Eichmann 
fügte hinzu, daß er „persönlich nicht vollständig mit diesen 
Methoden einverstanden sei, doch als guter Soldat gehorche er 
natürlich den Befehlen des Reichsführers blindlings“.2 

Es ist daher ganz klar, daß Theresienstadt eine Angelegenheit der 
SS war, die hierfür „die gewissen Führer des Reiches“ stellte. 
Zusätzlich ist bekannt, daß es der Chef des Reichssicherheits- 
hauptamtes — Reinhard Heydrich — war, der die Theresienstadt- 
Entscheidung gefällt hat, kurz nachdem er seinen zweiten Posten als 
stellvertretender Reichsprotektor für Böhmen-Mähren im 
September 1941 angenommen hatte.3 

Was das Rote Kreuz in Theresienstadt gesehen hatte, war Teil der 
regulären SS-Politik. Es ist von einigem Interesse, daß der Bericht 
uns mitteilt — wenn auch ohne Kommentar —, daß die Delegation 
sich nach den „Deportationen nach dem Osten“ erkundigt hat und 
daß das ICRC keinerlei Spekulationen über irgendwelche ernsten 
Interpretationen für den Fall eines „Transportes nach Auschwitz“ 
anstellte, — trotz der durchaus bekannten Behauptungen des 
Auslandes in diesem Zusammenhang. 

In kritischer Auswertung des Rote-Kreuz-Berichtes muß man 
offensichtlich in zweierlei Hinsicht Vorsicht walten lassen : 

Erstens sollte man einige Urteile in bezug auf den Selbstzweck- 
Aspekt des Berichtes mit Zurückhaltung aufnehmen. Die typischen 
Anhaltspunkte, in denen Publikationen einer Wohlfahrtorganisation 
selbstgefällig zu sein pflegen, bestehen in einer Übertreibung der 
Wirksamkeit der unternommenen Maßnahmen. Oder in den Fällen, 
da es offensichtlich ist, daß keine wirksamen Maßnahmen 
durchgeführt worden sind, wird die Schuld für das Fehlen von 
Wirksamkeit rasch auf die starken Fäuste der beteiligten Machthaber 
geschoben (und oft gibt es sehr gute Gründe für solche 
Behauptungen). So sollten wir nicht darüber bedrückt sein, wenn 
ersichtlich wird, daß die ungarischen jüdischen Kinder oder die 
Juden, die nach Wien gegangen waren — beiden von ihnen wurde 
vom Roten Kreuz geholfen —, in Wirklichkeit etwas mehr gelitten 
haben mögen, als der Bericht den Anschein gibt. 
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Ein zweiter Vorbehalt betrifft das unvermeidliche politische 
Vorurteil, als Ergebnis des außenpolitischen Druckes. Die 
„Befreiung“ von Budapest durch die Russen zeigt dies in der 
Abfassung der Berichts. Die Situation von 1948 verdeutlicht, daß, 
sobald sich ein politisches Vorurteil festsetzt, es ein antideutsches 
Vorurteil ist. Wir beobachten, daß dieses in dem Bericht existiert, 
doch unter Berücksichtigung des Kompetenzbereiches des ICRC und 
seiner Delegationen, so scheint dies doch nicht hervorzutreten. 

Meine Darlegung hängt keineswegs von der Interpretation des 
Berichtes ab. Ich biete keine Parallele zu den Vernichtungs- 
behauptungen, die darauf bestehen, daß Begriffe wie Leichenkeller, 
Badeanstalt, Sonderbehandlung und „Bereitschaft zum Abtrans- 
port“ eine den Kriegspropagandabehauptungen zugeordnete 
Bedeutung hätten. Da gibt es keinen Streit mit jemandem, der darauf 
besteht, den Bericht dahingehend interpretieren zu müssen, daß die 
Deutschen die Juden auszurotten versucht hätten, wenn wir einzig 
und allein zu wissen wünschen, was konkret die ICRC-Delegierten 
in ihren Positionen der Slowakei, Kroatiens und Ungarns zu 
bezeugen in der Lage waren. 

Untersuchen wir nun die Vernichtungsbehauptungen an Hand der 
einschlägigen Propaganda des Jahres 1944 und setzen sie in 
Vergleich zu den Nachkriegsbehauptungen, insbesondere jenen, die 
sich mit den ungarischen Juden befassen. Bei beiden — der 
Propaganda von 1944 und den späteren Beschuldigungen — gibt es 
erhebliche Unterschiede, aber auch Ähnlichkeiten. Unser Überblick 
über die Kriegspropaganda bedient sich erneut der „New York 
Times“ als Quelle. 

Im Jahre 1944 dauerte die Greuel- und Vernichtungspropaganda 
an : 

12. Februar 1944, S. 6 

Ein junger polnischer Jude, der von einer Massenexekution entfliehen 
konnte . . . gab eine Geschichte wieder, (daß in Belczek) . . . Juden nackt auf 
eine Metallplattform gezwungen wurden, die als hydraulisches Hebewerk 
arbeitete und die Juden in eine große mit Wasser gefüllte Grube 
herunterließ . . . 

Sie wurden durch den Strom innerhalb des Wassers hingerichtet. 

Diese Behauptung wurde auch von London, und zwar bereits im 
November 19424 aufgestellt (Die New York Times hatte sie am 
20.12.1942 übernommen). Der Nachdruck der Propaganda während 
des Frühlings und Sommers 1944 lag jedoch auffallend bei den 
ungarischen Juden. So vernehmen wir unmittelbar nach der 
deutschen Besetzung : 

21. März 1944, S. 4 

Das Schicksal von 800.000 Juden in Ungarn war ein unmittelbares Anliegen 
der jüdischen Kreise in Stockholm. 

Präsident Roosevelt mischte sich mit einer Rede, die für ihn vom 
WRB (Kriegsflüchtlingsbehörde) vorbereitet worden war, direkt ein : 
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25. März 1944, S. 4 

In der Zwischenzeit setzt sich in den meisten Teilen Europas, aber auch in 
Teilen von Asien die systematische Folter und das Morden von Zivilisten — 
Männer, Frauen und Kinder — durch die Nazis und Japaner unablässig fort. In 
den von Aggressionen unterworfenen Gebieten werden unschuldige Polen, 
Tschechen, Norweger, Holländer, Dänen, Franzosen, Griechen, Russen, 
Chinesen, Filipinos und viele andere zu Tode gehungert oder erfroren oder 
kaltblütig in einer Kampagne von Wildheit ermordet. 

Die Schlächtereien von Warschau, Lidice, Scharkow und Nanking, die brutale 
Folter und das Morden durch die Japaner, nicht nur von Zivilisten, sondern 
auch unserer eigenen (galant) tapferen amerikanischen Soldaten und Flieger 
— dieses sind die erschreckenden Beispiele dafür, was Tag für Tag vor sich 
geht, Jahr für Jahr, wo immer die Nazis und die Japaner die militärische 
Kontrolle ausüben und freie Hand haben, ihren barbarischen Absichten zu 
folgen. In einem der schwärzesten Verbrechen der gesamten Geschichte — 
begonnen von den Nazis in den Tagen des Friedens und von ihnen nun 
hundertmal vervielfacht in den Zeiten des Krieges —, die vollständige 
systematische Ermordung der Juden in Europa geht unablässig jede Stunde 
weiter. Als Ergebnis der Ereignisse der letzten wenigen Tage sind nun 
Hunderttausende von Juden, die zwar unter Verfolgung lebten, aber 
schließlich einen Zufluchtsort vor dem Tod in Ungarn und dem Balkan 
gefunden hatten, mit Ausrottung bedroht, seitdem Hitlers Truppen immer 
tiefer in diese Länder eindringen; Daß diese unschuldigen Menschen, die 
schon ein Jahrzehnt des Hitler’schen Wahnsinns überlebt haben, am Vorabend 
des Triumpfes über das Barbarentum, der seine Verfolgung symbolisiert, noch 
zugrundegehen sollen, würde eine große Tragik bedeuten . . . 

Alle, die wissentlich an der Deportation von Juden zu ihrem Tod in Polen oder 
Norwegen und Franzosen zu ihrem Tod in Deutschland teilnehmen, sind 
gleichermaßen schuldig wie der Henker. Alle, die diese Schuld teilen, werden 
die Bestrafung teilen . . . In der Zwischenzeit und bis zum — wie jetzt sicher ist 
— errungenen Sieg werden die Vereinigten Staaten in ihren Bemühungen nicht 
nachlassen, den Opfern der Brutalität der Nazis und Japaner zu Hilfe zu 
kommen. 

Soweit es die Notwendigkeit der militärischen Operationen erlaubt, wird 
diese Regierung alle Möglichkeiten wahrnehmen, die ihr zur Verfügung 
stehen, um allen beabsichtigten Opfern der Nazi- und Jap-Henker — 
unabhängig von ihrer Rasse oder Religion oder Hautfarbe — bei der Rettung 
zu helfen. Wir rufen die freien Völker Europas und Asiens auf rechtzeitig ihre 
Fronten für alle Opfer der Unterdrückung zu öffnen. Wir werden Orte für 
Zuflucht finden, und wir werden die Mittel und Wege finden, für ihren 
Lebensunterhalt und Unterstützung zu sorgen, bis der Tyrann aus ihren 
Heimatländern vertrieben ist, und sie zurückkehren können. 

Im Namen der Gerechtigkeit und Humanität laßt alle freiheitsliebenden 
Völker zusammenstehen für dieses rechtmäßige Unternehmen.5 

1. April 1944, S. 5 — „New York Times“ jeweils 

Ungarn verkündet anti-jüdische Erlasse . . . aufgebaut auf den Nürnberger 
Nazi-Gesetzen. 

deren Natur weiter spezifiziert wurde als 

16. April 1944, S. 17 

. . . die Registrierung und Beschlagnahme allen jüdischen Eigentums . . .  
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28. April 1944, S. 5 

Kürzliche Berichte aus Ungarn besagen, daß 300.000 Juden von den 
östlichen und nordöstlichen Teilen des Landes in sogenannte Sammellager 
verbracht wurden. 

10. Mai 1944, S. 5 von Joseph M. Levy 

Es ist ein Tatbestand, daß Ungarn sich nun auf die Ausrottung der 
ungarischen Juden mit den teuflischsten Methoden vorbereitet . . . Sztojays 
Regierung ist dabei, die Vernichtung von einer Million menschlicher Wesen zu 
beginnen. Die Regierung in Budapest hat in verschiedenen Teilen Ungarns die 
Schaffung von „Spezial-Bädern“ für Juden verfügt. Diese Bäder sind in 
Wirklichkeit große Gaskammern, die für Massenmorde hergerichtet worden 
sind, ähnlich denen, die in Polen im Jahre 1941 installiert worden waren. 

18. Mai 1944, S. 5 von Joseph M. Levy 

80.000 Juden der Karpathenprovinzen sind in Mordlager nach Polen 
verbracht worden. 

9. Juni 1944, S. 5 

300.000 ungarische Juden sind in Lagern und Ghettos (innerhalb Ungarns) 
interniert worden. 

18. Juni 1944, S. 24 

Kürzliche Äußerungen des ungarischen Ministerpräsidenten Döme Sztojay, 
denenzufolge die Juden ausgerottet werden, um Platz zu schaffen für 
amerikanische Ungarn, die nach dem Krieg in ihr Heimatland zurückkehren 
können . . . 

20. Juni 1944, S. 5 — weiterhin „New York Times“ 

7.000 tschechoslowakische Juden, die in Theresienstadt interniert 
worden waren, wurden in die Gaskammern der berüchtigten deutschen 
Konzentrationslager bei Birkenau und Auschwitz getrieben. Bestätigung über 
die Vernichtung dort von ungezählten Tausenden wurde kürzlich von einem 
jungen Polen, der in beiden Lagern eingesperrt gewesen war, nach London 
gebracht. 

25. Juni 1944, S. 5 

Eine (polnische Untergrund-) Nachricht besagt, daß neue Massenmorde im 
Auschwitzer Konzentrationslager stattfinden. Sie werden in folgender 
Reihenfolge mittels Gas durchgeführt : Juden, Kriegsgefangene, gleich 
welcher Nationalität, und Invaliden . . . Hunderttausend Juden sind schon 
nach Auschwitz zur Hinrichtung verbracht worden . . . 

27. Juni 1944, S. 6 

Hull rief die Ungarn auf, ihre Mißhandlung der Juden einzustellen und 
warnte sie, daß jene deutschen Offiziere und Männer, . . . die . . . an diesen 
Grausamkeiten, Massakern und Exekutionen . . . teilgenommen haben, 
bestraft werden. 

2. Juli 1944, S. 12 

Ungarische Quellen in der Türkei berichten, daß die 350.000 Juden . . . 
zusammengefaßt worden sind für Deportationen in die Todeslager nach Polen. 
Am 17. Juni sind 400.000 nach Polen verschickt worden. Die verbleibenden 
350.000 werden, so wird erwartet, am 24. Juli zu Tode gebracht werden. 

Am 3. Juli 1944, S. 3 erschien der „Report“, der ein 
„WRB-Report“ war, als ein Bericht der zwei Hilfskomitees in der 
Schweiz und spezifizierte die Information dahingehend, daß seit 
dem 6. April 400.000 ungarische Juden nach Auschwitz-Birkenau 
verschickt worden seien. Die Krematorien wurden so dargestellt, daß 
sie 50 Brennstätten hätten, von denen jede 8—10 Körper 



 193 

gleichzeitig erfassen könnte. Am 6. Juli (S. 6) ist die Geschichte 
wiederholt worden. Sogar Eden bekräftigte die Behauptungen, und 
der Jüdische Weltkongreß 

wurde in seiner Stellungnahme vor mehr als zwei Wochen zitiert, daß die 
100.000 Juden, die kürzlich von Ungarn nach Polen deportiert worden waren, 
in dem berüchtigten deutschen Todeslager Auschwitz vergast worden sind. 
Zwischen dem 15. und 27. Mai fuhren täglich 62 Eisenbahnwaggons mit 
jüdischen Kindern . . . und 6 Wagen mit jüdischen Erwachsenen durch die 
Plaszow-Station in der Nähe von Krakau. Massendeportationen haben 
ebenfalls von Theresienstadt/Tschechoslowakei begonnen, wo die Juden bis 
dahin unbelästigt geblieben waren. 

13. Juli 1944, S. 3 

2.500 jüdische Männer, Frauen und Kinder . . . werden im Lager Auschwitz 
und Birkenau dieses Wochenende ankommen, wahrscheinlich mit Vorwissen 
von ihrem Schicksal. 

Am 15. Juli 1944 (S. 3) verurteilte Hull erneut das behauptete 
Töten von ungarischen Juden. Dann gab es eine Nachricht vom 
„Polnischen Untergrund“ : 

4. August 1944, S. 5 

Kurier . . . erklärte, daß die ungarischen Juden immer noch nach Auschwitz 
verbracht werden, 12 Eisenbahnzugladungen je 24 Stunden. In aller Eile tö- 
ten die Deutschen kleine Kinder mit Knüppeln. Viele Körper werden in 
offenen Feuern verbrannt, sagt er, weil die Krematorien überladen sind. 

Am 11. August 1944 (S. 4) wird ein Brief von Horthy an den König 
von Schweden zitiert, in dem er erklärt, daß die Deportationen von 
Juden gestoppt worden seien und daß ihnen erlaubt worden sei, 
Ungarn zu verlassen. 

Da sind zu viele Widersprüche in der Propaganda, um spätere 
Behauptungen auf einen Nenner zu bringen. Jedoch ähneln die 
Behauptungen der Propaganda einander irgendwie. Die gegenwärtige 
Geschichte ist die, daß zwischen Mitte Mai und irgendwann Anfang 
Juli 1944 annähernd 400.000 ungarische Juden von Gebieten 
außerhalb der Hauptstadt Budapest mit der Eisenbahn von den 
Deutschen deportiert und nahezu alle von ihnen in Birkenau getötet 
worden seien. Die Tötung sei der Hauptzweck der Deportationen 
gewesen. Diese Operation reinigt Ungarn im wesentlichen von den 
Juden mit Ausnahme von Budapest, wo die Juden allgemein in Ruhe 
gelassen worden seien. Sogar Birkenau war nicht vorgesehen für eine 
solch große Zahl von Tötungen, so daß viele Körper in 
Verbrennungsgruben geschafft und viele erschossen anstatt vergast 
worden sein sollen. Dies ist diese Geschichte trotz Reitlingers 
unfundierten Versuchen, die Anzahl der Getöteten auf 200.000 
herabzusetzen. Der „Beweis“ für die Vernichtung einer großen 
Anzahl ungarischer Juden, wenn überhaupt anerkannt, läßt einfach 
ein solches weites Abweichen von der 400.000 Zahl nicht zu.6 

Augenscheinlich ist, daß so etwas nicht geschehen und weltweite 
Publizität erzielen konnte, ohne daß die ICRC-Delegation in 
Budapest davon etwas erfahren hätte. Solche massiven und 
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Abb. 20 : Befreiungstag in Dachau 
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gewaltigen Ereignisse — sie konnten nicht beiläufig vergessen sein 
von Personen, die den Beitrag „Ungarn“ des von uns geprüften 
Auszuges geschrieben haben. Der Auszug verdeutlicht nachhaltig, 
daß die großen negativen Ereignisse, die die ungarischen Juden 
betrafen, im Oktober 1944 nach der Inhaftierung von Horthy 
begonnen haben. Darüber hinaus enthält der Bericht die allgemeinen 
Hinweise über „Vernichtungen“, obgleich jede Vernichtung 
ungarischer Juden, wäre sie wirklich geschehen, in dem Bericht 
genau erwähnt sein würde. Es gibt in der Tat keinen Wahrheitsbeweis 
für die behauptete Vernichtung von ungarischen Juden. 

Bei diesem Punkt ist es angemessen, einige Hinweise über die 
jüdische Bevölkerung Ungarns zu Beginn des Jahres 1944 
anzubringen. Die Nationalsozialisten benutzten eine Zahl von etwa 
700.000 oder 750.000.7 Ruppins Buch berichtet, daß die jüdische 
Bevölkerung Ungarns von etwa 440.000 auf 448.000 im Herbst 
1938 angestiegen sei, was auf die Annexion von Teilen der Slowakei 
zurückzuführen war. Im Frühjahr 1939 wurde die Karpatho-Ukraine 
annektiert, so daß im Juni 1939 ungefähr 590.000 Juden in Ungarn 
lebten. Es ist bekannt, daß eine gute Zahl von nicht-ungarischen 
Juden, hauptsächlich polnischen i. J. 1939 nach Ungarn geflohen 
waren, so daß Ruppins Vorkriegszahl von 590.000 leicht auf 
700.000 angeschwollen sein konnte — oder auch auf 750.000 —, wie 
die Nationalsozialisten sie verwandten. Ruppins Zahl für die 
jüdische Bevölkerung von Budapest beläuft sich auf 200.000 im Jahr 
1930. Diese Zahl würde nicht aufzustocken sein durch Annexionen, 
aber sie würde zu einem gewissen Grad zu ergänzen sein während der 
dreißiger Jahre durch deutsche und österreichische Juden und zu 
einem größeren Umfang durch polnische und andere Juden nach 
1939. Man kann zu Recht annehmen, daß im Frühjahr 1944 in 
Budapest ungefähr 300.000 Juden gelebt haben. So haben wir eine 
annähernd gute Vorstellung der ungarischen und Budapester 
jüdischen Bevölkerung im Jahr 1944. Die Deportation von 400.000 
oder mehr nicht-Budapester Juden im Frühjahr 1944 würde die 
Deportation restlos aller Juden bedeutet haben, die nicht in 
Budapest gewohnt haben. Der Roten-Kreuz-Delegation konnte dies 
nicht verborgen geblieben sein. Gleichermaßen schwierig zu 
verstehen ist, wo die „100.000 Juden“, die im November „aus den 
Provinzen nach Budapest hereinströmten“, hergekommen sein 
konnten.8 

Da gibt es auch noch andere Argumente gegen die 
Vernichtungsbehauptungen. Erstens sollen diesen Behauptungen 
zufolge Anfang Mai auf der Konferenz in Wien spezielle 
Vorkehrungen getroffen worden sein, vier Züge pro Tag 
bereitzustellen (wir kommen hierauf noch zurück), um die 
Deportationen zu bewerkstelligen. Diese Züge sollen sogar im 
Fahrplan vorgesehen gewesen sein. Dies bezieht sich auf die kritische 
Zeit wenige Wochen vor und nach dem „D-Day“ — 6. Juni 1944, 
Invasionsbeginn der Alliierten in Nordfrankreich —, auf die Zeit 
verzweifelten Mangels an jeglichem Eisenbahn-Transportmaterial, 
da beide Fronten drohten zusammenzubrechen. Ausgerechnet zu 
diesem Zeitpunkt sorgten die Deutschen für einen Aufwand von 
extra Transportraum, der die Reserven eines jeden 
Eisenbahnsystems unter den besten Umständen bereits überfordert 
haben würde. Das gerade ist nicht glaubhaft. Man möge sich 
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erinnern, daß eine Eisenbahnreise von Budapest nach Auschwitz 
schrecklicher ist als die Landkarte anzeigt, und zwar angesichts der 
Berge in der östlichen Tschechoslowakei. 

Ein weiteres zusätzliches Argument gegen die Vernichtungs- 
behauptungen verweist auf die oft gestellte Frage, warum die 
Alliierten niemals versucht haben, die Gaskammern mit einem 
Bombenteppich zu belegen, zumal die ganze Welt den Zeitpunkt der 
beabsichtigten Vernichtung der ungarischen Juden „wußte“? Diese 
Frage kann beträchtlich ausgeweitet werden. 

Am 8. Juni 1944 wurde der 15. US-Luftflotte, die in Süd-Italien 
stationiert war, befohlen, ein Schwergewicht ihrer Bombenangriffe 
auf Ziele im Erdölgebiet zu legen, und sie erhielt dafür eine Liste von 
speziellen Ölzielen in Ost- und Südost-Europa. Das Hauptziel und 
jenes, dem am meisten Aufmerksamkeit gewidmet wurde, war das 
Ploesti-Gebiet in Rumänien. Jedoch war auch Auschwitz eines der 
Ziele dieser Liste : erstmals war es am 20. August 1944 bombardiert 
worden, und nachfolgend erneut im September 1944 (235 Tonnen), 
sowie im Dezember.9 

Nun war es bei den alliierten Bomberoperationen üblich, 
ausgedehnten Gebrauch von der Luftaufklärung zu machen. Ein 
Anliegen dabei war die Feststellung des durch die Angriffe 
angerichteten Schadens und ein anderes die Planung von Angriffen : 
die Vorbereitung der Entscheidung, ob das Ziel einen Angriff lohnen 
würde oder nicht und auch darüber, wie umfangreich und welcher 
Art die Abwehr im Zielgebiet beschaffen ist.10 

Es ist sicher, daß die Luftaufklärer Auschwitz und die umliegende 
Gegend fotografiert hatten und zwar eingehend bald nach dem 
Befehl vom 8. Juni 1944. In diesem Fall sollten die Amerikaner in 
der Lage gewesen sein, aktuelle Fotografien aller dieser nach 
Auschwitz in Bewegung befindlichen, dort umgebrachten und in 
offenen Gruben verbrennenden Juden zu erstellen. Sie sollten sich 
verpflichtet gefühlt haben, besondere Maßnahmen zu ergreifen, um 
uns entweder bereits zum Zeitpunkt der behaupteten Tötungen oder 
aber zur Zeit der späteren Prozesse fotografisches Beweismaterial für 
ihre Behauptungen zu präsentieren. Natürlich, um völlig 
überzeugend zu sein, hätte die erstere Zeit gewählt werden sollen, 
bevor die Russen nach dem Januar 1945 Auschwitz kontrollierten. 

Bei aller Aufmerksamkeit, die die ungarischen Juden und auch 
Auschwitz seinerzeit in der Öffentlichkeit erzielt hatten und trotz 
des Roosevelt-Versprechens, wie es am 25. März 1944 publiziert 
worden war, rührten die Amerikaner nicht einen Finger. Weder 
haben sie sich in die behaupteten Deportationen eingeschaltet durch 
Bombardieren der besonderen Eisenbahnlinien, die von Ungarn nach 
Auschwitz führten — und es bot sich hierfür praktisch nur eine 
einzige an! —, noch durch Bombardieren, Zerstören der behaupteten 
„Gaskammern“. Sie versäumten nicht nur, uns mit fotografischem 
Beweismaterial zu versorgen, sie scheinen darüber hinaus die Beweise 
überhaupt nicht zu haben, — obgleich sie Fotografien von Auschwitz 
aus der Kriegszeit selbstverständlich erstellt haben. 

Alle diese Betrachtungen — wilde Undurchführbarkeit der 
Vernichtung der ungarischen Juden im Frühling und Sommer 1944 
und das Nichtvorhandensein von irgendwelchen sachdienlichen 
Konsequenzen aus der alliierten Luftherrschaft, — zwingen den 
Rote-Kreuz-Berichterstatter ungeachtet der opportunen 
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Voreingenommenheit gegenüber den deutschen und ungarischen 
Behörden, ihre Darstellung so zu formulieren, daß nichts, was einer 
Vernichtung der ungarischen Juden ähnelt oder nahekommt, daraus 
schlüssig gefolgert werden könnte oder müßte. 

Zunächst sollten wir in bezug auf das Datum des ersten 
Luftangriffes auf Auschwitz noch einiges zur Kenntnis nehmen : Wir 
bemerkten im Kapitel III, daß Rudolf Vrbas Behauptung, daß es am 
9.4.1944 einen Luftangriff auf Auschwitz gegeben habe, seine 
Glaubwürdigkeit unterhöhlt. Wir haben oben angegeben, daß 
Auschwitz erstmals im August 1944 bombardiert worden war. Diese 
Erkenntnis stützt sich auf die „Einsatz-Chronologie“, herausgegeben 
von Carter und Mueller, die die U.S. Air Force im Jahre 1973 
veröffentlicht hat, außerdem auch auf das Standardwerk und 
halboffizielle Ausgabe von Craven, Cate und der „U.S. Air Force 
Historical Division“ (Historische Abteilung der U.S. Luftwaffe) 
„The Army Air Forces in World War II“. Die letztere Publikation 
behandelt auch die Einsätze des RAF Bomber Command (des 
Kommandostabes der britischen Luftwaffe — Royal Air Force), 
hauptsächlich im Zusammenhang mit Angriffen auf Ölraffinerie- 
ziele. Die entsprechende, vier Bände umfassende Arbeit von Charles 
Webster und Noble Frankland „The Strategie Air Offensive Against 
Germany 1939—1945“ stützt seine Darlegungen hinsichtlich der im 
deutschen Machtbereich befindlichen Energieversorgungsziele auf 
die Publikationen von Craven u. a. 

Aus der gesamten offiziellen US-amerikanischen sowie britischen 
Air-Force-Literatur ist nicht ein einziger Hinweis darauf zu finden, 
daß jemals irgendein Angriff auf ein Auschwitzer „Vernichtungs- 
lager“ geplant oder geflogen worden sei, um die „technischen 
Einrichtungen“ für die Menschenvernichtung auszuschalten oder ein 
bekanntes Vernichtungsprogramm der Deutschen für die Zukunft 
unmöglich zu machen. Es gibt nicht einmal einen einzigen 
Schriftwechsel der Alliierten unter einander, der das Thema „Die 
Deutschen vernichten Juden“ dort oder dort offiziell zur Diskussion 
gestellt hatte; es war auch nie ein Konferenzthema der Alliierten 
während des Krieges, wie es auch nie eine gemeinsame oder gar 
neutrale Untersuchung an den Orten des „Geschehens“ gegeben hat. 
(notwendige Ergänzung d. Ü.) 

Ein Luftangriff Anfang April 1944 scheint mit Sicherheit nicht 
stattgefunden zu haben. Auschwitz war unter dem strategischen 
Gesichtspunkt nur ein „Ölziel“. Craven und andere bieten eine 
ausgezeichnete Aufstellung der Luftflotten-Ölkampagne. Da gab es 
einen spektakulären Angriff auf Ploesti im Jahre 1943, aber es gab 
keine aufrechterhaltene Öl-Kampagne bis zum Frühjahr 1944, und 
zwar auf Grund von Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
alliierten Führern, die sich auf die Prioritäten von Bombenzielen 
bezogen. Im Mai 1944 sind nur 1,1% der alliierten Bomben auf 
Ölziele gefallen. Am 17. März 1944 wurde die 15. US-Luftflotte 
angewiesen, bei der ersten Gelegenheit Angriffe gegen Ploesti zu 
unternehmen, doch heimlich unter der Generaldirektive, die die 
Bombardierung von Transportzielen forderte, die den Deutschen im 
Kampf gegen die Russen dienen. Der erste dieser Angriffe erfolgte 
am 5.4.1944, auch gab es Angriffe am 15. und 24.4. In allen drei 
Fällen waren sie hauptsächlich gegen die Eisenbahnzentren in der 
Nähe von Ploesti gerichtet, in der Hoffnung, daß hierdurch den 
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Ölraffinerien ein erheblicher Schaden zugefügt werden würde. 
Öl-bezogene Bombardierungen durch in England stationierte 
Flugzeuge begannen nicht vor dem 19.4, aber diese wurden auch 
unter einer anderen Objektbezeichnung als Öl durchgeführt. Die 15. 
US-Luftflotte führte verschiedene weitere Angriffe gegen Ploesti vor 
dem 8. Juni-Befehl aus, nachdem die Ölkampagne offiziell und 
ausgedehnt aufgegriffen worden war.11 

So war die Situation in Wirklichkeit. Es ist daher sicher, daß es im 
April oder auch Mai 1944 keinen Luftangriff auf Anlagen in oder 
bei Auschwitz gegeben hat. Der Punkt ist, daß es im April 1944 
innerhalb des alliierten Kommandos schwierig war, Angriffe gegen 
sog. Wahlziele — wie solche bei Ploesti — zu rechtfertigen. Nicht 
einmal die weniger entfernt liegende Ölanlage bei Blechhammer — 
größer als IG-Farben in Auschwitz — ist bis lange nach April 1944 als 
Ziel genannt gewesen. 

Nur die Luftflotten der USA und Großbritanniens kommen bei 
dem Problem möglicher Luftangriffe auf Auschwitz im Zeitraum 
zwischen April und September 1944 in Frage. Die Russen befaßten 
sich nicht mit strategischen Industrie-Luftangriffen dieser Art. 

Unsere Schlußfolgerung, fußend auf der US-Air-Force-Literatur, 
wird von den Erinnerungen zweier Deutscher bestätigt, die im 
Jahr 1944 in Auschwitz waren. Thies Christophersen, Autor der 
Broschüre „Die Auschwitz-Lüge“, schrieb, daß der erste Luftangriff 
„im Herbst 1944“ erfolgt sei. Christophersen scheint sich der 
Tatsache nicht bewußt zu sein, daß in der Frage des Datums des 
ersten Luftangriffes auf Auschwitz eine Bedeutung liegt. 

Dr. Wilhelm Stäglich, dessen Aussage in dem deutschen 
Monatsmagazin „Nation Europa“ veröffentlicht worden ist, machte 
keine solchen Hinweise. Aber er schrieb, daß er als Soldat einer 
Flakeinheit in der Nähe von Auschwitz von Mitte Juli bis ungefähr 
Mitte September 1944 stationiert war. Auf eine neutral gefaßte 
Anfrage des Verfassers, ohne Hinweis auf die Natur der hiermit im 
Zusammenhang stehenden Bedeutung antwortete Stäglich, daß er 
sich an keinen Luftangriff auf Auschwitz erinnere und er auch keine 
Zerstörungen gesehen habe, er sich zudem gut an seine Ankunft in 
Auschwitz erinnere, da sie unmittelbar im Anschluß an den 20. Juli 
(Attentat auf Hitler) erfolgte, sein Erinnerungsvermögen hinsicht- 
lich seines späteren Versetzungsdatums hingegen weniger verläßlich 
sei. Als ich schließlich feststellte, daß der erste Angriff dieser Art am 
20. August 1944 stattgefunden hatte, schrieb ich ihm noch einmal 
und bat, sich diesbezüglich erneut Gedanken zu machen bzw. zu 
erkundigen. In der Tat fand seine Frau noch einen damaligen Brief, 
geschrieben am 20. August 1944, mit dem Satz : „Wir hatten heute 
Vormittag den ersten Angriff auf unser Schutzobjekt“. Für mich ist 
diese Episode sehr instruktiv für die Verläßlichkeit eines 
Gedächtnisses. 

Das August-Datum wird ebenfalls bestätigt von dem italienischen 
Juden Primo Levi, der in seinem Buch „Se Questo è un Uomo“ (zu 
Beginn im Kapitel I fatti dell’estate) feststellt, daß der erste 
Luftangriff auf Auschwitz im August 1944 stattfand, zu einer Zeit, 
als er sich bereits fünf Monate dort im Lager aufgehalten hatte. 

Eine weitere Bestätigung ist dem „Kalendarium“ zu entnehmen, 
das in „Hefte von Auschwitz“ (Nr. 7 + 8/1964) publiziert worden 
ist. Dort findet sich als erster Hinweis für Luftangriffe auf Auschwitz 
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das Datum 6. September 1944. Ebenfalls die Vernichtungs- 
mythologisten bestätigten völlig unser Ergebnis hinsichtlich des 
ersten Luftangriffes auf Auschwitz. Gerald Reitlinger nimmt zum 
Datum des ersten Luftangriffes nicht ausgesprochen Stellung, doch 
bemerkt er (S. 383) „das Versagen der Alliierten, die Pässe zwischen 
Ungarn und Auschwitz in der Zeit von Mai und Juli 1944 zu 
bombardieren“. Hilberg ist weit entfernt von dem wirklichen 
Datum, indem er den ersten Angriff auf den 16. Dezember 1944 
festlegt (S. 632), und dieses Datum wird von Levin anerkannt 
(S. 701). Friedman liegt verhältnismäßig richtig, indem er den 
Angriff auf den 13. September 1944 datiert. 

Zusammengefaßt : Alle Belege zwingen zu der Schlußfolgerung, 
daß es im April 1944 keinen Luftangriff auf Auschwitz gegeben hat. 
So bedeutet Rudolf Vrbas Behauptung, damals von einem Holzstoß 
aus einen solchen erlebt zu haben, eine weitere Erschütterung seiner 
Glaubwürdigkeit. Für Vrba dürfte es zudem noch schwieriger sein, 
sich auf sein gutes Gedächtnis zu berufen, zumal dieses Ereignis im 
Leben Vrbas eine entscheidende Rolle gespielt hat, im Gegensatz zu 
Dr. Stäglichs. 

Doch zurück zu unserem gegenwärtigen Untersuchungsgegen- 
stand : Wir prüfen die Beweismittel, die für die Vernichtung der 
ungarischen Juden angeboten werden. Es sind hauptsächlich 
Beweise mittels „Dokumenten“. 

Wir wollen das IMT-Affidavit (2605-PS) von Kastner, das er am 
13. September 1945 niedergelegt hat, im wesentlichen außer acht 
lassen. Kastner war ein ungarischer Jude, der in Budapest 1944 in 
Kontakt mit Eichmann und seinen Männern stand. In seinem 
Affidavit erklärte Kastner, daß 475.000 ungarischer Juden am 
27.6.1944 deportiert worden seien. Er liefert auch eine allgemeine 
„Geschichte des vollständigen Vernichtungsprogramms“, die sich 
darauf stützt, was angeblich SS-Standartenführer Kurt Becher und 
SS-Hauptsturmführer Dieter Wisliceny Kastner erzählt haben 
sollen. Daß er das Vertrauen dieser Männer gehabt haben mag, ist 
durchaus möglich, doch wurde er 1954 als einflußreiches Mitglied 
der Ben Gurion Mapai-Partei in Israel von einem anderen ungarischen 
Juden beschuldigt, ein Kollaborateur von Becher, einem 
Vorgesetzten Eichmanns in den SS-Operationen in Ungarn gewesen 
zu sein. Das Ergebnis der Verleumdungsaktion mit Verurteilungen 
Kastners erzeugte in Israel eine größere politische Krise, deren 
katastrophale Konsequenzen durch die Ermordung Kastners im 
Jahre 1957 abgewendet wurden12. Kastner wurde ein weiteres 
Opfer des Schwindels. 

Wisliceny, Eichmanns Untergebener in Ungarn, gab ebenfalls ein 
Affidavit und zwar am 29. November 1945 und bekräftigte die 
Zeugenaussage vor dem IMT am 3. Januar 1946.13 Dieses Affidavit 
ist ein weiteres sonderbares Beispiel dafür, wie in englischer Sprache 
verfaßte Affidavits kritiklos von deutschen Gefangenen un- 
terzeichnet wurden, obgleich sie falsche bzw. ungewöhnliche 
Begriffe enthalten, wie hier z. B. „Köpfe“ statt „Personen“, die sich 
auf dem Transport befinden. 

In Wislicenys Geschichte sind schriftliche Befehle enthalten, die 
von Himmler im Frühjahr 1942 erteilt worden seien, um die Juden 
zu vernichten. Die Befehle waren u. a. gerichtet an den „Inspekteur 
der Konzentrationslager“, der gemäß einer späteren Höß-Aussage 
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von Himmler auf gar keinen Fall ausersehen war, überhaupt etwas 
über das Programm zu erfahren. 

Der Hauptbeweis ist eine Sammlung von angeblichen Dokumen- 
ten des Deutschen Auswärtigen Amtes. Im März 1944 wurde ein Dr. 
Veesenmayer des Deutschen Auswärtigen Amtes als „Generalbe- 
vollmächtigter“ nach Ungarn gesandt, um für die deutsche Regie- 
rung in Unterstützung des Sonderbotschafters Ritter tätig zu sein. 
Veesenmayer stand angeblich in häufiger Telegrammverbindung mit 
dem Auswärtigen Amt in Berlin. Ein Dokument NG-2263, 
abgedruckt in Bild 30, ist typisch für jene, die als derartige 
Telegramme, die aus dem Archiv des Auswärtigen Amtes stammen 
sollen, ausgegeben werden. Als Telegramm, das vom Auswärtigen 
Amt empfangen worden ist, trägt es natürlich nicht eine Unterschrift 
von Veesenmayer; Die Bestätigungen bestehen in Stempeln des 
Auswärtigen Amtes, die benutzt worden sind, und der hand- 
schriftliche Vermerk auf der linken Seite besagt, daß das Dokument 
unter „Ungarn“ registriert ist; er trägt die Initialen v. Thadden mit 
dem Datum : v. Th. 4/7. es lautet : 

„(i) Abtransport Juden aus Zone III planmäßig mit 50.805 abgeschlossen. 
Gesamtziffer aus Zonen l—III 340.162. 

(ii) Konzentrierung in Zone IV und Abtransport mit 41.499 planmäßig 
abgeschlossen. Gesamtziffer 381.661. Fortgang der Aktion ist gesondert mit 
Fernschreiber — Nr. 279 vom 27. Juni, Nr. 287 vom 29. Juni und Nr. 289 vom 
30. Juni nach Fuschl berichtet worden. Konzentrierung in Zone V (bisher 
nicht erfaßter Raum westlich der Donau ohne Budapest) hat 29. Juni be- 
gonnen. Gleichzeitig hat kleinere Sonderaktion in Vorstädten von Budapest 
als Vorbereitungsmaßnahme begonnen. Ferner laufen noch einige kleine 
Sondertransporte mit politischen, intellektuellen, kinderreichen und Fach- 
arbeiter-Juden.“  Veesenmayer. 

Es ist eine Sammlung von „Dokumenten“, welche den „Beweis“ 
für die Deportation von über 400.000 ungarischen Juden zwischen 
dem 15. Mai und Anfang Juli 1944 erbringen. Nach meiner Feststellung 
sind die wesentlichen „Dokumente“ unten aufgeführt. Die Art der 
Bestätigung ist in jedem Fall angezeigt. Natürlich handeln nicht alle 
Dokumente von jüdischen Angelegenheiten, die sich auf Deporta- 
tionen während der fraglichen Zeitperiode beziehen. Nur solche 
Dokumente sind aufgeführt, von denen man behauptet, daß sie im 
Sinne einer Bestätigung der Vernichtungen interpretiert werden 
müßten. 

NG-2059 Mikrofilmkopie eines Telegrammes von Veesenmayer an das 
Auswärtige Amt (AA) vom 8. Mai 1944. 

Eine gewisse Anzahl von Juden, die früher für Deportation vorgesehen waren, 
sind statt dessen zur Arbeit an militärischen Objekten in Ungarn angesetzt 
worden. Die Anforderung von 100.000 arbeitsfähigen Juden durch die 
Organisation Todt (Speer-Ministerium) muß an Glücks, an das WVHA 
gerichtet werden, der mit der Deportation der ungarischen Juden befaßt ist. — 
Die Bestätigung trägt die Initialen v. Th. 

NG-2060 in zwei Teilen. Der zweite Teil ist eine Mikrofilmkopie eines 
Telegramms von Veesenmayer an Ribbentrop via Ritter vom 21. April 1944. Es 
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berichtet, daß 100.038 ungarische Juden als Ergebnis von „Sonderaktionen“ in 
Lagern zusammengefaßt wurden. 

Die Bestätigungen sind ein Stempel „Streng Geheim“ und Initialen v. Th. Das 
dem Dokument beiliegende beschreibende Material (die „amtliche Beweisan- 
alyse“) deutet an, daß Geigers Initialen ebenfalls erschienen, doch ist die 
Prüfung des restlichen Materials (in diesem Fall nur der englischen 
Übersetzung) nicht bestätigt. 

NG-2061 Mikrofilm-Kopie eines Telegramms von Veesenmayer an das AA 
vom 20. Mai 1944. 

Es berichtet von Inhaftierungen solcher Personen, die im Untergrund gegen 
die Deutschen tätig waren und von „abgefangenem Nachrichtenmaterial, das 
sich auf angebliche Bedingungen in den deutschen Konzentrationslagern im 
Generalgouvernement bezieht. Im besonderen ist das Geschehen im Auschwitzer 
Lager in Einzelheiten beschrieben.“ 

Die Bestätigungen sind ein Stempel des AA und die Initialen v. Th., obgleich 
die amtliche Beleganalyse aussagt, daß es von Geiger abgezeichnet sei. 

NG-2190 Der erste Teil enthält einen Hinweis für den zweiten Teil, gez. v. Th. 
und Wissberg und Wagner, gestempelt „Streng Geheim“. Der 2. Teil ist ein 
Bericht v. Thadden an das AA über antijüdische Maßnahmen in Ungarn, datiert 
mit 26. Mai 1944. 

Es wird berichtet, daß die Ungarische Regierung der Deportation aller 
ungarischen Juden in die Ostgebiete zugestimmt habe, mit Ausnahme der 
80.000, die für Arbeiten an militärischen Objekten zurückgehalten werden 
sollten. Die Zahl der ungarischen Juden wird auf 900.000 bis 1 Million 
geschätzt. Die meisten Juden außerhalb Budapests seien in Ghettos konzentriert 
worden. Einer Information vom 24. Mai zufolge seien 116.000 in täglichen 
Schüben von 14.000 in das Generalgouvernement deportiert worden. Der 
Judenrat in Budapest (derselbe, der im Auszug des Rot-Kreuz-Berichtes als 
„Jüdischer Senat“ erscheint) sei vergewissert worden, daß diese Maßnahmen nur 
gegen die nicht assimilierten Juden gerichtet seien und daß die übrigen anders 
behandelt würden. Jedoch erwartet die SS in jedem Fall bei künftigen 
Konzentrations- und Deportationsmaßnahmen Schwierigkeiten. Pläne für 
zukünftige Maßnahmen seien ausgearbeitet. Probleme, die sich aus der 
unterschiedlichen Interpretation zwischen den Deutschen und den Ungarn 
darüber ergeben, wer Jude sei, würden diskutiert. Es wird geschätzt, daß 
ungefähr 1/3 der ungarischen Juden, die nach Auschwitz deportiert würden, 
arbeitsfähig seien und daß diese unmittelbar nach ihrer Ankunft an Sauckel, die 
Organisation Todt usw. zu übergeben seien. — 

Gestempelt „Streng Geheim“ und gez. v. Th. Der 3. Teil enthält eine Note für 
den 4. Teil, abgezeichnet von Wagner und v. Thadden mit handgeschriebenen 
Empfehlungen an Eichmann. Der 4. Teil ist eine Zusammenfassung von 
Thaddens Bericht mit keiner Bestätigung. 

NG-2230 Eine Abschrift von zwei Briefseiten, datiert mit 24. April 1944 v. 
Thadden an Eichmann, bezugnehmend auf den Inhalt von NG-2233 (als 
nächstes zur Diskussion stehend). Beide Seiten tragen die Initialen v. Th. 
Datum-Stempel und handgeschriebene Hinweise am Fuß der einen Seite. 
Beachte : zum zweiten Mal stoße ich auf das Dokument NG-2230, es war ein 
völlig anderes Dokument, so daß hier ein Irrtum vorliegen mag. 

NG-2233 In zwei Teilen. Der 1. Teil ist eine Abschrift eines Telegramms von 
Veesenmayer an Ritter, datiert mit 23. April 1944. Es berichtet über die Arbeit 
bei der Internierung von Juden in den Karpatho-Ghettos. 150.000 Juden seien 
schon erfaßt worden. Es wird geschätzt, daß 300.000 Juden von der Aktion 
betroffen sein würden, wenn die Aktion abgeschlossen sein wird. Die 
Internierung von Juden in anderen Gebieten soll dann folgen. Am 15. Mai 
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beginnend sollen 3.000 Juden täglich nach Auschwitz überführt werden, und 
um ihren Transport nicht aufzuhalten, soll die Überführung von 50.000 Juden, 
die von Veesenmayer für Arbeiten im Reich gefordert habe, zeitlich 
aufgeschoben werden. Aus Gründen der Sicherheit, der Ernährung und des 
Schuhzeugs wird es als nicht praktisch angesehen, sie zu Fuß zu senden. — 

Die Bestätigung ist der Stempel des AA (registrierte Unterlage). Der 2. Teil des 
Dokumentes ist eine Durchschrift eines Briefes von Thadden an Eichmann, 
datiert mit 24. April, die das Wesentliche des Telegramms wiederholt. Initialen 
v.Th. 

NG-2235 Eine Durchschrift eines Telegramms von Wagner an Veesenmayer, 
datiert mit 21. Mai 1944. Es wird berichtet, daß Thadden in Kürze Budapest 
besuchen wird, um die Verteilung des Eigentums der deutschen und ungarischen 
Juden im Rahmen der allgemeinen europäischen Lösung der Judenfrage zu 
diskutieren. Abgezeichnet v. Wagner. Dort erscheinen auch die Initialen „VM“ 
auf dem Dokument, doch ist nicht anzunehmen, daß man hieraus auf die 
Initialen Veesenmayers schließen kann. 

NG-2236 Eine getippte Erinnerung von Wagner an Steengracht, datiert mit 6. 
Juli 1944. Wagner teilt mit, daß es der Reichspolitik entspricht, die jüdische 
Auswanderung zu verhindern. Die Anfrage des War Refugee Board über die 
Schweiz, daß die Emigration der ungarischen Juden nach Palästina erlaubt 
werden sollte, müßte abgelehnt werden, weil dies die Araber verfeinden würde. 
Gleichwohl würde die Schweiz-amerikanische Intervention am Ende des Monats 
zu spät kommen, denn die anti-jüdische Aktion in Ungarn würde zu dem 
Zeitpunkt schon abgeschlossen sein. — 

Gestempelt „Geheim“, gezeichnet von Wagner. Initialen v. Th. und wahr- 
scheinlich von Henke. 

NG-2237 Mikrofilmkopie eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 10. Juni. — Es wird berichtet, daß die Maßnahmen für die 
Konzentrierung der Juden, die im Norden von Budapest wohnen, begonnen 
habe und daß die Deportation dieser Juden am 11. Juni beginnen würde. 

Die Bestätigung ist ein Stempel des AA und Initialen v.Th. 

NG-2238 Schreibmaschinengeschriebene Erinnerung von Wagner, in der er 
vorschlägt, daß Besprechungen mit der Schweiz und Schweden über die 
Emigration von ungarischen Juden in schleppender Gangart behandelt werden 
sollten, bis die Behandlung der Juden, die in Ungarn verbleiben, definitiv 
entschieden sei. 

Datiert mit 16. Sept. 1944. Gez von Wagner, Initialen v. Th. und unleserlich 
von anderen. 

NG-2262 Mikrofilmkopie eines Telegramms von Veesenmayer an Ritter, 
datiert mit 4. Mai, derzufolge der Beginn der Evakuierung von 310.000 Juden 
der Karpaten- und Transsylvaniengebiete nach Deutschland für Mitte Mai 
beabsichtigt sei. Vier tägliche Transporte, jeder 3.000 Menschen umfassend, 
seien vorgesehen. Die notwendigen Eisenbahn-Absprachen würden auf einer 
Konferenz in Wien am 4. Mai erfolgen. 

Stempel des AA und Initialen v. Th. 

NG-2263 Mikrofilmkopie eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 30 Juni 1944 : 381.661 ungarische Juden sollen um den 30. Juni 
deportiert worden sein. Umstellungen begannen westlich der Donau, ohne 
Budapest, doch auch in den Vorstädten von Budapest. 

Stempel des AA und Initialen v. Th. 

NG-2424 in zwei Teilen. Der erste Teil ist ein maschinengeschriebener Brief 
des Pressechefs des AA Schmidt an den Staatssekretär des AA Steengracht, 
datiert mit 27. Mai, der eine Propagandakampagne vorschlägt, . . . („man äußere 
Anlässe und Begründungen für die Aktion schafft, z. B. Sprengstoffunde in 
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jüdischen Clubhäusern und Synagogen“), die irgendwelchen Aktionen gegen die 
Juden von Budapest vorangehen soll. — Initialen von Wagner, — Der zweite Teil 
ist eine maschinengeschriebene Telegramm-Abschrift v. Thaddens nach 
Budapest, datiert mit 1. Juni, die in diesem Sinne fortfährt. 

NG-2980 In drei Teilen : (1) Getippte Abschrift eines Telegramms von Wagner 
nach Budapest, datiert mit 21. Mai. Thadden kündigt seinen Besuch in Budapest 
an, um das jüdische Problem durchzusprechen. — 

Gestempelt; Initialen von Wagner. 

(2) Nicht abgezeichnete Durchschrift eines Briefes von Thadden an Wagner, 
welcher ein Deckungsbrief für Thaddens Bericht über seine Aktivitäten in 
Budapest ist. — Gestempelt „Streng Geheim“. 

(3) Ein getippter 5-Seiten-Bericht, datiert mit 25. Mai : Der Spezialreferent für 
jüdische Fragen bei der deutschen Botschaft in Budapest, von Adamovic, habe 
„keine Ahnung von den wahren Absichten (oder) der gegen die Juden 
praktisch durchzuführenden Maßnahmen“. Anläßlich eines Besuches im Amt 
Eichmann habe er erfahren, daß 116.000 Juden in das Reich deportiert worden 
seien und mit weiteren 200.000 ebenso verfahren werden würde. Die 
Konzentration von 250.000 Juden aus den Provinzen nördlich und 
nordwestlich von Budapest würde am 7. Juni beginnen. Weitere Pläne würden 
durchgegeben. Schätzungsweise blieben etwa 80.000 arbeitsfähige Juden in 
Ungarn zum Arbeitseinsatz zurück. Die vollständige Operation soll Ende Juli 
abgeschlossen sein. — Der Bericht hat 5 Seiten und als einzige Bestätigung einen 
Stempel „Streng Geheim“ auf Seite 1. 

NG-5510 Getippte Abschrift eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 8. Mai : Graf Bethlen und Dr. Schilling sind nicht mit der 
Judenaktion einverstanden; daher empfiehlt Veesenmayer ihre Entlassung. — 
„Graf Bethlen erklärte, daß er kein Massenmörder zu werden wünsche und er 
daher lieber zurücktrete“. — Stempel „Streng Geheim“, handgeschriebener 
Hinweis für die Registratur unter „Ungarn“. 

NG-5532 Getippte Abschrift eines Telegramms von Veesenmayer an 
Außenminister v. Ribbentrop, datiert mit 9. Juli. Hier wird die Absicht des 
ungarischen Innenministers Jaross wiedergegeben, die Budapester Juden in der 
Umgebung der Hauptstadt zu konzentrieren und dann, wenn „ . . . jeweils 
30—40.000 Juden beisammen sind, zum Abtransport in das Reich freizugeben“. 
— Keinerlei Bestätigung. 

NG-5533 Getippte Abschrift eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 14. Juni : Zahlreiche ungarische Juden seien in die Slowakei 
eingesickert, „seitdem wir uns nach dem 19. März auf sie gestürzt haben.“ — 
Gestempelt mit „Ungarn“ und unten handgeschrieben „Staatssekretär“. 

NG-5565 Getippte Abschrift eines Telegramms von Thadden an die deutsche 
Botschaft in Preßburg, datiert mit 2. Mai. : Ankündigung einer Konferenz für 
den 4—5. Mai in Wien für Eisenbahn-Organisationsfragen in bezug auf „eine 
größere Anzahl ungarischer Juden zum Arbeitseinsatz in die Ostgebiete“. — 
Gestempelt „Geheim“, Initialen v. Th. 

NG-5567 Mikrofilmkopie eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 17. Juni. Sie enthält eine Gesamtzahl von 326.009 der in das Reich 
deportierten ungarischen Juden. — Gestempelt, Initialen v. Th. (die amtliche 
Nachweis-Analyse besagt, daß das Dokument von Wagner und Reichel 
abgezeichnet ist, doch dies fand bei den von mir geprüften Dokumenten keine 
Bestätigung). 

NG-5568 Mikrofilmkopie eines Telegramms von Veesenmayer an das AA, 
datiert mit 8. Juni : 

„Bei Durchführung Judenmaßnahmen in Ungarn ist von Grundsatz 
Geheimhaltung der Termine für den Abtransport und der Zonen, die nach- 
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einander gesäubert werden, ausgegangen worden, um Beunruhigung jüdischer 
Elemente und hierdurch Abwanderungsversuche zu vermeiden. Dies gilt 
namentlich für das Stadtgebiet Budapest, das als letzte Zone in Aussicht 
genommen ist und wo in dieser Beziehung Schwierigkeiten erwartet werden 
müssen.“ 

Gestempelt und mit Blaustift gezeichnet v.Th. 

NG-5569 Verschiedene Teile. Der erste und größte Teil ist eine 
Mikrofilmkopie eines Telegramms von Ludin in Preßburg/Slowakei an das AA, 
datiert mit 14. Juni : Wachmannschaften hätten Transportzüge aus Ungarn 
bestiegen und den Juden Geld und Schmuck geraubt, auch hätten sie einige 
Juden erschossen. Die Beute hätten sie anschließend benutzt, um sich in einem 
nahegelegenen Restaurant zu betrinken. — Gestempelt. 

Die nächsten vier Teile sind Anmerkungen, die den Vorfall von verschiedenen 
Seiten schildern. — Verschiedene Stempel. Initialen von Wagner, v. Th. und v. 
Mirbach. 

NG-5570 Mikrofilmkopie von 5 Telegrammen. Das erste ist datiert mit 14. 
Oktober und berichtet von Plänen, über 50.000 Juden zu Fuß von Ungarn in das 
Reich zu schaffen. Vertraulich ist hinzugefügt, daß „Eichmann beabsichtigt, . . . 
nochmals weitere 50.000 Juden anzufordern, um Endziel Ausräumung des 
ungarischen Raumes zu erreichen . . . “ — 

Gestempelt und handgeschriebene Hinweise. 

Die nächsten vier Teile setzen Organisationsmaßnahmen hinsichtlich der 
Budapester Juden und jener Juden auseinander, die zum Arbeitseinsatz 
deportiert wurden. — Stempel und Initialen von Wagner und v. Th. 

NG-5571 Maschinengeschriebene Telegramme, die zwischen Veesenmayer u. 
Altenburg vom AA ausgetauscht wurden, datiert mit 25. und 26. Juni. Im 
Hinblick auf die „Beendigung der Judenbereinigung“ in Ungarn sollte die 
Ungarische Regierung das Reich mit entsprechenden Mengen an Nahrungs- 
mitteln entschädigen. — Stempel. 

NG-5573 Getippter Bericht von Wagner an v. Ribbentrop, datiert mit 27. 
Oktober. Von den 900.000 Juden, die in Ungarn waren, sind 437.402 zum 
„Arbeitseinsatz in die Ostgebiete“ verbracht worden. Eine Auseinandersetzung 
darüber, ob den ungarischen Juden die Ausreise gewährt werden soll, folgt. — 
Gestempelt. Initialen von Mirbach. 

NG-5576 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von 
Veesenmayer an das AA, datiert mit 30. Juni. Horthy widersprach den 
Maßnahmen gegen die Budapester Juden, stimmte hingegen hinausgezögerten 
Maßnahmen zu. So begann „die Sammlung in der letzten Provinzzone V (soweit 
sie nicht den Raum westlich der Donau mit Ausnahme von Budapest erfaßt). 
Gleichzeitiges Sammeln wird durchgeführt innerhalb des Kommandobereiches 
des 1. Polizeikommandos in abgesonderten Vororten von Budapest, um so 
leichter in die Hauptstadt eindringen zu können“. — Gestempelt. 

NG-5594 Anonymes Telegramm von Budapest an das AA, datiert mit dem 18. 
April. 

„ . . . der magyarischen Bevölkerung . . . der dringende Wunsch nach einer 
schnellen und radikalen Lösung der Judenfrage bemerkbar mache, da die 
Angst vor der Rache der Juden größer sei als die vor der russischen Brutalität.“ 

— Handgeschriebene Notizen für die Ablage. 

NG-5595 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von 
Veesenmayer an das AA, datiert mit 28. April : „Sonderaktionen“ in Ungarn 
hätten zur Inhaftierung von 194.000 Juden geführt. — 

Gestempelt und handgeschriebene Notizen. 

NG-5596 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, datiert mit 28. April : 194.000 Juden durch Sonderaktionen 
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und ungarische Pläne inhaftiert, um die Budapester Juden innerhalb der Stadt 
im Hinblick auf alliierte Luftangriffe zu verteilen. — Stempel. 

NG-5597 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, datiert mit 30. April : 194.000 Juden durch Sonderaktionen 
inhaftiert; Diskussion von Juden, die versuchen, zum Arbeitseinsatz in Ungarn 
herangezogen zu werden, um Konzentrationslagern aus dem Wege zu gehen. — 
Stempel und handgeschriebene Anmerkungen. 

NG-5599 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, datiert mit 5. Mai : 196.000 Juden durch Sonderaktionen 
inhaftiert. — Stempel und handgeschriebene Anmerkungen. 

NG-5600 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, datiert mit 6. Mai : Die Juden sind eingekreist und denken, daß 
sie „ . . . eine zeitlich begrenzte Unterbringung in den eingerichteten Sonder- 
lagern . . . “ erfahren. — Stempel. 

NG-5602 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 24. Mai : 110.556 ungarische Juden sind in das Reich 
transportiert worden. — Stempel und handschriftliche Anmerkungen. 

NG-5603 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 19. Mai : 51.000 ungarische Juden deportiert. — Stempel, 
handschriftliche Anmerkungen und unleserliche Initialen. 

NG-5604 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 20. Mai : 62.644 ungarische Juden deportiert. — Stempel, 
handschriftliche Anmerkungen. 

NG-5605 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms Veesenmayer 
an das AA, 20. Mai : Gleicher Bericht wie in NG-2061. — Handgeschriebene 
Anmerkungen. 

NG-5607 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 16. Mai : Die Deportation der 300.000 Juden, die im 
Karpathengebiet und in Transsylvanien konzentriert waren, hat am 14. Mai mit 
vier Spezialzügen zu täglich 3.000 Juden begonnen. — Stempel, handschriftliche 
Anmerkungen. 

NG-5608 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 25. Mai : 138.870 ungarische Juden sind in das Reich 
deportiert worden. — Stempel und handgeschriebene Anmerkungen. 

NG-5613 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 20. Juli : Die ungarischen Nazis hielten die Franziskaner an, 
eine Danksagungsmesse einzufügen, um die Deportation der Juden zu feiern, 
aber der Bischof lehnte ab, und gewisse Kompromisse mußten erzielt werden. — 
Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5615 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 11. Juli : 437.402 ungarische Juden deportiert. — Stempel und 
handgeschriebene Anmerkungen. 

NG-5616 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 8. Juli : 422.911 ungarische Juden in das Reich deportiert. — 
Stempel. 

NG-5617 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 17. Juni : 340.142 ungarische Juden in das Reich deportiert. — 
Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5618 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 17. Juni : 326.000 ungarische Juden in das Reich deportiert. 
— Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5619 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 13. Juni : 289.357 Juden aus den Karpathen und 
Transsylvanien-Gebieten deportiert. Künftige Deportationspläne 
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ausgearbeitet. — Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5620 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 8. Juni : Dieses Dokument wurde in der Sammlung vermißt, 
obwohl es laut amtlicher Beleganalyse vorliegen müßte; augenscheinlich ist es 
jedoch den vorausgegangenen ähnlich. 

NG-5621 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 2. Juni; 247.856 ungarische Juden in das Reich deportiert. — 
Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5622 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 1. Juni : 236.414 ungarische Juden in das Reich abgeschoben. 
— Stempel. 

NG-5623 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer an das AA, 1. Juni : 217.236 ungarische Juden in das Reich abgeschoben. 
— Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5624 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Veesen- 
mayer andas AA, 31. Mai : 204.312 ungarische Juden in das Reich abgeschoben. 
— Stempel und handgeschriebene Notizen. 

NG-5637 Getippte Erinnerungen von Wagner an Steengracht, 21. Mai 1943. — 
Wagner berichtet über einen Besuch des ungarischen Botschafters. Diskutiert 
wurden Schwierigkeiten im Hinblick auf die Lösung des jüdischen Problems in 
Ungarn. Die Deportationen sollten in einzelnen Schüben erfolgen, und, um die 
zurückgebliebenen nicht zu alarmieren, sollte jenen, die deportiert würden, 
erlaubt werden „etwas zum Leben zu verdienen, . . . damit sie zunächst für 
kürzere Zeit gewisse Existenzmöglichkeiten . . . haben“. — Stempel und 
abgezeichnet von Wagner. 

NG-5684 Maschinengeschriebene Abschrift eines Telegramms von Vee- 
senmayer an v. Ribbentrop, 6. Juli : Ein 6-Seiten-Bericht über eine Konferenz 
mit Horthy, der erwähnte, daß er jeden Tag eine Flut von Telegrammen aus allen 
Teilen des Auslandes und Ungarn erhalte, z. B. auch vom Vatikan, vom König 
von Schweden, von der Schweiz, vom Roten Kreuz und anderen Parteien 
bezüglich der ungarischen Juden. Er setzte sich dafür ein, die jüdischen Ärzte in 
Ruhe zu lassen und ebenfalls die jüdischen Arbeitskompanien, die zu 
kriegswichtigen Einsätzen herangezogen worden sind. Veesenmayer sagte ihm, 
daß „die Lösung der jüdischen Frage . . . zwar von den Ungarn ausgetragen 
würde, (aber) niemals ohne die Unterstützung von SS und SD betrachtet werden 
könne“. — Initialen von Steengracht. 

Einige wenige Worte zu den allgemeinen Bedingungen, unter 
denen diese Dokumenten-Analyse durchgeführt worden ist, bevor 
wir fortfahren, dieses Belegmaterial zu interpretieren. Wenn man 
nach Washington geht, um Dokumente zu prüfen, wird man die 
typische Erfahrung machen, daß dort deponierte Dokumente 
geprüft sind und jeweils aus nicht weniger als aus vier Teilen 
bestehen : Erstens mag eine Fotokopie des Originals vorliegen. Sollte 
dies dennoch nicht so sein, so liegt zumindest eine vervielfältigte 
Wiedergabe des Dokumentes in der Originalsprache — hier also 
Deutsch — vor. So gibt es anstelle von handgeschriebenen Notizen 
maschinengeschriebene Vermerke mit dem Hinweis, daß es sich um 
handgeschriebene Niederschriften handelt. Zweitens gibt es eine 
englische Übersetzung des fremdsprachigen Originales. Drittens gibt 
es als Anhang nähere Beschreibungen, „die amtliche Beleganalyse“. 
Im Hinblick auf diese Voraussetzungen wurden für diese geprüfte 
Kollektion nur wenige Widersprüche notiert. 
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Doch vom Inhalt her hätten gewisse Dokumente nicht in der Liste 
sein sollen, denn sie enthüllen solche Widersprüche. Wenn es auch 
keinen Zweifel geben sollte, daß einige ungarische Juden für den 
Arbeitseinsatz in das Reich deportiert worden sind — andere für den 
gleichen Zweck in Ungarn verblieben sind —, so liegt es dennoch auf 
der Hand, daß in die Produktion dieser Dokumente ein ganz 
beträchtlicher Umfang an Fälschung eingearbeitet worden ist. Sie 
wurden nach dem Kriege geschrieben! Daß Ereignisse, wie sie die 
Dokumente aussagen — wie z. B. der Transport von 400.000 
ungarischen Juden in das Reich (oder Polen) in der Zeit zwischen 
Mai und Juli 1944 in Wirklichkeit nicht stattgefunden hat, ist auf 
Grund der bereits dargelegten Sachverhalte sicher. Jedoch gibt es 
auch Gründe für eine gewisse Unebenheit hier, denn die Fälschung 
scheint nicht im Zusammenhang mit der Auschwitz-Vernichtungs- 
Legende geschaffen worden zu sein. Fälschung ist ein riskantes 
Geschäft! So würden wir, obgleich Fälschung für diese Dokumente 
eine Sicherheit zu sein scheint, doch wünschen, daß ein 
unabhängiges Gremium den Fälschungsvorwurf überprüft. 

Fälschung wäre weniger riskant, würde sie nicht auch die 
Fälschung von Signaturen mit einschließen. Wenn die Zusam- 
menarbeit mit den Personen, die die gefälschten Dokumente 
abgezeichnet oder mit ihren Initialen versehen haben, erreichbar ist, 
dann mag es scheinen, daß das Risiko, eine Fälschung zu entlarven, 
erheblich verringert sein dürfte. So sollten wir einen strengen Blick 
auf die Bestätiger dieser Dokumente werfen. Wenn NG-5684 
ausgenommen wird, so haben wir „Bestätigungen“ mit den Initialen 
und/oder Signaturen (oder behauptete Initialen oder Signaturen) 
von Geiger, Wissberg, Hencke, Reichel, Mirbach, Wagner und v. 
Thadden, wobei die große Mehrzahl von den letzten beiden stammt. 
Diese sieben Leute haben eine sehr interessante Gemeinsamkeit : 
keiner von ihnen war Angeklagter im Fall 11 oder in irgendeinem 
Gerichtsverfahren der Alliierten. Im Fall der ersten fünf könnte dies 
noch als sachgerecht gedeutet werden, einmal im Hinblick auf den 
geringen Rang der Person oder im Hinblick auf ihre Außenseiterrolle 
bei den zur Debatte stehenden Verbrechen. So haben die ersten fünf 
Personen nur geringe Berührung mit dem Fall 11 (Wilhelmstraßen- 
Prozeß — Auswärtiges Amt). Mirbach erschien als Zeuge der 
Verteidigung und Hencke war Vertrauensmann der Verteidigung.14 

Mit Wagner und v. Thadden ist jedoch die Immunität vor 
Verfolgung durch die Alliierten äußerst mysteriös, wenn man nicht 
begreift, daß die offensichtlich sichere Herstellung der 
diskriminierenden ungarischen Dokumente grundsätzlich ihre 
Zusammenarbeit erforderlich gemacht hatte. Wir sollten somit ihre 
Funktionen im Auswärtigen Amt und ihre Erfahrungen nach dem 
Kriege untersuchen. 

Eberhard v. Thadden war Beamter in der Abteilung „Inland II“ 
des Auswärtigen Amtes. Zur Aufgabe dieser Abteilung gehörte die 
Zusammenarbeit mit der SS, und so war v. Thadden, um es 
rundheraus zu sagen, der „Juden-Experte“ des Auswärtigen Amtes. 
Zusammenarbeit mit Eichmann in bezug auf die Durchführung der 
Richtlinien für die Politik gegenüber den Juden, was immer diese 
auch gewesen sein mögen, war ein ganz normaler Teil seiner 
Pflichten. NG-2233 und NG-2980 sind zumindest in dieser Hinsicht 
akkurat. Horst Wagner war Mitglied des persönlichen Stabs des 
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Reichsaußenministers v. Ribbentrop und als Chef von „Inland II“ 
war er v. Thaddens Vorgesetzter. Wie die Dokumente korrekt 
feststellen, war er gleichermaßen in die Judenpolitik der deutschen 
Regierung verwickelt. Das Auswärtige Amt wurde von 
verschiedenen alliierten Militärtribunalen angeklagt, mit der 
Ausrottung der Juden befaßt gewesen zu sein. Und hierfür wurde v. 
Ribbentrop vom IMT für schuldig befunden. Die Hauptangeklagten 
im Fall 11 waren einige Beamte des Auswärtigen Amtes, die meisten 
von ihnen durchschnittliche Diplomaten, wobei natürlich die 
Verwicklung in Ausrottungsmaßnahmen gegenüber Juden einer der 
Vorwürfe war. Sowohl ex officio, d. h. von ihrer Position her, als 
auch unter Berücksichtigung der Dokumente, die wir durchgesehen 
haben, hätten sich v. Thadden wie Wagner zu Beginn des Falles 11 in 
ernsten Schwierigkeiten befunden haben müssen. Mehr noch : Sie 
konnten in diesem Wilhelmstraßenprozeß nicht als unbekannt 
gelten. Z. B. wählte die „New York Times“, als sie die Eröffnung des 
Falles 11 ankündigte, 8 prominente „Angeklagte oder Zeugen,“ — 
und v. Thadden war einer in der Liste.15 

So ist unter normalen Voraussetzungen unerklärlich, daß sie in 
jenem Gerichtsverfahren nicht Angeklagte waren. Beide erschienen 
als Zeugen der Anklage.16 Seltsame Ereignisse setzten sich bei ihnen 
für verschiedene Jahre fort. Was v. Thadden anbetrifft, so versuchten 
deutsche Gerichte die ins Auge fallende Freistellung vor Verfolgung 
zu korrigieren. Als er 1949 aus amerikanischem Gewahrsam 
entlassen wurde, da klagte ihn ein deutsches Gericht in Nürnberg im 
Dezember 1950 an, doch ging er nach Köln in die britische Zone, 
und eine Auslieferung wurde abgelehnt. Dann klagte ihn ein Kölner 
Gericht im Mai 1952 an, doch fand ein Prozeß niemals statt. Er 
unterzeichnete eine Stellungnahme der Anklage im Eichmann- 
Prozeß 1961. 1964 wurde er erneut verhaftet, aber wieder 
freigelassen, nachdem er eine Kaution von 500.000 Dollar 
aufgebracht hatte. Im November 1964 starb er an den Folgen eines 
Autounfalles. 

Ähnlich erging es Horst Wagner, der 1949 von den deutschen 
Behörden inhaftiert worden war. Er brachte es fertig, nach Spanien 
zu fliehen und anschließend nach Italien. Auslieferungsverfahren 
begannen 1953, doch scheiterten sie. 1958 kehrte er freiwillig nach 
Deutschland zurück, um einen Antrag auf Pension zu stellen. In 
Essen wurde er verhaftet. Obwohl er früher aus dem Lande geflohen 
war, schien er nur kurz in Untersuchungshaft verblieben zu sein, 
wenngleich nicht vor April 1960 eine offizielle Kaution in Höhe von 
50.000 DM für seine Freilassung bestimmt worden war (er scheint 
somit bereits vor der Kaution auf freien Fuß gesetzt worden zu sein). 
Wagner nahm sich Ernst Achenbach zum Rechtsbeistand, der 
Wagner in seiner Praxis auch beschäftigte. Wagners Prozeß wurde 
schließlich auf den 20. Mai 1968 festgesetzt, 10 Jahre nach seiner 
Rückkehr nach Deutschland. Doch 12 Tage vor diesem Termin legte 
Achenbach sein Mandat nieder mit der Begründung, daß er nicht 
genug Zeit zur Vorbereitung dieses Falles gehabt habe. Ein neuer 
Prozeßtermin wurde bestimmt, — für 1969. Nunmehr wurde Wagner 
von Dr. Laternser vertreten, der wenige Wochen vor dem neuerlichen 
Termin eines natürlichen Todes starb. Schließlich wurde abermals 
ein anderes Datum für den Prozeß vorgemerkt, doch drei Tage vor 
diesem 29. Mai 1972 wurde Wagner ins Krankenhaus eingeliefert, 
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um sich einer Augenoperation zu unterziehen. Der Prozeß wurde auf 
den 3.7.1972 vertagt. Wagner erschien im Gericht, aber mit Krücken, 
kaum fähig, seinen Platz zu erreichen, stöhnend vor undefinierbaren 
Schmerzen. Ein weiterer Termin wurde für Oktober 1972 
ausgemacht, doch schien sich Wagner nicht erholt zu haben, so daß 
das Gericht den Fall auf unbestimmte Zeit verschoben hat. Gegen 
Ende des Jahres 1975 lebte Wagner in ruhiger Zurückgezogenheit in 
einer Vorstadt von Düsseldorf.17 

So viel zu den Dokumenten-Belegen, die die Vernichtungsbehaup- 
tungen gegenüber den ungarischen Juden stützen. Wagner und v. 
Thadden sind ebenso wie Höß und andere den „neuen 
Meistersingern von Nürnberg“ gefolgt, aber sie taten es 
augenscheinlich in einer intelligenten Form, seitdem sie vor 
Verfolgung sicher waren. In diesem Zusammenhang dürfte ein 
detailliertes Studium der Dokumente durch einige Experten sehr 
lohnend sein. Z. B. der Ausdruck „nach Deutschland“ in NG-2262 
klingt für mich ebenso sonderlich wie mir „to America“ in einem 
offiziellen State Department Document erscheinen würde, doch bin 
ich nicht der angemessene Richter in dieser Angelegenheit. In jedem 
Fall trugen Wagner und v. Thadden ein Wissen über die Existenz 
gefälschter Dokumente mit sich, was andere nicht besaßen. So war 
z. B. auch Höß in totaler Abhängigkeit von der Gnade der Alliierten. 
Ich habe nicht alle Dokumente der NG-Serie geprüft; deren gibt es 
mehr als 5.000. Und daher kann ich nicht die Möglichkeit oder sogar 
Wahrscheinlichkeit zurückweisen, daß darüber hinaus noch weitere 
existieren. Es ist auch möglich, daß einige auch mit einigem 
Gekritzel versehen worden waren, von dem man dann sagte, es seien 
Initialen, worauf ich keine unmittelbare Antwort weiß. Jedoch hat 
das Studium der Dokumente recht tiefschürfend zu sein, will man 
den Forschungszweck erreichen. Ich ging weit über jene Dokumente 
hinaus, auf die Hilberg und Reitlinger verwiesen haben, weit genug, 
um mich dreimal von der grundlegenden Abhängigkeit zwischen 
diesen Belegunterlagen und der Nachkriegszusammenarbeit v. 
Thadden und Wagner mit den Alliierten zu vergewissern. 

Wagner und v. Thadden waren nicht die einzigen Deutschen, die 
mit den ungarischen Juden zu tun hatten und die auf geheimnisvolle 
Weise vor Verfolgung bewahrt geblieben waren. SS-General Otto 
Winkelmann, Hoher SS- und Polizeiführer für Ungarn und 
Befehlshaber aller SS-Operationen in Ungarn, war ebenfalls ein 
Zeuge der Anklage im Fall 11. SS-Standartenführer Kurt Becher, 
Repräsentant des SS-Führungshauptamtes in Ungarn (und somit 
von Himmler), diente der Anklage beim IMT. In der Tat stand 
niemand dieser Führungskräfte, die fraglos mit deutschen 
Maßnahmen gegenüber den ungarischen Juden zu tun hatten oder 
hätten haben müssen, ganz gleich, um welche es sich immer 
gehandelt haben mag, vor Gericht in Nürnberg oder anderswo (mit 
Ausnahme von Eichmann). Eichmann wurde bei den Nürnberger 
Prozessen vermißt, und die anderen legten für die Anklage gegenüber 
jenen Zeugnis ab, die allenfalls am äußersten Rande hätten beteiligt 
sein können. 

Niemand sollte überrascht sein, die schmutzigsten Praktiken 
hinter diesen Prozessen zu entdecken. Wir haben gesehen (vergl. 
S. 21—26), daß bei den Methoden, „Beweise“ zu produzieren, keine 
ethischen Grenzen respektiert wurden. Wir sollten daher einen 
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schärferen Blick auf jene werfen, die mit dem Fall 11 beauftragt 
waren. Man erinnere sich, daß es sich nicht um einen wirklichen 
„Anklage“-Prozeß gehandelt hat, mit dem ein großes Gericht 
befaßt war, und die Anklagebehörde — wie man sich beim Lesen des 
Buches von DuBois vergewissern kann — in jedem einzelnen Fall 
selber darüber entschied, wer vor Gericht gebracht wurde — und 
unter welchem Vorwand. 

Der Wilhelmstraßen-Prozeß war nicht recht vergleichbar mit den 
anderen vom NMT durchgeführten Verfahren. Alle anderen hatten 
einen besonderen Zweckcharakter, wie die Aufstellung auf S. 16 
zeigt. Der Minister- oder Wilhelmstraßenfall glich etwas einem 
„kleinen IMT“, d. h. ausgewählte Leute von deutschen Ministerien 
wurden vor Gericht geschleppt, und der Prozeß hatte einen 
entsprechend weiten Umfang. So wurde er in eine Sektion 
„Wirtschaftsministerien“ und eine Sektion „politische Ministerien“ 
aufgeteilt, von denen jede ein anderes Strafverfolgungspersonal hatte. 

Die für unser Anliegen wichtige Sektion und der politisch in der 
Tat wichtigste Fall, der vor das NMT kam, war die „Sektion 
politische Ministerien“ des Falles 11, dessen Hauptankläger Robert 
M. W. Kempner war, der bereits zur historischen Figur geworden ist. 
Es erscheint nützlich, hier eine kurze Zusammenfassung von den 
„Höhepunkten“ seiner Karriere zu präsentieren. 

Kempner, ein Jude, war im Jahre 1899 in Deutschland geboren, 
studierte Jura und war in den Zwanziger Jahren im Preußischen 
Innenministerium tätig. In den Jahren 1928—1933 war er 
Chefberater der Preußischen Staatspolizei (unter dem In- 
nenminister) und spezialisiert auf die Ursachenforschung für das 
Emporwachsen der NSDAP. Er wurde in seiner Eigenschaft als 
Beamter der Staatsanwaltschaft in Berlin und nachfolgend als 
Justiziar der preußischen Polizei ein Anti-Nazi-Kreuzfahrer und 
hatte damals energisch, allerdings ohne Erfolg, versucht, die NSDAP 
auf Gesetzeswege auszuschalten und Hitler als „lästigen Ausländer“ 
auszuweisen. 

Als die Nationalsozialisten 1933 die Regierung in Deutschland 
übernahmen, wurde er entlassen, kurzfristig verhaftet, doch konnte 
er, obgleich er Jude war, seine Rechtsanwaltpraxis für kurze Zeit als 
Berater für internationales Recht und jüdische Wanderungsprobleme 
und auch für die deutsche Taxifahrerorganisation fortsetzen. 1935 
ging er nach Italien und nahm an einer kleinen Schule in Florenz eine 
Verwaltungs- und Lehrstelle für politische Wissenschaften an. Die 
Mussolini-Regierung schloß die Schule im Jahr 1938. Die Schule, so 
auch Kempner, siedelte nach Nizza/Frankreich um. Bei der Schule 
blieb er jedoch nicht mehr lange und emigrierte im Jahre 1939 in die 
Vereinigten Staaten. Seine Mutter hatte bereits eine 
Forschungstätigkeit an der Universität von Pennsylvania, und es 
scheint, daß sie ihm eine Forschungs-Assistentenstelle an jener 
Universität verschafft hat.18 

Er nahm unmittelbar seinen Anti-Nazi-Kreuzzug wieder auf. 
Irgendwie hat er es fertiggebracht, aus Deutschland einige 
preußische Polizeiunterlagen herauszuschmuggeln, zu denen er 
Beiträge geliefert hatte, und diese wurden die Ausgangsbasis für ein 
Buch, das er 1943 privat herausgab. In dem Buch versuchte er 
oberflächlich aufzuzeigen — aufbauend auf seinen Erfahrungen —, 
was in und mit Deutschland nach dem Krieg getan werden müsse, um 



 211 

den Nationalsozialismus dauerhaft auszumerzen. Es erreichte keine 
weite Verbreitung, doch zusammen mit einigen anderen Büchern 
und Artikeln, die er schrieb, errang er sich den Ruf eines Experten 
zur „Bekämpfung der Nazis“. Auch einige Schallplattenaufnahmen 
von Konferenzen höherer NS-Führer hat er herausgeschmuggelt. 
Diese waren von der Preußischen Polizei während seiner Dienstjahre 
erstellt worden. Er stiftete sie der Universität von Pennsylvania. 
Ebenfalls schrieb er in beachtlichem Umfang „Anti-Nazi-Briefe“ an 
die Zeitungen. Als sich der Krieg dem Ende zuneigte, schrieb er, daß 
die „Nazi-Führer“ in den U.S.A. vor Gericht gestellt werden sollten, 
und zwar vor ordentliche Gerichte der U.S.A. In der Zwischenzeit 
hat er die us-amerikanische Staatsbürgerschaft erhalten.19 

Während des Krieges arbeitete er sowohl für das US-Justizmin- 
isterium als auch für den OSS (US Office of Strategie Services, den 
Vorgänger des CIA. den amerikanischen Geheimdienst). Das OSS 
beauftragte ihn mit Anfertigen von Listen Deutscher „Anti-Nazis“, 
die von der künftigen Besatzungsregierung in Deutschland mit 
Posten betraut werden könnten. Er war einer aus einer großen 
Gruppe deutscher Juden in dem OSS (zu ihnen gehörte z. B. auch 
Herbert Marcuse). 

Zum Kriegsende wechselte Kempner zum Kriegsministerium über 
und begleitete die US-Army bei ihrem Einmarsch nach Deutschland 
„auf der Besoldungsliste des Obersten Generalrichters“ (Judge 
Advocate General). Vor Eröffnung des IMT-Tribunals dient er in 
einer kaum bedeutenden Rolle als Verbindungsmann der 
Staatsanwaltschaft mit Beratern der Verteidigung. Später wurde er 
der Abteilung zugeteilt, die die US-Anklageschriften gegen die 
einzelnen Angeklagten erstellte. Während des Tribunals war er ein 
offensichtlich einfaches Mitglied des Strafverfolgungspersonals und 
spezialisiert für die Strafverfolgung des Reichsinnenministers Frick. 
Es scheint nicht, daß er besonders prominent gewesen sei, obgleich 
er unmittelbar nach dem Prozeß einen Magazin-Artikel über die 
große Arbeit des Militärtribunals im Hinblick auf die Erziehung der 
Deutschen an die „New York Times“ geschrieben hat. Die Tötung 
der deutschen militärischen und politischen Führer war noch nicht 
ausgeführt worden, als er bereits mit großer Genugtuung 
voraussagte, daß die „verdammten Nazis“ in unbekannten Gräbern 
begraben würden, „um fanatische Pilgerfahrten von noch 
begeisterten Nazis von vornherein zu vereiteln“. In der Tat war die 
schließliche Handhabung noch hysterischer, denn die Körper von 
Göring u. a. wurden fotografiert (um anschließend in der Presse und 
im Film hämisch kommentiert zu werden), dann in US- 
Armee-Uniformen gesteckt, geheim nach Dachau verbracht und 
dort eingeäschert. Die Asche wurde dort in den Fluß gekippt.20 

Als er 1947 die Verantwortung im Fall 11 übernahm, stand 
Kempner den Nachrichten zufolge in einem verwandtschaftlichen, 
aber nichts desto weniger hoch wichtigen Zusammenhang mit 
unserem Untersuchungsgegenstand. In den Jahren 1943 und 1944 
sind im „Land der freien Presse“ einige „Prozesse wegen 
Volksverhetzung“ gegen Amerikaner durchgeführt worden, deren 
Ansichten über die US-Regierungspolitik als unwillkommen 
betrachtet wurden. Der US-Ankläger war O. John Rogge, ein Mann 
aus Ohio, von dem seine Familie wie auch Freunde schon in seiner 
Jugend erwartet hatten, daß er Beamter würde. Er wurde statt dessen 
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Jurist, und es wird berichtet, daß er es an der Harvard Justiz-Schule 
zur brillanten Vollendung gebracht habe. Generalstaatsanwalt Biddle 
wählte ihn aus, um den „Volksverhetzungs“-Fall zu verfolgen. Er 
löste William P. Maloney ab, dessen Methoden Proteste von 
verschiedenen einflußreichen Kongreßmitgliedern ausgelöst hatten. 
Die Verfahrensweise betraf 30 Angeklagte und stand in 
vollständigem Gegensatz zu den US-Verfassungsprinzipien. Sie 
wurden zufällig gegenstandslos als der Vorsitzende Richter im 
November 1944 starb und das ganze Verfahren für fehlerhaft erklärt 
wurde. Als die Regierung plante, den Fall wieder aufzugreifen, hatte 
das Oberste Gericht ein anderes Urteil wegen Volksverhetzung 
aufgehoben, und große Zweifel stiegen im Justizministerium darüber 
auf, ob es weise sei, den Spektakel fortzusetzen. Wir hoffen, der 
Leser wird bei dieser langen Abweichung bei der 
„Volksverhetzungs“-Episode innerhalb der gegenwärtigen 
Abweichung bei Kempner verharren, denn die zu ziehende 
Schlußfolgerung ist höchst wichtig.21 

Rogge verlor das Interesse in dem „Volksverhetzungs“-Fall als 
solchem, doch verlor er nicht das Interesse an dem Generalthema 
einer inneren „faschistischen“ Gefahr in den USA. Im Frühling 1946 
ging er für eine 11wöchige „Informations“-Sammlungsexpedition 
nach Deutschland und türmte einige angebliche Fakten aufeinander, 
die er in einem Bericht zusammenfaßte und dem Justizministerium 
gegen Ende des Jahres unterbreitete. Da jedoch seitens des 
Justizministeriums auf das von ihm eingereichte Material keine 
unmittelbare Reaktion erfolgte, wurde er ungeduldig, so scheint es, 
und konnte sich seinerseits nicht mehr zurückhalten. Er entschloß 
sich daher herumzufahren und Vorträge zu halten, in denen er 
einiges von jenen „Informationen“ ausplauderte, die er beim 
Ausfragen der Deutschen gesammelt hatte. In einer Rede beim B’nai 
B’rith in New York im Oktober 1946 berichtete er in sehr 
allgemeinen Redewendungen, daß die „Faschisten noch eine Größe 
in der Welt und diesem Lande darstellen . . . Jetzt können die 
Faschisten noch spitzfindigere Verkleidungen vornehmen; sie 
können daherkommen und einfach sagen ,Ich bin ein Anti- 
Kommunist‘. „Ein paar Tage später präzisierte er noch sehr genauer, 
wovon er sprach. John L. Lewis, Präsident der Vereinigten 
Bergwerksarbeiter, und der alte William R. Davis, Gründer und 
Unternehmer einer Ölgesellschaft, habe, so erklärte er in einer Rede 
im Swarthmore College, mit Göring und Ribbentrop konspiriert, um 
Präsident Roosevelt in den Wahlen von 1936, 1940 und 1944 zu 
schlagen. Auf Grund des „Beweismaterials“, das er in Deutschland 
erlangt habe, könnten andere prominente Amerikaner nach Ansicht 
der „Nazis gegen die Kriegsteilnahme der Vereinigten Staaten 
organisiert werden“ einschließlich, so sagte er, Senator Burton K. 
Wheeler, der frühere Vizepräsident John N. Garner, der frühere 
Präsident Herbert Hoover und der Große Flügelmann der 
Demokraten James A. Farley. Rogge hat einiges von seinem Material 
ebenfalls an Drew Pearson gegeben, und es erscheint in Pearsons 
Leitartikel zu ungefähr der gleichen Zeit. Für solche flagrante 
Verletzung der Regeln und Normen des Justizministeriums und des 
juristischen Berufes und auch vermutlich, weil er auf einige wichtige 
politische Zehen getreten ist, wurde Rogge unverzüglich vom 
Generalstaatsanwalt Clark aus dem Justizministerium entlassen. 
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Rogge verteidigte sein Handeln, indem er erklärte, daß er alles in 
allem lediglich „ein Studium des internationalen Faschismus 
durchgeführt habe, denn die Leute, über die Nachforschungen 
angestellt wurden, sind ein Teil einer internationalen Bewegung, um 
die Demokratie sowohl hier als auch draußen zu zerstören“. Wieder 
wurde er konkret : zwei der Leute, denen er die Drohung „Faschist“ 
zu sein, entgegenhielt, waren Dr. Douglas MacCollum Stewart und 
Mr. George T. Eggleston, seinerzeit ein Redaktionsmitglied des 
„Reader’s Digest“. Rogge sagte, daß er in Deutschland Infor- 
mationen über sie von früheren deutschen Diplomaten erlangt habe, 
die vor dem japanischen Angriff auf Pearl Harbor offizielle 
Verbindungen mit den USA hatten. Die „Prawda“ beschrieb Rogges 
Entlassung als einen Skandal.22 

Zur Zeit vor Pearl Harbor hatten Stewart und Eggleston in dem 
„Scribner’s Commentator“, der dafür eingetreten war, die USA aus 
dem Zweiten Weltkrieg herauszuhalten, publiziert. Während des 
Jahres 1941 hatte Stewart eine große Summe Geld erhalten, 38.000 
Dollar, und konnte sich nicht erklären, von wem. Er erzählte den 
Untersuchungsrichtern beim „Volksverhetzungs“-Prozeß 
1943—1944, daß er dieses Geld in seinem Haus gefunden habe. Da 
eine solche Geschichte selbst für einen unparteiischen Beobachter 
lächerlich anmutet, wurde er vom Staatsanwalt und auch vom 
Richter wegen dieser Auskunft angegriffen. Seine Weigerung, die 
Aussage zu ändern, führte zu einer 90tägigen Gefängnisstrafe wegen 
Verächtlichmachung des Gerichts (er wurde nach 75 Tagen 
begnadigt). 

Im Verlaufe des Jahres 1946 wurde man im Justizministerium 
— einschließlich sogar Rogge — davon überzeugt, daß 
„Volksverhetzungs“-Vorwürfe bei Gericht keine Aussicht auf 
Erfolg hätten, so daß der Fall, der 1943 eröffnet worden war, 
schließlich abgeschlossen wurde. Dennoch stand nach wie vor 
Stewarts Aussage im Raum, was eine gute Grundlage für ein 
Meineidverfahren zu sein schien. So wurde Stewart im März 1947 
der Prozeß gemacht wegen Meineides, den er vor dem obersten 
Kriegsgericht geleistet habe. 

Die Staatsanwaltschaft trug vor, daß Stewart 15.000 Dollar von 
den 38.000 Dollar von der deutschen Regierung erhalten habe, und 
gab zwei Zeugen zum Beleg für diese Behauptung an. Baron Herbert 
von Strempel, früherer Erster Sekretär in der deutschen Botschaft in 
Washington, bezeugte, daß er Stewart gegen Ende 1941 15.000 
Dollar im Hotel Pennsylvania in New York gegeben habe. Das Geld 
habe er, wie er sagte, von Dr. Hans Thomsen, dem deutschen 
Botschaftsrat, erhalten. Thomsen bezeugte dann die Geschichte von 
Strempel. Die Zeugenaussage von Strempel und Thomsen war in 
der Tat die Konsequenz jener Information, die Rogge auf seiner 
Expedition in Deutschland 1946 gesammelt hatte. 

Stewarts Verteidigung legte jedoch Beweise dafür vor, daß er 
1941 große Summen Geld von amerikanischen Quellen bekommen 
hatte. Sie trug vor, daß einige wohlhabende Amerikaner seinerzeit 
den starken Angriffen ausgesetzten Kurs, die USA aus dem Kriege 
heraus zu halten, anonym unterstützen wollten, so daß sie Stewart 
anonyme Geldzuwendungen machten. Ob diese Behauptung einen 
Wahrheitsgehalt hatte oder schlechthin die Wahrheit war, daß 
Stewart in der Tat das Oberste Kriegsgericht angelogen hatte 
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insofern, als er nicht die Identität seiner amerikanischen Geldgeber 
preisgegeben hatte, ist für unsere Angelegenheit kaum wichtig. 
Beachtlicher hingegen war das Kreuzverhör der Verteidigung, dem 
die deutschen, von der Anklagevertretung bestellten Zeugen 
unterzogen wurden. Denn die Verteidigung war in der Lage, die 
Anklage zu diskreditieren, indem sie nachwies, daß die 
Zeugenaussagen erpreßt worden waren. Baron von Strempel sagte 
aus, daß er in Hamburg von zwei britischen Agenten verhaftet 
worden war, die, nachdem er sie nach ihrem Haftbefehl gefragt 
hatte, „lachten, ihre Gewehre von ihrer Schulter nahmen und 
erklärten, dies sei ihr Haftbefehl“. Dann verbrachte er vier Wochen 
in einem amerikanischen Vernehmungszentrum und weitere sieben 
Monate in einem abgeschlossenem Lager, wo er weiterhin 
andauernden Verhören ausgesetzt gewesen ist. „Niemals war seine 
Gesundheit so schlecht wie in dieser Zeit“. Er wurde verhört — von 
Robert M. W. Kempner —, aber wünschte nicht, darüber zu sprechen. 
Richter Laws war gezwungen, Herrn von Strempel darauf 
hinzuweisen, daß er die Fragen des Verteidigers Magee über diese 
Seite seiner Erfahrungen zu beantworten habe. Schließlich sagte er, 
daß Kempner ihm gesagt habe, wenn er „irgendwelche Vorgänge in 
der Botschaft verheimliche“, er vor Gericht gestellt und zum Tode 
verurteilt werden würde. Dann erzählte er die ganze Geschichte. 
Unaufhörliche, intensive Befragungen durch die Vernehmer 
erzeugten in ihm ein Gefühl, als sei er hypnotisiert worden. O. John 
Rogge wurde einer jener Vernehmer Strempels in Deutschland. 
Während der Vernehmung durch Rogge wurden ihm, wie er sagte, 
seine Krawatte und seine Schnürsenkel abgenommen, dann wurde er 
in Einzelhaft gesteckt, den ganzen Tag ohne Nahrung unentwegt 
ausgefragt und stand „die ganze Zeit unter Zwang“. Er gab zu, daß er 
eine Aussage unterzeichnet habe, sagte jedoch, daß dies aus Furcht 
vor weiterer Einzelhaft geschehen sei. Er machte diese für den 
Staatsanwalt so vernichtende Zeugenaussage, trotz der Tatsache, 
daß die Vereinigten Staaten ihm 70 Dollar pro Woche zahlten, 
zusätzlich Hotelkosten im Zusammenhang mit seinem Erscheinen 
als Zeuge gegen Stewart. Es gab freilich trotzdem noch eine 
Vergeltungsmöglichkeit für die Vereinigten Staaten, nämlich einige 
Arten von „Kriegsverbrecher“-Beschuldigungen gegen Strempel 
zu erheben. Gleichermaßen wurde Thomsen dem Kreuzverhör 
unterworfen. Er gab dann zu, Strempel habe ihm von der 
Todesdrohung berichtet, und erklärte weiter, Rogge habe ihm 
„Anweisungen gegeben“, sich an bestimmte Details zu erinnern. Das 
Gericht fand Stewart für unschuldig. So erschien Kempner bereits 
vor Beginn des Falles 11 in den Zeitungen.23 

In Prüfung der Volksverhetzungs-Affäre sind wir daher dem 
Wilhelmstraßen-Prozeß in einer Art und Weise begegnet, daß 
Kempner die Bildfläche als Vernehmer und Hauptverfolger 
eingesperrter früherer Beamter des deutschen Auswärtigen Amtes 
betrat. Der Zusammenhang mit Fall 11 gibt sogar noch mehr her, 
seitdem Stewarts Verteidiger im Prozeß 1947, Warren E. Magee, 
kurze Zeit später Mitberater von Baron von Weizsäcker, dem 
Hauptangeklagten im Fall 11, wurde. Wir haben daher den 
ungewöhnlichen Tatbestand, daß zwei in den Fall 11 verwickelte 
Seiten nahezu gleichzeitig in einem regulären US-Verfahren gegen 
einander standen und daß das Vernehmungsergebnis gefangener 



 216 

Deutscher von der Verteidigung erfolgreich widerlegt worden ist. 
Dieses ist eine außergewöhnliche und wichtige Bestätigung jener Art 
von Aktivität, die wir bei den Beweisunterlagen schon angedeutet 
haben. Dies muß auch hinter den Kulissen des NMT durchgesickert 
sein, — Zuckerbrot- und Peitschentaktik verschiedener Arten 
einschließlich sogar in einigen Fällen Dritte-Grad-Methoden (um 
korrekt zu sein, konnte man nicht in allen Fällen die Beweismittel als 
„erzwungen“ ausgeben). 

Magees Erfolge auf dieser Linie waren überdies mit dem 
Stewart-Prozeß noch nicht beendet. In einer anderen 
außergewöhnlichen Personenauswahl für einen Zeugen der Anklage 
benutzt Kempner Friedrich Gaus, der den Ruf hatte, „Ribbentrops 
böser Geist“ gewesen zu sein. Er wurde Hauptzeuge der Anklage 
gegen v. Weizsäcker, nicht etwa Angeklagter. Magee hatte auch dank 
seiner Eigenschaft als Amerikaner augenscheinlich Zugang zu 
Dokumenten, die deutschen Rechtsanwälten vorenthalten wurden. 
So war er in der Lage, dem Gericht nachzuweisen, daß Kempner 
Gaus gedroht hatte, ihn an die Russen auszuliefern, wenn Gaus nicht 
mit der Anklagebehörde zusammenarbeite; — eine häufige und 
wirksame Drohung, welche in verschiedenen Variationen 
verabreicht wurde. Häfliger, einer der Angeklagten im Fall 11, war 
Schweizer Bürger, doch wurde ihm vom Vernehmer Sachs unter 
Bezugnahme auf seine Aussage vor Gericht gesagt, daß, sollte er auf 
seiner Schweizer Staatsbürgerschaft bestehen bleiben, er den Russen 
ausgeliefert werden würde. Und Sachs bedeutete ihm nachdrücklich, 
daß es keine diplomatischen Beziehungen zwischen der Schweiz und 
der UdSSR gebe. Ein Weiteres : v. Thadden gestand im Kreuzverhör 
durch den Verteidiger Dr. Schmidt-Leichner ein, daß Kempner im 
Zusammenhang mit einer Exekution, die vermutlich deutsche 
Kommandoführer in Frankreich durchgeführt haben, 

„mir zu verstehen gegeben hat, daß es für mich zwei Möglichkeiten gäbe, 
entweder zu bekennen oder den französischen Behörden übergeben und vor 
ein französisches Tribunal gestellt zu werden, wo das Todesurteil für mich 
sicher wäre. Mir wurde eine Überlegungszeit von 24 Stunden gewährt, 
innerhalb derer ich mich zu entscheiden hatte.“ 

Ein Schweizer Journalist schrieb seinerzeit, daß Kempner und 
Kollegen versuchten, „den Nazismus als ein Gebräu der oberen 
Klassen zu entstellen“, um die Sozialstruktur Deutschlands, wie sie 
vor dem Nationalsozialismus herrschte, zu zerstören.24 

Rogge hatte eine lange und interessante Karriere, doch würde eine 
gründliche Zusammenfassung zu weit abführen. Um ihm gegenüber 
fair zu sein, sollten wir sagen, daß sein Verhalten im Zusammenhang 
mit den „Volksverhetzungsverfahren“ einen nicht verleiten sollte 
anzunehmen, daß er im Hinblick auf die persönlichen Freiheiten 
gefühllos wäre. Denn als die ersten Nachkriegsschritte für ein 
antikommunistisches inneres Sicherheitssystem unternommen 
worden waren, begann er aufzuschreien über die „Treibjagden“, und 
in den folgenden Jahren wurde er Vorsitzender „of the N.Y. State 
(Henry) Wallace for President Committee“, eine logische 
Ernennung, weil Rogge alles das verkörperte, was im Zuge der 
Annäherung im Handeln mit der Sowjetunion ungewöhnlich war. 
Von der linksbeflügelten „Nation“ wurde er 1950 als „der einzig 
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Unabhängige in verschiedenen kommunistischen Kongressen, 
Komitees und Delegationen“ charakterisiert. Im März jenen Jahres 
reiste er nach Moskau, um am „Weltkongreß der Partisanen des 
Friedens“ teilzunehmen. Er erklärte den Sowjets, daß der Kalte 
Krieg gleichermaßen ein Fehler beider Seiten sei, und stand bei 
einem offiziellen Treffen im Kreml auf und zitierte Thomas 
Jefferson, ein Verhalten, das von seinen sowjetischen Gastgebern gar 
nicht geschätzt wurde. Die „Nation“ kommentierte weiter, daß25 

„es leicht sei, O. John Rogge als einen weltfremden Wichtigtuer, einen geistig 
zerfahrenen Liberalen abzustempeln, der sosehr den Kontakt mit der Realität 
verloren habe, daß er glaube, die Übel dieser Welt seien lediglich das Ergebnis 
unglücklichen Mißverstehens . . . Er hat gezeigt, warum die russischen 
Herrscher sogar ihre eigenen Anhänger, die Kontakt mit dem Westen haben, 
mit Argwohn betrachten.“ 

Zurück zu Kempner. Als im Jahre 1949 die Bonner Regierung 
konstituiert wurde, warnte er vor einem dort neu aufkeimenden 
„Nazismus“. Solch ein Blick hinderte ihn jedoch zwei Jahre später 
nicht, als Repräsentant Israels in Bonn Verhandlungen über die 
Wiedergutmachung gegenüber den Juden zu führen. Schon im 
nächsten Monat griff er die Begnadigungen und die Herabsetzung 
von Urteilen gegenüber den „Kriegsverbrechern“ an, die von den 
Vereinigten Staaten gewährt worden waren.26 

Als nächstes erschien Kempner im Zusammenhang mit der im 
Jahre 1952 vom US-Senat durchgeführten Untersuchung des 
Massenmordes von Katyn (1940), der ein allgemein bekanntes 
sowjetisches Verbrechen, dessen Handhabung durch das IMT volles 
Licht auf die Absurdität wirft, die Behauptungen des Tribunals zu 
respektieren, noch einmal als Verbrechen Stalins bestätigt hat. 

Am 13. April 1943 verkündeten die Deutschen, daß im Wald v. 
Katyn nahe der Stadt Smolensk (ungefähr in der Mitte zwischen 
Minsk und Moskau) Massengräber entdeckt worden sind von rund 
10.000 durch die Russen im Jahre 1939 gefangen genommenen 
polnischen Offizieren. Vier Tage später verkündete das 
Verteidigungsministerium der Polnischen Exilregierung in London, 
daß es das Internationale Rote Kreuz um eine Untersuchung 
ersuchen werde. Die Deutschen unterstützten diesen Vorschlag, die 
Sowjets jedoch widersprachen ihr, erklärten die Londoner Polen zu 
„Kollaborateuren Hitlers“ und brachen am 26. April 1943 die 
diplomatischen Beziehungen mit ihnen ab. 

Infolge der sowjetischen Opposition weigerte sich das Rote Kreuz, 
die Untersuchung vorzunehmen. Jedoch legte die Reichsregierung 
die Massengräber von Katyn offen und ermöglichte verschiedenen 
Parteien Polens, einer Gruppe ausländischer Korrespondenten, auch 
deutschen Journalisten, Abordnungen britischer und 
amerikanischer Kriegsgefangener, einer technischen Abteilung des 
Polnischen Roten Kreuzes sowie einer internationalen 
Expertenkommission von Gerichtsmedizinern, die Gräber zu 
inspizieren. Diese Kommission schloß ihre Untersuchung mit einem 
Bericht ab, der absolut sicher unter Beweis stellte, daß diese 
polnischen Offiziere von den Sowjets vor Ausbruch des deutsch- 
sowjetischen Krieges im Juni 1941 ermordet worden waren. 
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Anfangs als die Gräber entdeckt worden waren, verwendete die 
deutsche Propaganda die Zahlen 10.000 und 12.000, da man die 
annähernde Zahl der in sowjetische Gefangenschaft geratenen 
polnischen Offiziere kannte. Und diese Zahlen wurden im Kriege 
auch am meisten verbreitet. „Konsequenterweise“ beschuldigte die 
Anklage des IMT die Deutschen der Ermordung von 11.000 
polnischen Offizieren bei Katyn, obgleich im Jahre 1943 nur 4.253 
Opfer freigelegt worden waren. Diese Zahl war seinerzeit von 
Berlin zwar auch publiziert, doch nicht so groß herausgestellt 
worden, wie die erstere Zahl, wobei allerdings zu ergänzen bleibt, 
daß von den übrigen, nicht aufgefundenen polnischen Offizieren 
niemals mehr ein Lebenszeichen vernommen worden ist, so daß mit 
Sicherheit zu unterstellen ist, daß sie demselben sowjetischen 
Genickschuß-Kommando zum Opfer gefallen sind. 

Was beim IMT im Hinblick auf diese Anklage geschah, illustriert 
den Hohn gegenüber einer auch nur annähernd legalen 
Gerichtsbarkeit. Nun, die Zeugenaussage eines Mitgliedes der 
Gerichtskommission war natürlich von Interesse. So zogen die 
Sowjets Professor Marko Markov heran, einen Bulgaren, der zu den 
Unterzeichnern des Kommissionsberichtes gehörte. Bulgarien stand 
nunmehr unter sowjetischer Kontrolle, was zur Folge hatte, daß 
Markov seine Meinung geändert hatte. Neuerdings bezeugte er die 
sowjetische Version, daß die Deutschen ihn eingeschüchtert hätten 
und er nur deshalb seinerzeit dem Kommissionsbericht zugestimmt 
hätte.27 

Auf der anderen Seite beantragte Görings Verteidiger, den 
Vorsitzenden der damaligen Kommission, Professor F. Naville, zur 
Zeugenaussage vor das IMT zu laden. Nun konnte man erleben, wie 
wirkungslos das Tribunal war, die Wahrheit zu ermitteln, selbst wenn 
sich einzelne Mitglieder darum bemüht haben mögen : Naville war 
Schweizer, lebte in Genf und konnte nicht gewaltsam zur Aussage 
gezwungen werden, und in der Tat lehnte er ab. Sein Motiv liegt auf 
der Hand. Der Verteidiger von Generalfeldmarschall Keitel bat 
ebenfalls, daß Naville — der gleichzeitig Repräsentant des 
Internationalen Roten Kreuzes war — einige Fragen beantworte (in 
bezug auf eine andere Angelegenheit), was ihm schriftlich 
unterbreitet werden könnte, doch kam auch diese Befragung nicht 
zustande. So war das IMT von seiner Zusammensetzung her 
gegenüber Zeugen aus neutralen Ländern voreingenommen und 
unfähig oder auch Unwillens, sich durchzusetzen. Die Verteidigung 
konnte schließlich nur drei deutsche Soldaten als Zeugen 
heranziehen, mehr wurden nicht zugelassen.28 

Die Entscheidung des Tribunals im Fall Katyn war eine Schande 
sogar unabhängig von dem Sachverhalt : In aller Stille wurde der Fall 
beiseitegeschoben und erscheint nicht mehr im Urteil. Weder 
wurden die Deutschen für „schuldig“ noch für „nicht schuldig“ an 
diesem sowjetischen Verbrechen befunden. 

Das US-Repräsentantenhaus, das im Jahr 1952 den Katyn- 
Massenmord erneut untersuchte, beauftragte ein Un- 
tersuchungskomitee, in Frankfurt/Main entsprechende Befragungen 
durchzuführen. Angehört wurden Vertreter der Anklagebehörde des 
IMT, aber auch der Verteidigung, so z. B. auch Dr. Otto Stahmer 
(Verteidiger von Hermann Göring). Überraschenderweise wählte das 
Komitee als Sprecher für die amerikanische Anklage den Robert 
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M. W. Kempner aus, obwohl es hierfür keinen hinreichenden Grund 
gegeben hat. Als einziges Mitglied der Anklage beim IMT wurde der 
Richter Jackson vom Komitee befragt, doch brachte sein Erscheinen 
im November in Washington für die Sache nichts. 

Dem Bericht über die öffentlichen Befragungen zufolge erklärte 
Kempner, daß das Katyn-Massaker gemäß des Verständnisses des 
Anklagepersonals „eine eindeutige russische Affäre gewesen sei . . . 
Die Russen hätten sie von Beginn an richtig in die Hand 
genommen . . . wir hatten sowieso kein Recht, uns da 
einzumischen“. Nichtsdestoweniger errang Göring — Kempner 
zufolge — nach Anhörung der Zeugen in diesem Fall einen Sieg. So 
stellte das Fehlen des Falles Katyn im IMT-Urteil die Integrität der 
Nürnberger Prozesse in Frage, und diese Erkenntnis schwang auch in 
den Fragen der Komitee-Mitglieder mit. Kempner wurde über seine 
mögliche Teilnahme bei der Hinterkulissen-Tätigkeit des US- 
Anklagestabes in Sachen Katyn befragt, und er leugnete, daß es eine 
solche geheime Absprache zwischen irgendjemandem auf der 
amerikanischen und der russischen Seite gegeben habe.29 

Die „New York Times“ berichtete, der Ton der Frankfurter 
Anhörung machte deutlich, daß „die Prinzipien, die das 
Prozeßgeschehen in Nürnberg beherrschten, in Frage gestellt worden 
wären. Beamte der Vereinigten Staaten drückten privat Bedenken 
über die Situation aus“.30 In der „Chicago Tribune“ wurde eine 
Geheimsitzung in der Nacht vor der Anhörung zitiert, in der 
Kempner zugegeben habe, daß das US-Anklagepersonal beim IMT 
Beweise dafür in der Hand gehabt hat, denen zufolge die Sowjets die 
Katynmorde begangen haben. 

Das Komitee für die Massaker im Wald von Katyn gelangte zu dem 
Schluß, daß die US-Regierung die Wahrheit über Katyn sowohl 
während des Krieges als auch unmittelbar danach unterdrückt hat. 
Im besonderen verschwand ein Bericht von Oberstleutnant John H. 
Van Vliet, Jr., einem jener amerikanischen Kriegsgefangenen, der als 
Zeuge bei den Massengräbern zugegen gewesen ist, „sowohl bei den 
Unterlagen der Armee als auch beim State Department“. Ebenfalls 
wurde herausgefunden, daß die Federal Communications 
Commission (Bundesnachrichtenvermittlungs-Kommission) die 
Rundfunkstationen eingeschüchtert hat, um Kritik an den Sowjets 
zu unterdrücken.31 

In den Jahren nach 1952 gab es für Kempner im Hinblick auf die 
„Nazis“ wenig zu tun, doch anläßlich der Eichmann-Affäre war er 
wiederum ganz in Aktion und diente der Israelischen Regierung als 
Berater im Sammeln von Beweismaterial für den Prozeß. Er steuerte 
für die „Yad Vashem Studies“ einen Beitrag für die Methoden bei, 
„Nazis bei Gericht auszuquetschen“, und er veröffentlichte in 
Deutschland ein Buch, das alte Propagandamythen wieder 
auffrischte. 1972 bestätigte er das Material, demzufolge sich Martin 
Bormann in Argentinien befinden solle, und forderte die Vereinigten 
Staaten auf, auch die anderen Alliierten, den Bormann-Fall im 
Rahmen des „Internationalen Militärtribunals“ erneut 
aufzurollen.32 Bormann war letztmalig beim Endkampf in Berlin 
1945 in der Invalidenstraße gesehen worden; das IMT hat ihn in 
absentia zum Tod verurteilt. 

An Schlußfolgerungen können für Kempners Karriere gezogen 
werden : (1) Er ist als fanatischer „Anti-Nazi“ zu charakterisieren, 
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der in den zwanziger Jahren diesen Weg bereits begonnen hatte, als 
die Nationalsozialisten sicherlich nicht krimineller waren, als andere 
Gruppen auf der gewalttätigen und chaotischen deutschen 
politischen Bühne (die Kommunisten und Sozialdemokraten hatten 
ebenfalls Privatarmeen!) (2) Er war eine wichtige Figur in den 
Prozessen, die die Vereinigten Staaten in Nürnberg durchgeführt 
haben. Die Presse beschrieb ihn gegen Ende des IMT als „Jacksons 
Experten in deutschen Angelegenheiten“ und als den „Chef der 
Ermittlung und Forschung für . . . Jackson“.33 Schließlich 
übernahm er die wichtigste Anklage beim NMT — Wilhelmstraßen- 
Prozeß —. Zwar war James M. McHaney Vorsitzender jener 
Abteilung, die die Fälle 1, 4, 7, 8, 9, 12 vorbereitete, doch beschreibt 
die Enzyklopädie Judaica Kempner als „Chefankläger“ bei den 
NMT-Prozessen.34 

(3) Gibt es gute Gründe dafür, daß Kempner die Macht, die er bei 
den Militärtribunalen hatte, mißbraucht und mit ungehörigen 
Mitteln — einschließlich Drohungen und Zwangsmittel — 
„Beweise“ produziert hat. Der Stewart-Fall macht diese 
Schlußfolgerung zwingend. Kempner war es auch, der Macht über 
Leben und Tod von Eberhard v. Thadden und Horst Wagner hatte. 

Kempner — Wilhelmstraßenprozeß — Judenschicksal in Ungarn 
1944 — Dokumente — fragwürdige Zeugen — E. v. Thadden und 
Horst Wagner — dies alles stellt einen unverkennbaren 
Zusammenhang dar. Es ist offensichtlich, daß jeder, der die 
Authentizität der Ungarn-bezogenen Dokumente, aus denen die 
Vernichtung der Juden zu folgern wäre, aufrechterhalten will, 
gezwungen ist, eine gequälte Geschichte zu produzieren, deren 
Struktur wir nicht einmal in den Ansätzen Glauben schenken 
können. (vergl. letzte Anm. d. Ü. S. 382 unten) 

Eine andere Person, die in den Dokumenten erwähnt ist, ist 
Veesenmayer, der im Zusammenhang mit einigen dieser Dokumente 
befragt wurde. Die Generallinie, die er bei seinen Aussagen einnahm, 
war mit Blick auf das erstrebte Ziel vernünftig : Freispruch oder 
mildes Urteil. Seiner Darlegung zufolge hatten die erwähnten 
Maßnahmen gegenüber den ungarischen Juden zu jener Zeit 
keineswegs die Bedeutung, wie sie ihnen nachträglich unterstellt 
würden. Er bekundete, daß er am Tag oft 20 Anweisungen, im 
Verlauf eines Monats sogar völlig widersprüchliche, erhalten habe. 
Seine Berichte wären von seinen Assistenten vorbereitet und von 
ihm nur flüchtig überflogen und dann abgezeichnet worden. Als ihm 
Berichte mit seiner Unterschrift gezeigt wurden, wonach im April 
1944 zwei Transporte zu je 2000 Juden für den Arbeitseinsatz nach 
Auschwitz abgegangen seien, bemerkte er, daß er sich daran nicht 
genau erinnern könne, es aber durchaus möglich sei, er jedoch 
niemals gewußt habe, was Auschwitz wäre. Als ihm das Dokument 
NG-5567 vorgelegt wurde, demzufolge er am 17.6.1944 berichtet 
habe, daß 326.009 Juden von Ungarn deportiert worden seien, war 
seine Antwort ebenfalls „gut möglich“. Er nahm keine feste Position 
in dieser Angelegenheit ein, weder eine bestätigende noch 
dementierende, und vermied, sich darin zu verstricken. Was 
Veesenmayer hingegen klar sagte, war, daß er mit der Evakuierung 
der Juden aus Budapest befaßt war, weil angesichts des Vormarsches 
der Roten Armee eine Revolte zu befürchten war. Gedrängt, sich 
näher darüber auszulassen, erklärte er, daß 
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„in Praxis die Frage darin bestand, ob die Front halten wird oder nicht. Wenn 
Budapest revoltiert, würde die gesamte Front aufgerollt werden . . . Wenn ich 
an solchen Gesprächen teilnahm, was ich nicht leugne, daß es möglich ist, 
dann nahm ich ausschließlich vom militärischen Gesichtspunkt daran teil : was 
kann ich tun, um die Ostfront so lange wie möglich zu halten? Nur von 
diesem Gesichtspunkt.“ 

Veesenmayer wurde zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt, doch wur- 
de er Anfang 1952 wieder freigelassen.35 

Eines scheint von den meisten Neuhistorikern — oder wie es so 
schön heißt „Zeitgeschichtlern“ — total vergessen zu werden : Da gab 
es Krieg während des Zweiten Weltkrieges! Die Deutschen dachten 
darüber nach, wie dieser Krieg zu gewinnen wäre, nicht über die 
Vernichtung der Juden! Die Behauptung von NG-2233, daß das 
Vernichtungsprogramm Vorrang beim Eisenbahntransportwesen 
vor der Beförderung von Waffen, Munition und Nachschub für die 
Truppe gehabt habe, ist absolut lächerlich! 

Der Bericht des Roten Kreuzes über Ungarn erklärte, daß die 
grundsätzliche deutsche Politik im Jahre 1944 darauf abgezielt habe, 
die osteuropäischen Juden zu internieren, da sie ein Sicherheitsrisiko 
darstellten, als die Front näherrückte. So mögen die Dokumente, die 
über diesbezügliche Konzentrationen von großen Zahlen ungarischer 
Juden berichten, zuweilen korrekt sein. Dies entsprach auch der 
Politik in benachbarten Ländern. Dennoch scheint es unwirklich, 
daß auch nur annähernd 400.000 zusammengefaßt worden sein 
sollen. Das würde eine ganz gewaltige Operation bedeutet haben. 

Ein Vergleich der Angaben des Roten Kreuzes mit den vorgelegten 
Dokumenten erweist zahllose dieser „Dokumente“ als Fälschungen. 
Glücklicherweise besitzen wir die zwei Bände umfassende Sammlung 
von Reproduktionen ausgewählter Originaldokumente : „The 
Destruction of Hungarian Jewry“, hrsg. von Randolph L. Braham. 
Indem man die hier enthaltenen Dokumente prüft und jene 
zurückweist als Fälschungen, die die angeblichen Verschickungen 
von 400.000 ungarischen Juden „belegen“, erhält man eine 
glaubhafte Geschichte. 

Am 14.4.1944 stimmte Ungarn der Deportation von 50.000 
arbeitsfähigen Juden für den Arbeitseinsatz in Deutschland zu 
(S. 134, NG-1815). Am 19.4. fordert Veesenmayer Güterwaggons 
an, deren Bereitstellung „den größten Schwierigkeiten begegnet“, — 
selbst für den Transport von 10.000 arbeitsfähigen Juden (S. 138, 
NG-5546). Am 27.4. notiert Veesenmayer den bevorstehenden 
Abschub von 4.000 arbeitsfähigen Juden nach Auschwitz (S. 361, 
NG-5535). Am selben Tag berichtet Ritter über Verzögerungen bei 
der Deportation von 50.000 Juden unter Hinweis auf Mangel an 
Eisenbahntransportgut (S. 362, NG-2196). Am 11. Juli verweist Vee- 
senmayer auf die Schwierigkeit, die Judenpolitik in Ungarn wegen 
der in Rumänien und der Slowakei vorherrschenden milderen 
Einstellung durchzuführen (S. 194, NG-5586). Am 25.8 gibt 
Veesenmayer Himmlers Befehl durch, die Deportationen in Ungarn 
einzustellen (S. 481, keine Dok. Nr.), und am 18.10 berichtet 
Veesenmayer über die neuen Juden-Maßnahmen in Ungarn (S. 226, 
ohne Dok. Nr.); eine glaubhafte Geschichte, die mit dem Bericht des 
Roten Kreuzes übereinstimmt. 
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Die Autoren des Schwindels haben auch hier beim Thema Ungarn 
in einen effektiven Tatbestand eine abwegige Interpretation 
eingestreut. Da gab es tatsächlich Deportationen von ungarischen 
Juden im Frühling 1944, u. a. auch nach Auschwitz. Jedoch waren 
die für den Arbeitseinsatz gedachten Transporte sehr stark 
eingeschränkt durch das nicht integrierte europäische 
Eisenbahnnetz, und sie scheinen nicht auch nur in annäherndem 
Maße wie ursprünglich geplant oder erwogen durchgeführt worden 
zu sein. 

Die deutsche Politik den Juden gegenüber war jedoch nicht allein 
auf deren Arbeitseinsatz abgestellt, sondern es wirkte auch weiterhin 
der Gedanke an eine Auswanderung bzw. Aussiedlung nach. Die 
Vorkriegspolitik Deutschlands, die auch in gewissem Maße in den 
ersten Kriegsjahren fortgesetzt wurde, bestand darin, mit allen 
Mitteln eine Auswanderung der Juden zu ermutigen. Nachdem 
jedoch aus dem Krieg ein Weltkrieg geworden war, änderte sich die 
Politik der Reichsführung, versteifte sich aber auch die 
Aufnahmewilligkeit des Auslandes, so daß die Realisierung 
derartiger Absichten schier unüberwindbaren Schwierigkeiten 
begegnete. Ein weiterer wesentlicher Grund war, daß der 
Weltjudenkongreß und andere zionistische Organisationen 
sämtliche Juden als Kombattanten gegen Hitler deklariert hatten, 
und emigrierende Juden als Soldaten gegen die Deutschen eingesetzt 
werden könnten und würden. Zu den weniger beachtlichen Gründen 
könnte der deutsche Wunsch zu zählen sein, zwischen Engländer und 
Araber durch Förderung einer jüdischen Emigration nach Palästina 
einen Keil zu treiben. So bestand die Grundsatzhaltung der 
Deutschen in der zweiten Hälfte des Krieges darin, eine Emigration 
von Juden auf dem Wege eines Austausches mit Deutschen, die im 
Ausland interniert worden waren, vorzunehmen, insbesondere in 
solchen Fällen, da Juden eine Einreise nach Palästina nicht gewährt 
werden sollte. Belsen war, wie wir gesehen haben, ein solches 
Transitlager. 

Die bekannte Joel-Brand-Affaire — vorgeschlagener Austausch 
von ungarischen Juden für Lastkraftwagen — entsprach der gleichen 
Art des Denkens auf deutscher Seite, lediglich mit abgeänderten 
Austauschformen. Die Deutschen waren willens, die Juden im 
Austausch für jene Lastkraftwagen und Ausrüstungsgegenstände 
emigrieren zu lassen. Da gab es nichts Unglaubhaftes in der 
Brand-Affaire, vorausgesetzt, man versteht, daß es sich nicht um 
Leben oder Tod der ungarischen Juden handelte. 

Obgleich die Angelegenheit Brand nicht ausgeführt worden war, 
waren doch kleine Gruppen ungarischer Juden mit Genehmigung der 
Deutschen und Ungarn nach Schweden, in die Schweiz und in die 
USA ausgewandert. Eine erheblich größere Anzahl wechselte 1944 
illegal nach Rumänien und die Slowakei über. Die Verteidigungs- 
dokumente Steengracht Nr. 75, 76, 77 und 87 vermitteln ein Bild 
dieser Situation. 

Die west-alliierte Propaganda aus dem Jahr 1944, wie sie durch die 
wiedergegebenen Zitate der „New York Times“ illustriert wurde, 
erwies, daß Auschwitz erst unmittelbar nach der alliierten Landung 
in der Normandie am 6. Juni 1944 in das Thema eingeblendet wurde, 
als niemand solchen Geschichten irgendeine Beachtung schenkte. 
Und, wie gezeigt, erfolgte diese Einblendung auf einer der 
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Mittelseiten der dickleibigen „New York Times“. Doch man hielt 
sich nicht einmal lange mit Auschwitz auf, anfangs jedenfalls nicht. 
Denn im Sommer 1944 wechselte man das Schwergewicht dieser 
Diffamierung bereits auf das Lager Lublin (später „Maidanek“ 
genannt) über, welches von den Sowjets Ende Juli 1944 erobert 
wurde. Der propagandistische Unsinn erhielt Nahrung durch die von 
den Sowjets herausgestellten 5 Krematorienöfen, das bekannt 
gewordene Zyklon B, angebliche Knochenreste und die zeitgerecht 
und wirksam sowjetamtlich verbreitete Märchen-Geschichte von 
Konstantin Simonow „Ich sah das Vernichtungslager“, der die 
„Weltöffentlichkeit“ u. a. auch mit dem neuesten Pro- 
pagandaschlager versorgte : „besonders vervollkommnetes 
Krematorium — für Blitzverbrennung“ (Simonow, Verlag der 
sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland, S. 5), den 
„Kunstdünger“ aus menschlichen Aschenbergen nicht zu vergessen. 
Lublin bzw. Maidanek blieb für die alliierte Propaganda das 
Hauptvernichtungslager bis in den Herbst 1944 hinein.36 

Doch dann war es plötzlich wieder Auschwitz, wo die „Nazis“ in 
einem ihrer wichtigen Industriezentren ausgerechnet technische 
Einrichtungen zur Massenvernichtung von Juden — und auch der 
ungarischen Juden — installiert hätten, wo sie doch gerade dort so 
dringend Arbeitskräfte benötigten, — für Waffen und Aus- 
rüstungsgegenstände. Zwar stellten sich die 30 oder 46 Kremato- 
riensöfen als unzureichend heraus, um die täglich eintreffenden 
10.000 Leute „zu verarbeiten“, — dies und noch vieles andere wird 
uns ja in stets neuen Versionen erzählt! —, so daß die Körper in 
offenen Gruben hätten verbrannt werden müssen. Doch sei das 
Ganze offenbar so perfektioniert gewesen, daß man es irgendwie 
mittels niemals aufgefundener „Knochenmühlen“ usw. fertigge- 
bracht habe, die Körper der vernichteten Juden spurlos ver- 
schwinden zu lassen. Die sogenannte „Säuberung von den unga- 
rischen Juden“ entging bezeichnenderweise der Aufmerksamkeit 
der Delegation des Internationalen Roten Kreuzes in Budapest, die 
doch sehr stark mit den jüdischen Affairen befaßt war. Der einzige 
„Beweis“ für alles dies, wie er uns von der USA-Regierung präsen- 
tiert wird, besteht aus „Dokumenten“, deren Authentizität von den 
„Juden-Spezialisten“ Wagner und v. Thadden bestätigt ist oder 
scheint, die ihrerseits von den Dokumenten selber belastet werden. 
Jedoch die USA-Regierung hatte ausgerechnet diese Herren v. 
Thadden und Wagner im Wilhelmstraßenprozeß nicht verfolgt, wo 
die Anklageunterlagen und -vollmachten in den Händen eines 
lebenslangen Nazi-Hassers (Kempner) waren und wo ein amerika- 
nischer Anwalt die Beweisunterlagen als erzwungen nachzuweisen 
in der Lage war, wie er es gerade zuvor in einem regulären Prozeß 
in Washington, in dem Kempner eine Rolle spielte, durchexerziert 
hatte. Die USA-Regierung versagte trotz allen Geredes im Jahre 
1944, sich in diese Auseinandersetzung mit Vorlage von Luft- 
aufnahmen über die behaupteten Vorgänge in Auschwitz einzu- 
schalten. 

Kann irgendjemand eine solche Geschichte glauben? 
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Abb. 22 : US-Kongreß-Mitglieder inspizieren das Krema- 

torium in Buchenwald, das 6 Öfen hatte 
 


